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1. Kommunale Selbstverwaltung in Tirol 
Das Bundesland Tirol mit einer Größe von 12.640 km² und seinen 279 Gemeinden1, zählt im Jahr 
2009 insgesamt 706.873 Einwohner (Hauptwohnsitze).2 
Die nachfolgende Arbeit soll dem Leser einen Überblick über die finanzielle Lage der Tiroler Ge-
meinden liefern sowie einen Einblick in die Vielfalt der kommunalen Leistungen gewähren. Dazu 
wird zunächst auf Finanzierung der Gemeinden gemäß dem FAG 2008 eingegangen. Anschlie-
ßend wird durch das Beispiel einer kommunalen Haushaltsanalyse der Gemeinden des Ötztals 
versucht die Lage der Gemeinden anhand ausgewählter Kennzahlen darzustellen. Die Vielfalt der 
kommunalen Leistungen lässt sich aus der kommunalen Haushaltsgliederung ableiten. 
Diese Vielfalt gepaart mit dem finanziellen Druck, mit welchem die Gemeinden zu kämpfen haben, 
zwingen die Gemeinden zur Zusammenarbeit. Aus diesem Grund werden in dieser Arbeit auch 
Möglichkeiten zur gemeindeübergreifenden Zusammenarbeit aufgezeigt. Dabei soll die GemNova 
DienstleistungsGmbH als Praxisbeispiel dienen, um zu zeigen, welche Potentiale durch eine Zu-
sammenarbeit geschaffen werden können. 
1.1. Rechtliche Grundlagen der Tiroler Gemeinden 
Die rechtlichen Grundlagen der Gemeinden basieren auf gesetzlichen Regelungen auf Bundes- 
und Landesebene. 
Auf Bundesebene sind die Grundvoraussetzungen der Gemeinden im Bundes-Verfassungsgesetz 
(B-VG) in den Artikeln 115 bis 120 geregelt:3 
 Art. 115: Kompetenzen zur Regelung der Gemeindeorganisation, Interessensvertretung 
 Art. 116: Gliederung der Länder in Gemeinden, wobei jede Gemeinde als Gebietskörper-
schaft mit Recht auf Selbstverwaltung und Verwaltungssprengel zu sehen ist; Gemeinden 
können als Wirtschaftskörper fungieren (sie können innerhalb der rechtlichen Schranken 
der allgemeinen Bundes- und Landesgesetze Vermögen aller Art besitzen, erwerben und 
darüber verfügen) 
 Art. 116a: Erlaubnis der Gemeinden innerhalb des eigenen Wirkungsbereichs einzelne 
Aufgaben durch Bildung eines Gemeindeverbandes zu erbringen 
 Art: 117: Regelung der Organe, die innerhalb einer Gemeinde mindestens vorhanden sein 
müssen (Bürgermeister, Gemeinderat und Gemeindevorstand) 
 Art. 118 & 119: Regelung des eigenen sowie des übertragenen Wirkungsbereichs 
 Art. 119: Regelung über das Aufsichtsrecht über die Gemeinden 
                                            
1 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Raumordnung - Statistik 2009, S. 14 
2 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Raumordnung - Statistik 2010, S. 81 
3 vgl. Art. 115-119 B-VG 
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Soweit im B-VG nicht ausdrücklich eine Zuständigkeit des Bundes festgesetzt ist, liegt es in der 
Verantwortung der Tiroler Landesgesetzgebung die Rechte der Tiroler Gemeinden nach den im B-
VG festgelegten Grundsätzen zu regeln. 
Die Tiroler Gemeindeordnung 2001 (TGO) in der aktuell gültigen Fassung regelt folgende Berei-
che:4 
 1. Abschnitt: Die Gemeinden und ihre Aufgaben 
o Geltungsbereich, Rechtliche Stellung der Gemeinden, Bestand 
o Vereinigung von Gemeinden, Teilung, Aufteilung und Errichtung einer Gemeinde, 
Grenzänderungen von Gemeinden, Gemeinsame Bestimmungen für Gebietsände-
rungen, Grenzstreitigkeiten von Gemeinden 
o Änderung eines Gemeinde- oder Ortschaftsnamens, Bezeichnung als Stadt- oder 
Marktgemeinde 
o Gemeindewappen, Gemeindefarben, Gemeindesiegel 
o Gemeindebewohner, Gemeindebürger, Ehrungen 
o Wirkungsbereiche: Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde, Besorgung des eige-
nen Wirkungsbereichs der Gemeinde, Ortspolizeiliche Verordnungen, Übertragung 
einzelner Angelegenheiten, Übertragener Wirkungsbereich der Gemeinde 
 2. Abschnitt: Gemeindeorgane (Organe, Zusammensetzung, Aufgaben) 
 3. Abschnitt: Volksbefragung, Gemeindeversammlung, Petitionen 
 4. Abschnitt: Gemeindewirtschaft 
 5. Abschnitt: Gemeindehaushalt 
 6. Abschnitt: Gemeindeaufsicht 
 7. Abschnitt: Gemeindeverbände 
 
1.2. Haushalts- und Rechungswesen der Tiroler Gemeinden 
Gemäß Art. 116 Abs. 2 B-VG sind die Gemeinden dazu ermächtigt ihren Haushalt selbstständig zu 
führen, somit zählt die Führung des Gemeindehaushaltes zu den Aufgaben des eigenen Wir-
kungsbereichs. Allerdings ermächtigt das F-VG 1948 das Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Rechnungshof, Form und Gliederung der Voranschläge der Gemeinden, Län-
der und Gemeindeverbände insofern zu regeln, als dies zur Vereinheitlichung erforderlich ist. 
Durch die Erlassung der Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung (VRV) hat das Bun-
desministerium davon Gebrauch gemacht.5 
  
                                            
4 vgl. TGO 2001 
5 vgl. Promberger et al. 2005, S. 55 
Kommunale Selbstverwaltung in Tirol 
Seite 3 
Die VRV beinhaltet: 
 eine voranschlagswirksame Verrechnung, welche sämtliche Ausgaben und Einnahmen, 
die einer Gebietskörperschaft endgültig zufließen oder von ihr verursacht werden umfasst, 
 eine voranschlagsunwirksame Verrechnung, welche Ausgaben und Einnahmen um-
fasst, die für einen Dritten anfallen bzw. weiterzuleiten sind 
 sowie eine Vermögensrechnung. 
Die voranschlagswirksame Verrechnung wird zusätzlich in einen ordentlichen und einen außeror-
dentlichen Haushalt unterteilt. Wobei dem ordentlichen Haushalt Einnahmen und Ausgaben, die 
sich aus der regelmäßigen Wirtschaftsführung ergeben zuzuordnen sind. Im außerordentlichen 
Haushalt finden sich Ausgaben, welche vereinzelt vorkommen oder der Höhe nach den normalen 
Rahmen beträchtlich übersteigen und durch außerordentliche Einnahmen gedeckt sind.6 
Die TGO 2001 regelt in den §§ 88-113 die für den Gemeindehaushalt relevanten Bestimmungen. 
Dabei orientiert sich die TGO an den Vorgaben der VRV und ergänzt, wenn nötig, ihre Bestimmun-
gen.7 
Die nachfolgende Abbildung zeigt die Haushaltsgliederung der Tiroler Gemeinden gemäß den Vor-
gaben der VRV. 
 
 
Abbildung 1 Haushaltsgliederung8 
  
                                            
6 vgl. Schauer 2007, S. 69f 
7 vgl. Promberger et al. 2005, S. 56 
8 vgl. Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 2002, S. 30ff, eigene 
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Die folgende Darstellung des Haushalts der Tiroler Gemeinden beruht auf den §§ 88-113 TGO 
2001. 
Der Haushalt der Tiroler Gemeinden ist jährlich in einem Voranschlag festzusetzen und ein 
Rechnungsabschluss nachzuweisen. Der Haushalt ist nach ordentlichen und außerordentlichen 
Ausgaben und Einnahmen getrennt zu führen. Zu den außerordentlichen Einnahmen zählen 
beispielsweise Erlöse aus der Veräußerung von Anlagevermögen, soweit sie nicht zum Erwerb 
gleichartigen Vermögens verwendet werden. 
Die Grundlage für die Gebarung der Gemeinde stellt der Voranschlag dar, welcher nach den 
Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit für den ordentlichen und 
außerordentlichen Haushalt zu erstellen ist. Im ordentlichen Haushalt ist auf eine Ausgeglichenheit 
der Einnahmen und Ausgaben im Gesamten zu achten, während im außerordentlichen Haushalt 
diese Ausgeglichenheit nach Möglichkeit für jedes einzelne Vorhaben herzustellen ist. 
Der Voranschlag beinhaltet keine Einnahmen, die an Dritte weiterzuleiten sind oder Ausgaben, die 
für Rechnung eines Dritten getätigt werden sowie Einnahmen- und Ausgabenrückstände. Ausga-
ben für Vorhaben, deren Verwirklichung sich über mehrere Jahre erstreckt, sind erst nach gesi-
cherter Finanzierung aufzunehmen. Finden sich bei der Gesamtfinanzierung außerordentliche Ein-
nahmen, so ist das betreffende Vorhaben vom Beginn der Ausführung bis zu dessen Fertigstellung 
im außerordentlichen Haushalt zuzuführen. 
Ein Entwurf des Voranschlags für das kommende Haushaltsjahr, wobei ein Haushaltsjahr mit ei-
nem Kalenderjahr deckungsgleich ist, ist bis Ende November für zwei Wochen im Gemeindeamt 
zur allgemeinen Einsichtnahme aufzulegen. Jeder Gemeindebewohner kann Einwendungen 
schriftlich geltend machen. Der Gemeinderat hat den Voranschlag bis längstens 31. Dezember 
festzusetzen. Der Voranschlag bildet anschließend die bindende Grundlage für die Führung des 
Haushalts. 
Die im ordentlichen Voranschlag vorgesehen Einnahmen können soweit sie keinem besonderen 
Zweck dienen zur Deckung aller dort vorgesehenen Ausgaben verwendet werden. Im Gegensatz 
dazu können die im außerordentlichen Voranschlag vorgesehenen Ausgaben nur durch für sie 
vorgesehene Einnahmen gedeckt werden. 
Die Gemeinden in Tirol sind dazu verpflichtet, eine ordnungs- und planmäßige Abwicklung des 
Haushaltes laufend in Kassen- und Rechnungsbüchern nachzuweisen. Die Buchhaltung der Ge-
meinden ist so einzurichten, dass sie als Grundlage für Haushaltsüberwachung, für die Überprü-
fung der Kassen- und Vermögensgegenstände und für die Erstellung des Rechnungsabschlusses 
geeignet ist. Zusätzlich hat die Verrechnung nach den Grundsätzen der Verwaltungsbuchfüh-
rung zu erfolgen. 
Die Kassen- und Rechnungsbücher sind mit 1.Jänner eines Haushaltsjahres zu eröffnen und mit 
31. Dezember, spätestens bis 31. Jänner des Folgejahres zu schließen (Auslaufmonat). 
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2. Finanzierung der Gemeinden 
2.1. Finanzverfassung und Finanzausgleichsgesetz 
Die gesetzliche Basis für die Finanzierung der Gemeinden stellen das Finanzverfassungsgesetz 
1948 (F-VG) und das Finanzausgleichsgesetz (FAG), welches die Details des Finanzausgleichs 
festlegt, dar.9 
Diese beiden Gesetze bilden wichtige Grundlagen für die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben und 
regeln die Finanzen der Gebietskörperschaften:10 
 durch die Verteilung der Abgabenhoheit, die ihnen das Recht gibt, Gesetze zur Regelung 
eigener Abgaben zu beschließen und einzuheben, 
 durch die Verteilung der Ertragshoheit, die ihnen das Recht gibt, im Rahmen des Steuer-
verbundes über einen Steuerertrag autonom zu verfügen, 
 durch Festlegen verschiedener Transferzahlungen, wie beispielsweise Vorwegabzüge, 
Zuweisungen, Umlagen sowie 
 durch besondere Regelungen bezüglich der Kostentragung. 
Im weiteren Verlauf werden, das F-VG und das FAG näher beleuchtet und es wird auf die Bedeu-
tung der Gesetze auf die Gemeinden eingegangen. 
Das F-VG 1948 enthält die Grundlagen sowie dauerhafte Vorschriften und gliedert sich in folgende 
sechs Abschnitte:11 
 Abschnitt I: Finanzausgleich (§§ 2 bis 4) 
 Abschnitt II: Abgabewesen (§§ 5 bis 11) 
 Abschnitt III: Finanzleistungen und Zuschüsse (§ 12 und 13) 
 Abschnitt IV: Kreditwesen (§ 14 und 15) 
 Abschnitt V: Haushaltsrecht und Finanzstatistik (§ 16) 
 Abschnitt VI: Fristenlauf, Übergangs- und Schlussbestimmungen (§ 17) 
Der Finanzausgleich stützt sich zum einen auf den Grundsatz der eigenen Kostentragung und zum 
anderen auf das Sachlichkeitsgebot. An dieser Stelle wird näher auf diese beiden Grundsätze ein-
gegangen. 
  
                                            
9 vgl. Adensamer & Höferl 2004, S. 3 
10 vgl. Bauer & Thöni 2005, S. 16f 
11 vgl. Promberger et al. 2005, S. 40f 
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2.1.1. Grundsatz der eigenen Kostentragung 
Der § 2 F-VG, besagt, dass alle Gebietskörperschaften sowie der Bund, sofern gesetzlich nicht an-
ders bestimmt, die Aufwendungen für die Erledigung ihrer Aufgaben selbst zu tragen haben.12 
Dies beinhaltet Aufwendungen im Bereich des Personaleinsatzes, des Amtssachaufwandes und 
des Zweckaufwandes. Personal- und Amtsaufwand für Aufgaben des übertragenen Wirkungsbe-
reichs sind von der Behörde selbst zu tragen. Für den Zweckaufwand ist allerdings jene Behörde 
zuständig, für die die Aufgabe erfüllt wird. Wurden anderslautende gesetzliche Regelungen getrof-
fen, sind diese durch das Sachlichkeitsgebot des Art. 7 B-VG (Bundes-Verfassungsgesetz) be-
schränkt. Jede Ausnahmeregelung ist im Einzelfall zu überprüfen.13 
Aufwendungen im Detail 
Der Personalaufwand beinhaltet neben laufenden Bezügen auch Ruhe- und Versorgungsgenüs-
se. Unter Amtssachaufwand ist jener Aufwand zu verstehen, der notwendig ist um die Vorausset-
zungen für das Tätigwerden der amtlichen Organe zu schaffen. Dies umfasst beispielsweise Auf-
wendungen im Bereich Telekommunikation, Beleuchtung oder die Bereitstellung entsprechender 
Räumlichkeiten. 
Der Zweckaufwand entsteht erst mit einer entsprechenden Tätigkeit. Als konkretes Beispiel sollen 
hier die Kosten für die Beauftragung eines Sachverständigen oder Kosten für die Gewährung einer 
Sozialhilfe genannt werden. Allerdings ist anzumerken, dass die Grenze zwischen Amtssachauf-
wand und Zweckaufwand meist nicht klar zu ziehen ist.14 
2.1.2. Sachlichkeitsgebot 
Der § 4 F-VG 1948 sieht vor, dass die Regelungen der Aufgaben in Übereinstimmung mit der Ver-
teilung der öffentlichen Lasten erfolgen und, dass die Grenzen der Leistungsfähigkeit bei den betei-
ligten Gebietskörperschaften nicht überschritten werden sollen.15 
Neben dem Grundsatz der eigenen Kostentragung und dem Sachlichkeitsgebot werden auch an-
dere grundsätzliche Regelungen für den Finanzausgleich festgelegt. 
So werden im F-VG 1948 folgende vier Instrumente zur Durchführung des Finanzausgleichs gere-
gelt:16 
 Abweichungen vom Grundsatz der eigenen Kostentragung 
 die Verteilung von Besteuerungsrechten 
 die Verteilung von Abgabenerträgen 
 Finanzzuweisungen und Zweckzuschüsse 
                                            
12 vgl. § 2 F-VG 1948 
13 vgl. Bauer & Rossmann 2003, S. 30 
14 vgl. Hüttner et al. 2008b, S. 45 
15 vgl. § 4 F-VG 1948 
16 vgl. Bauer & Rossmann 2003, S. 31 
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2.2. Instrumente des Finanzausgleichs 
2.2.1. Abweichungen vom Grundsatz der eigenen Kostentragung 
Eine Abweichung vom Grundsatz der eigenen Kostentragung kann eine Kostenübernahme oder 
eine Kostenabwälzung darstellen. 
Bei der Kostenübernahme verpflichtet sich eine Gebietskörperschaft, jene Kosten zu überneh-
men, die durch die für sie durchgeführten Aufgaben entstanden sind. 
Im Gegensatz dazu werden die Kosten für die Aufgabenerledigung bei der Kostenabwälzung auf 
eine Gebietskörperschaft, die nicht zur Erfüllung der Aufgaben berufen wurde, ganz oder teilweise 
übertragen.17 
Als Beispiel für eine Kostenübernahme kann der Ersatz der Besoldungskosten für Landeslehrer 
herangezogen werden, welche im § 4 FAG 2008 geregelt ist.18 
2.2.2. Verteilung der Besteuerungsrechte 
Die Verteilung der Besteuerungsrechte fällt in die Zuständigkeit der einfachen Bundesgesetz-
gebung.19 Die Bundesgesetzgebung hat sich dabei an den in § 6 F-VG taxativ aufgezählten Abga-
bentypen zu bedienen, allerdings ist diese Auflistung nicht abschließend, da auch die Länder ein, 
wenn auch geringes, Steuerfindungsrecht haben. Zusätzlich sind die Länder befugt, in Bereichen, 
welche nicht vom Bund geregelt werden, Besteuerungsrechte und Abgabenerträge zwischen sich 
und den Gemeinden zu regeln. Die im FAG 2008 getroffene Zuteilung der Besteuerungsrechte fällt 
allerdings ungleichgewichtig aus, da Länder (ohne Wien) daraus nur rund 4 % ihres Abgabenertra-
ges schöpfen können, die Gemeinden hingegen 34 %. Dies kann zu einer sehr unausgewogenen 
Finanzausstattung führen, da dem eigenen Besteuerungsrecht der Zufluss nach dem örtlichen 
Steueraufkommen immanent ist.20 
2.2.3. Finanzzuweisungen und Zuschüsse 
Finanzzuweisungen werden als Schlüssel- oder als Bedarfszuweisungen gewährt. Laut § 12 Abs. 1 
F-VG 1948 sind bei den Schlüsseln die durchschnittliche Belastung der Gebietskörperschaft durch 
die ihnen obliegenden Pflichtausgaben sowie ihre eigene Steuerkraft zu berücksichtigen. Bedarfs-
zuweisungen können sowohl zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung des Haushaltsgleich-
gewichts als auch zur Deckung außergewöhnlicher Erfordernisse oder zum Ausgleich von Härten 
bei der Verteilung von Abgabenertragsanteilen gewährt werden.21 
                                            
17 vgl. Hüttner et al. 2008b, S. 47 
18 vgl. § 4 FAG 2008 
19 vgl. § 3 Abs. 1 F-VG 1948 
20 vgl. Hüttner et al. 2008b, S. 48 
21 vgl. Promberger et al. 2005, S. 41 
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2.2.4. Verteilung der Abgabenertragsanteile an den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben 
Die gemeinschaftlichen Bundesabgaben werden, wie ihr Name bereits erahnen lässt, vom Bund 
eingehoben und anschließend mittels Verteilungsschlüssel zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den aufgeteilt. Im Jahr 2008 fallen rund EUR 61,2 Mrd. oder 94 % des gesamten Steuerbetrages 
auf die gemeinschaftlichen Bundesabgaben. Somit stellt die Verteilung der gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben das am stärksten wirkende Instrument des Finanzausgleichs dar.22 
Die gemeinschaftlichen Bundesabgaben setzen sich wie folgende Abbildung zeigt zusammen: 
 
 
Abbildung 2 Gemeinschaftliche Bundesabgaben23 
 
Die gemeinschaftlichen Bundesabgaben, sind im FAG 2005 um Kapitalverkehrssteuern, die Ta-
baksteuer, die Elektrizitäts-, die Erdgas- und Kohleabgabe, die Versicherungssteuer, die Normver-
brauchsabgabe und die Konzessionsabgabe erweitert worden. Im FAG 2008 wird festgelegt, dass 
ab dem Jahr 2009 auch der Wohnbauförderungsbeitrag zu den gemeinschaftlichen Bundesabga-
ben zählt.24 
Die Erbschafts- und Schenkungssteuer ist mit 31. Juli 2008 ausgelaufen25, auch andere Steuern, 
die zu den gemeinschaftlichen Bundesabgaben zählen waren in den letzten Jahren von Änderun-
gen betroffen. 
  
                                            
22 vgl. Hüttner et al. 2008b, S. 48 
23 vgl. § 8 Abs. 1 FAG 2008, eigene Darstellung 
24 vgl. Hüttner et al. 2008a, S. 106f 
25 vgl. Pilz 2008b, S. 14 
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So umfasst die Kapitalverkehrssteuer die Gesellschaftssteuer und die Wertpapiersteuer, eine 
Börsenumsatzsteuer wird nicht mehr erhoben. Die Weinsteuer wurde im Jahr 1995 außer Hebung 
gesetzt, seit dem FAG 2005 werden über die Aufteilung von Resteingängen bezüglich dieser Steu-
er keine Regelungen mehr getroffen. Die Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe und die Kohle-
abgabe sind im Bundesvoranschlag unter 'Energieabgabe' zu finden. Die Zwischenerzeuger-
steuer ist im Schaumweingesetz geregelt und wird im Bundeshaushalt gemeinsam mit der 
Schaumweinsteuer verrechnet, auch bei der Abgabenteilung findet keine Unterscheidung statt. Die 
Schaumweinsteuer wurde allerdings mit der Steuerreform 2005 abgeschafft, somit wird bei der 
Verteilung der Abgaben ein Steuersatz von Null festgelegt. Die Kraftfahrzeugsteuer ist im Bun-
desvoranschlag 2008 in einen zweckgebundenen und einen nicht zweckgebunden Teil aufgeteilt. 
Bei der Aufteilung der Abgabenerträge wird allerdings auf diese Unterscheidung verzichtet.26 
2.3. Verteilung der Abgabenerträge 
Gemäß § 6 F-VG kommen den Gemeinden folgende Abgabenerträge zu:27 
 Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundes- und Landesabgaben, 
 ausschließliche Gemeindeabgaben, deren Ertrag gänzlich den Gemeinden zufließt, 
 Zuschlagsabgaben, die aus einer Stammabgabe des Bundes bzw. der Länder und aus Zu-
schlägen der nachgeordneten Gebietskörperschaften bestehen, 
 gleichartige Abgaben vom selben Besteuerungsgegenstand. 
2.3.1. Vertikaler Finanzausgleich 
Vor einer Verteilung der gemeinschaftlichen Bundesabgaben, werden gemäß § 8 Abs. 2 folgende 
Beträge abgezogen:28 
 bei der Umsatzsteuer für den Bund ein Betrag in Höhe der Ausgaben des Bundes für die 
Beihilfen gemäß den §§ 1 bis 3 des Gesundheits- und Sozialbereich-Beihilfengesetzes, 
BGBl. Nr. 746/1996,  
 bei der Umsatzsteuer für Gesundheitsförderung, -aufklärung und -information ein Betrag in 
Höhe von EUR 7.250.000 jährlich,  
 bei der Tabaksteuer der dem Ausgleichsfonds der Krankenversicherungsträger gemäß § 
447a Abs. 7 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zu überweisende Betrag sowie 
 bei der Kraftfahrzeugsteuer für den Bund ein Betrag von EUR 14.500.000 jährlich. 
  
                                            
26 vgl. Hüttner et al. 2008a, S. 107f 
27 vgl. Neuhofer 1998, S. 437 
28 vgl. § 8 Abs. 2 FAG 2008 
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Nach erfolgtem Abzug der oben genannten Beträge wird vom Nettoaufkommen der gemeinschaft-
lichen Bundesabgaben gesprochen. Von diesem Nettobetrag sind folgende Anteile abzuziehen:29 
 von den Ertragsanteilen des Bundes bei der Einkommensteuer ohne Kapitalertragsteuer II 
(§ 93 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 EStG 1988) und der Körperschaftsteuer 1,75 % für den Fami-
lienlastenausgleich und 1,1 % für den Katastrophenfonds sowie von den Ertragsanteilen 
des Bundes an der Körperschaftsteuer weitere EUR 10 Millionen jährlich für den Katastro-
phenfonds. Falls die Rücklage des Katastrophenfonds erschöpft ist, kann der Abzug von 
den Ertragsanteilen des Bundes an der Körperschaftsteuer für die Abgeltung von Schäden 
durch Naturkatastrophen im Sinne des § 3 des Katastrophenfondsgesetzes 1996, BGBl. 
Nr. 201, durch Beschluss der Bundesregierung in dem Ausmaß erhöht werden, das zur 
Abgeltung dieser Schäden zusätzlich erforderlich ist. Allerdings ist dieser Betrag mit höchs-
tens 1,1 % des Nettoaufkommens an Einkommensteuer ohne Kapitalertragsteuer II und an 
Körperschaftsteuer (Aufstockungsbetrag) begrenzt. 
 Von den Ertragsanteilen der Gemeinden bei den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel 
0,166 % des jeweiligen Nettoaufkommens für die teilweise Finanzierung der Beitragsleis-
tungen Österreichs an die Europäische Union.  
 Der Abzug für den Familienlastenausgleich ist um die Auswirkungen der Abschaffung der 
Selbstträgerschaft auf die Gebietskörperschaften zu kürzen. Die Anteile der Länder und 
Gemeinden an der Umsatzsteuer sind als Ausgleich für die Abschaffung der Selbstträger-
schaft um deren Auswirkungen auf die Länder bzw. die Gemeinden zu Lasten der Anteile 
des Bundes an der Umsatzsteuer zu erhöhen. 
Die gemeinschaftlichen Bundesabgaben werden, mit Ausnahme der Spielbankabgabe, mittels ein-
heitlichen Aufteilungsschlüssels auf die jeweiligen Gebietskörperschaften aufgeteilt.  
 
 
Abbildung 3 Einheitlicher Aufteilungsschlüssel30 
 
Von dem einheitlichen Aufteilungsschlüssel ausgenommen sind die Werbeabgabe, die Grunder-
werbssteuer, die Bodenwertabgabe und ab dem Jahr 2009 der Wohnbauförderungsbeitrag. Diese 
werden wie Abbildung 4 zeigt aufgeteilt. 
 
                                            
29 vgl. § 9 Abs. 2 FAG 2008 
30 vgl. § 24 Abs. 5 Z 1 FAG 2008, eigene Darstellung 
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Abbildung 4 Verteilung Werbeabgabe, Grunderwerbssteuer, Bodenwertabgabe, Wohnbauförderungsbeitrag31 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt den Abgabenerfolg für die Jahre 2007 und 2008, deren Entwick-
lung und den Gemeindeanteil im FAG 2008. 
 
Abgabenart 2007 2008 +/- % Gemeindeanteil FAG 2008 in % 
Einkommensteuer 2.628,76 2.741,78 4,3 11,711 
Lohnsteuer 19.663,58 21.308,44 8,4 11,711 
KESt I 1.293,63 1.572,89 21,6 11,711 
KESt II 1.878,98 2.176,43 15,8 11,711 
Körperschaftssteuer 5.741,45 5.998,47 4,5 11,711 
Erbsch.- u. Schenk.St. 155,17 142,67 -8,0 11,711 
Bodenwertabgabe 5,26 5,64 7,2 96,000 
Umsatzsteuer 20.831,60 21.853,08 4,9 11,711 
Tabaksteuer 1.446,16 1.424,49 -1,5 11,711 
Biersteuer 199,9 189,58 -5,2 11,711 
Mineralölsteuer 3.688,83 3.893,94 5,6 11,711 
Alkoholsteuer 121,73 123,98 1,9 11,711 
Kapitalverkehrsteuern 147,07 88,94 -39,5 11,711 
Werbeabgabe 108,48 114,02 5,1 86,917 
Energieabgabe 764,36 709,09 -7,2 11,711 
Normverbrauchsabgabe 456,2 471,89 3,4 11,711 
Grunderwerbsteuer 643,71 651,63 1,2 96,000 
Versicherungssteuer 993,21 1.021,79 2,9 11,711 
Motorbez. Vers.St 1.410,05 1.474,79 4,6 11,711 
KFZ-Steuer 129,57 77,17 -40,4 11,711 
Konzessionsabgabe 201,9 215,18 6,6 11,711 
Kunstförderungsbeitrag 16,37 16,63 1,6 11,711 
Summe 62.527,38 66.272,52 6,0 - 
Tabelle 1 Gemeinschaftliche Bundesabgaben - Abgabenerfolg 2007 und 2008 in Mio. Euro32 
                                            
31 vgl. § 9 Abs. 1 FAG 2008, eigene Darstellung 
32 vgl. Österreichischer Gemeindebund 2009, S. 20, eigene Darstellung 
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2.3.2. Horizontaler Finanzausgleich – Länderweise Unterverteilung 
Die Anteile der vertikalen Verteilung werden nun, nach den verschiedenen Vorwegabzügen, auf die 
Gemeinden der Länder verteilt und so genannte 'Ländertöpfe' gebildet. Seit dem FAG 2005 erfolgt 
diese Verteilung mittels Gesamtschlüssel. Einzige Ausnahme stellen die Anteile zum Getränke-
steuerausgleich dar. Diese sind somit weiterhin an das Umsatzsteueraufkommen gekoppelt.33 
Vorwegabzüge gemäß § 9 Abs. 3 FAG 2008 sind vor der länderweisen Verteilung von den Anteilen 
der Länder, mit Ausnahme der Spielbankabgabe und des Kunstförderungsbeitrages, für die teil-
weise Finanzierung der Beitragsleistungen Österreichs an die Europäische Union abzuziehen. Die-
se umfassen 16,835 % der Summe aus den Mehrwertsteuer-Eigenmitteln und den Bruttonational-
einkommen-Eigenmitteln sowie den Betrag von EUR 853.748.000, der ab dem Jahr 2009 jährlich 
um 3 % gegenüber dem Vorjahreswert zu erhöhen ist. Der Abzug dieser Beträge hat bei den ein-
zelnen Abgabenanteilen im Verhältnis der Höhe der Abgabenanteile, jedoch ohne den Ausgleich 
für die Abschaffung der Selbstträgerschaft gemäß § 9 Abs. 2 letzter Satz FAG 2008, zu erfolgen.34 
Weitere Vorwegabzüge betreffen die Ertragsanteile der Gemeinden für die Finanzierung der Kran-
kenanstalten und Abzüge für die Siedlungswasserwirtschaft.35 
 
 
Abbildung 5 Horizontaler Verteilungsschlüssel36 
 
Abbildung 5 zeigt den horizontalen Verteilungsschlüssel gemäß FAG 2008 inklusive 1,888 % des 
Umsatzsteueraufkommens für den Getränkesteuerausgleich.37 
 
  
                                            
33 vgl. Pilz 2008a, S. 382f 
34 vgl. § 9 Abs. 3 FAG 2008 
35 vgl. § 9 Abs. 4 ff FAG 2008 
36 vgl. § 24 Abs. 5 Z 2 FAG 2008, eigene Darstellung 
37 vgl. § 9 Abs. 7 Z 5 lit.b 
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Abgestufter Bevölkerungsschlüssel 
Für die Ermittlung des abgestuften Bevölkerungsschlüssels wird die Volkszahl nach dem Ergebnis 
der Volkszählung folgendermaßen vervielfacht:38 
 Gemeinden mit höchstens 10.000 Einwohnern mit 1 ½, 
 Gemeinden mit 10.001 bis 20.000 Einwohnern mit 1 ⅔, 
 Gemeinden mit 20.001 bis 50.000 Einwohnern und bei Städten mit eigenem Statut mit 
höchstens 50.000 Einwohnern mit 2 
 und Gemeinden mit über 50.000 Einwohnern und der Stadt Wien mit 2 ⅓. 
Die Berechnung der Volkszahl basiert auf den Daten der Volkszählung im Jahr 2001. Ab dem Jahr 
2009 sind für die Berechnung die Zahlen der Bevölkerungsstatistik maßgebend. Für die Jahre 
2009 und 2010 sind die Daten per Stichtag 31.10.2008 heranzuziehen. Für die Jahre 2011 bis 
2013 erfolgt die Berechnung aufgrund der Zahlen des jeweils vorletzten Jahres.39 
Die abgestufte Bevölkerungszahl wird dadurch begründet, dass große Gemeinden und Städte 
Leistungen weit über ihre Grenzen hinaus, beispielsweise im Nahverkehr oder im kulturellen Be-
reich, erfüllen. Somit soll die abgestufte Bevölkerungszahl, die so mit der Größe einer Gemeinde 
exponentiell steigenden Aufwendungen kompensieren.40 
2.3.3. Horizontaler Finanzausgleich – Gemeindeweise Unterverteilung 
Bei der Berechnung der Ertragsanteile der Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesabga-
ben, mit Ausnahme der Spielbankabgabe, werden zunächst die Anteile länderweise unter Beach-
tung der in Punkt 2.3.2 genannten Schlüssel aufgeteilt (ungekürzte Ertragsanteile). Anschließend 
werden von den so berechneten Anteilen, mit Ausnahme der Anteile an der Werbeabgabe und des 
Ausgleichs für die Abschaffung der Selbstträgerschaft, 12,7 % ausgeschieden und den Ländern für 
die Gewährung von Bedarfszuweisungen zur Verfügung gestellt. Ab dem Jahr 2011 werden diese 
Mittel um EUR 2 Mio. jährlich im Verhältnis der Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel des jeweiligen 
Vorjahres zur teilweisen Finanzierung der Finanzzuweisungen gemäß § 21 Abs. 11 FAG 2008 für 
Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern gekürzt.41 
Die restlichen Anteile der Gemeinden werden gemäß § 11 Abs. 2 FAG 2008 wie folgt aufgeteilt: 
 Gemeinden, deren Finanzkraft im Vorjahr den Finanzbedarf nicht erreicht hat, erhalten 30 
% des Unterschiedsbetrages zwischen Finanzbedarf und Finanzkraft.  
 Die Anteile aus dem Getränkesteuerausgleich werden  im Verhältnis der durchschnittlichen 
Jahreserträge an Getränke- und Speiseeissteuer in den Jahren 1993 bis 1997 verteilt. Bei 
Gemeinden, in denen der Ertrag an Getränke- und Speiseeissteuer im Jahr 1998 oder im 
Jahr 1999 mehr als 50 % über dem durchschnittlichen Jahresertrag der Jahre 1993 bis 
                                            
38 vgl. Pilz 2008a, S. 383 
39 vgl. Ludwig 2007, S. 4 
40 vgl. Promberger et al. 2005, S. 50 
41 vgl. § 11 Abs. 1 FAG 2008 
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1997 gelegen ist, wird statt der durchschnittlichen Jahreserträge in den Jahren 1993 bis 
1997 der jeweils höhere Wert der Jahre 1998 oder 1999 für die Berechnung der Anteile der 
Gemeinde herangezogen.  
 Die Anteile aus dem Gemeinde-Werbesteuernausgleich werden im Verhältnis der Erträge 
der Gemeinden an Anzeigenabgabe und Ankündigungsabgabe in den Jahren 1996 bis 
1998 verteilt. Die weiteren Anteile der Gemeinden an der Werbeabgabe werden im Ver-
hältnis der Volkszahl verteilt.  
 Jede Gemeinde erhält einen Ausgleichs-Vorausanteil gemäß § 11 Abs. 5 FAG 2008. Ab 
dem Jahr 2011 erhalten Gemeinden einen weiteren Ausgleichs-Vorausanteil gemäß § 11 
Abs. 6 FAG 2008. Gemeinden mit mehr als 2.000 Einwohnern erhalten einen weiteren 
Ausgleichs-Vorausanteil gemäß § 11 Abs. 8 FAG 2008. 
 Die restlichen Ertragsanteile sind nach dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel auf alle 
Gemeinden des Landes zu verteilen. 
Gemeindebedarfszuweisungen 
Gemeindebedarfszuweisungsmittel werden für folgende Möglichkeiten gewährt:42 
 zur Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung des Haushaltsgleichgewichts 
 zur Deckung außergewöhnlicher Erfordernisse 
 zum Ausgleich von Härten, die sich bei der Verteilung der Ertragsanteile an den gemein-
schaftlichen Bundesabgaben sowie Schlüsselzuweisungen ergeben 
Bedarfszuweisungen werden vor allem für Schulen, Kindergärten, Wasserversorgung, Katastro-
phenschäden, Friedhöfe, Straßen, Wildbach- und Lawinenverbauung oder Altersheime gewährt.43 
Finanzzuweisungen gemäß § 21 FAG 2008 
Diese Finanzzuweisungen werden zur Stärkung der Finanzkraft gewährt. Als Basis für die Berech-
nung von Finanzzuweisungen dienen die ungekürzten Ertragsanteile. Für das Jahr 2008 ergeben 
sich Finanzzuweisungen in der Höhe von EUR 101,874 Mio. In den folgenden Jahren:44 
 1,24 % der ungekürzten Ertragsanteile der Gemeinden mit Ausnahme des Ausgleichs für 
die Abschaffung der Selbstträgerschaft sowie 
 EUR 9,07 Mio. in den Jahren 2009 und 2010 und EUR 11,07 Mio. in den Jahren 2011 bis 
2013. 
Der so errechnete Betrag wird um EUR 3,98 Mio., ab 2011 EUR 15,98 Mio., gekürzt, da für diese 
Beträge gemäß § 21 Abs. 8 und Abs. 11 FAG 2008 eine gesonderte Verwendung vorgesehen ist. 
                                            
42 vgl. Hüttner et al. 2008b, S. 49 
43 vgl. Promberger et al. 2005, S. 47 
44 vgl. § 21 FAG 2008 
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Erreicht ein Land den Bedarf gemäß § 21 Abs. 7 nicht, so ist die Quote zu Lasten der übrigen Län-
der anzugleichen.45 
Der Finanzbedarf einer Gemeinde ergibt sich, indem die Landesdurchschnittsquote der Finanzkraft 
des Vorjahres mit der abgestuften Bevölkerungszahl der Gemeinde vervielfacht wird. Die Landes-
durchschnittsquote setzt sich aus der Finanzkraft aller Gemeinden des Landes geteilt durch die 
Bevölkerungszahl zusammen.46 
Die Finanzkraft des Vorjahres wird durch Heranziehung folgender Werte ermittelt:47 
 die Grundsteuer für Steuergegenstände gemäß § 1 Abs. 2 des Grundsteuergesetzes 1955, 
BGBl. Nr. 149, unter Zugrundelegung der Messbeträge des Vorjahres (Abs. 3) und eines 
Hebesatzes von 360 % und  
 von 39% der tatsächlichen Erträge der Kommunalsteuer und der Lohnsummensteuer des 
zweitvorangegangenen Jahres. 
Für die Berechnung der genauen Zuweisungen werden die Gemeinden gemäß ihrer Finanzkraft er-
fasst, die sich neben anderen, aus Einkünften aus Grund- und Kommunalsteuer ergibt. In einem 
weiteren Schritt wird der Durchschnitt, das heißt der durchschnittliche Betrag der Pro-Kopf-
Einnahmen der Gemeinde an Kommunal- und Grundsteuer, berechnet. Je höher dieser Durch-
schnitt ausfällt, desto geringer sind in der Regel die Beiträge, die die einzelne Gemeinde erhält.48 
Anteile aus dem Getränkesteuerausgleich 
Die Anteile aus dem Getränkesteuerausgleich werden im Verhältnis der durchschnittlichen Jahres-
beträge an Getränke- und Speisesteuer in den Jahren 1993 bis 1997 verteilt. Lag der durchschnitt-
liche Jahresbetrag in den Jahren 1998 oder 1999 mehr als 50 % über dem, der Jahre 1993 bis 
1997, so wird der höhere Wert für die Berechnung herangezogen.49 
Somit stellt der Getränkesteuerausgleich einen Ersatz für den Wegfall, der EU-widrigen Getränke-
steuer dar. Durch die Regelung in § 11 Abs. 2 Z 2 FAG 2008 wurde die damalige Situation prak-
tisch eingefroren. Die Bedeutung der Getränkesteuer für die Finanzkraft der Gemeinden (vor allem 
in Tourismusgemeinden) zeigt sich darin, dass der Spitzenwert, den eine Gemeinde aus diesem 
Ausgleich erzielt bei EUR 1.200 pro Einwohner liegt und die Anteile aus dem Getränkesteueraus-
gleich fast zwei Drittel der gesamten Ertragsanteile dieser Gemeinde ausmachen.50 
Die Gemeinden in Tirol erhalten 2008 beispielsweise aus dem Getränkesteuerausgleich Anteile in 
der Höhe von ca. EUR 54, 8 Mio. zugewiesen.51 
 
  
                                            
45 vgl. Hüttner et al. 2008a, S. 191 
46 vgl. Promberger et al. 2005, S. 47 
47 vgl. § 11 Abs. 4 FAG 2008 
48 vgl. Promberger et al. 2005, S. 48 
49 vgl. § 11 Abs. 2 Z 2 FAG 2008 
50 vgl. Hüttner et al. 2008a, S. 150 
51 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 3 
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Werbeabgabe 
Seit dem FAG 2001 ist die Werbeabgabe in den gemeinschaftlichen Bundesabgaben enthalten 
und ersetzt die Ankündigungs- und Anzeigeabgaben. Die Werbeabgabe wird vom Finanzamt vom 
werbetreibenden Unternehmer eingehoben. Für administrative Zwecke behält der Bund 4 % des 
Aufkommens, der Rest wird auf Länder und Gemeinden aufgeteilt.52 
40 % der Einnahmen aus der Werbeabgabe werden auf die Gemeinden gemäß der Volkszahl auf-
geteilt, die restlichen 60 % werden als Gemeinde-Werbesteuernausgleich an die Gemeinden nach 
Aufkommen verteilt, wobei die Gemeinden in Tirol davon 1,077 % erhalten.53 
Der Spitzenwert, den eine Gemeinde dabei erzielt liegt bei EUR 210 pro Einwohner und beträgt 23 
% der gesamten Ertragsanteile dieser Gemeinde.54 
Abbildung 6 veranschaulicht die Verteilung der Werbeabgabe gemäß FAG 2008. 
 
 
Abbildung 6 Verteilung Werbeabgabe55 
 
2.4. Ausschließliche Gemeindeabgaben 
Die Gemeindeabgaben werden in drei Kategorien unterteilt. Zum einen die allgemeinen Abgaben 
(Steuern), denen keine direkten Gegenleistungen gegenüberstehen, die allen auferlegt werden und 
bei denen ein Besteuerungsgegenstand gegeben ist. Zum anderen spezielle Abgaben (Gebühren), 
die an eine direkte Gegenleistung anknüpfen. Die dritte Kategorie beinhaltet Beiträge, die dadurch 
begründet sind, dass durch Gemeindeanlagen für gewisse Gruppen von Grundstücken und Ge-
bäuden Vorteile entstehen.56 
  
                                            
52 vgl. Promberger et al. 2005, S. 49 
53 vgl. § 9 Abs. 7 Z 3 FAG 2008 
54 vgl. Hüttner et al. 2008a, S. 151 
55 vgl. § 9 Abs. 1 FAG 2008, eigene Darstellung 
56 vgl. Hüttner et al. 2008b, S. 50 
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Somit zählen zu den ausschließlichen Gemeindeabgaben insbesondere:57 
 die Grundsteuer 
 die Kommunalsteuer 
 Zweitwohnsitzabgaben 
 Lustbarkeitsabgaben (Vergnügungssteuern) ohne Zweckwidmung des Ertrages 
 Abgaben für das Halten von Tieren 
 Abgaben von freiwilligen Feilbietungen 
 Abgaben für den Gebrauch von öffentlichem Grund in den Gemeinden und des darüber 
befindlichen Luftraumes 
 Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen 
 Abgaben für das Abstellen mehrspuriger Kraftfahrzeuge in Kurzparkzonen gemäß § 25 der 
Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO 1960, BGBl. Nr. 159/1960. 
 Gemeindeverwaltungsabgaben 
2.5. Landesumlage 
Die Landesumlage darf 7,6 % der ungekürzten rechnungsmäßigen Ertragsanteile der Gemeinden 
an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben nicht übersteigen.58 
In Tirol wird eine Landesumlage in der Höhe von 7,46 % der ungekürzten rechnungsmäßigen Er-
tragsanteile der Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben mit Ausnahme der Spiel-
bankabgabe, der Werbeabgabe und des Ausgleichs für die Abschaffung der Selbstträgerschaft im 
Verhältnis ihrer Finanzkraft eingehoben.59 
2.6. Änderungen durch das FAG 2008 und Auswirkungen auf 
die Tiroler Gemeinden 
Das FAG 2008 ist erstmals für eine Periode von sechs Jahren gültig und ist in zwei Etappen ge-
gliedert. Die erste Etappe umfasst die Jahre 2008 bis 2010, die zweite die Jahre 2011 bis 2013. Zu 
den Eckpunkten des neuen FAG zählen der Entfall der Konsolidierungsbeiträge in zwei Etappen, 
eine Stärkung finanzschwacher Gemeinden und Städte, ca. 100 Mio. mehr für die Gesundheitsfi-
nanzierung, neue Mittel für 24h-Pflege, Kinderbetreuung, Strukturmittel zur Erhaltung von Klein-
schulen und der abgestufter Bevölkerungsschlüssel wird ab 2011 weiter abgeflacht.60 
  
                                            
57 vgl. § 14 Abs. 2 FAG 2008 
58 vgl. § 5 FAG 2008 
59 vgl. Gesetz vom 13. Dezember 2007 über die Einhebung der Landesumlage 
60 vgl. Bauer & Rossmann 2007, S. 17f 
Finanzierung der Gemeinden 
Seite 18 
Die finanziellen Auswirkungen des FAG 2008 werden in der nachfolgenden Tabelle aufgezeigt. 
 
  2008 bis 2010  2011 bis 2013 
  Bund Länder Gemeinden Bund Länder Gemeinden
Abschaffung des Konsolidierungsbeitrags –209 156 53 –418 262 156 
Krankenanstaltenfinanzierung* –100 100   –100 100   
Landeslehrer – Abgeltung Strukturprobleme –12 12   –13 13   
Katastrophenfonds –5 5   –5 5   
sprachliche Frühförderung, Kinderbetreuung –20 20         
Finanzzuweisungen an Gemeinden über 
10.000 Einwohner       –2   2 
Valorisierungsgewinne/-verluste aus der Um-
wandlung von Transfers in Ertragsanteile ? ? ? ? ? ? 
Gesamt –346 293 53 –538 380 158 
* ab 2009 valorisiert entsprechend der Entwicklung der  
Ertragsanteile 
 
Quelle: Regierungsvorlage 289 der Beilagen XXIII. GP plus  
Ergänzungen 
 
Tabelle 2 Finanzielle Auswirkungen des FAG 2008, in Millionen Euro61 
 
2.6.1. Etappe von 2008 bis 2010 
Der Konsolidierungsbeitrag, der im FAG 2005 geregelt wurde, wird um 50 % gesenkt, dadurch er-
halten die österreichischen Gemeinden jährlich ca. EUR 53 Mio. mehr, die der Dynamik der Er-
tragsanteile unterliegen.62 
Für die Gemeinden in Tirol bedeutet diese Reduktion des Konsolidierungsbeitrages jährlich ca. 
EUR 4,4 Mio. mehr in der ersten Etappe.63 
Im Jahr 2008 wird die Erhöhung der Mineralölsteuer voll wirksam, was den österreichischen Ge-
meinden (ohne Wien) zusätzliche EUR 32 Mio. bringt.64 Diese zusätzlichen Mittel bewirken in Tirol 
EUR 3,45 Mio. mehr an Anteilen für die Gemeinden.65 
Das Heranziehen der Bevölkerungsstatistik für die Verteilung der Ertragsanteile ab dem Jahr 2009 
führt zu zusätzlichen Einnahmen der Tiroler Gemeinden in der Höhe von ca. EUR 1,3 Mio.66 
Zusammenfassend belaufen die die Mehreinnahmen der Gemeinden und Städte in Tirol für die 
erste Etappe auf insgesamt EUR 23,7 Mio. (EUR 13,3 Mio. Konsolidierungsbeitrag und EUR 10,4 
Mio. Mehreinnahmen aus MöSt-Erhöhung). Demgegenüber stehen zusätzliche Ausgaben in der 
Höhe von insgesamt EUR 4,2 Mio. (ca. EUR 1,8 Mio. für 24h-Pflege und ca. 2,4 Mio. für Mindestsi-
cherung).67 
  
                                            
61 vgl. Bauer & Rossmann 2007, S. 18, eigene Darstellung 
62 vgl. Pilz 2007, S. 10 
63 vgl. Ludwig 2007, S. 4 
64 vgl. Hink 2007, S. 8 
65 vgl. Ludwig 2007, S. 4 
66 vgl. Ludwig 2007, S. 4 
67 vgl. Ludwig 2007, S. 4 
Finanzierung der Gemeinden 
Seite 19 
2.6.2. Etappe von 2011 bis 2013 
In der zweiten Etappe entfällt der Konsolidierungsbeitrag völlig, was für die Gemeinden jährlich zu-
sätzliche Mittel in der Höhe von EUR 162 bedeutet. EUR 100 Mio. werden davon zur Kompensati-
on der weiteren Abflachung des abgestuften Bevölkerungsschlüssels für Gemeinden unter 10.000 
Einwohnern verwendet, EUR 16 Mio. werden für finanzschwache Gemeinden über 10.000 Ein-
wohner verwendet und die restlichen EUR 56 Mio. kommen den allgemeinen Ertragsanteilen zugu-
te.68 
Auf die Gemeinden und Städte in Tirol unter 10.000 Einwohnern entfallen durch die Abflachung 
des abgestuften Bevölkerungsschlüssels jährlich EUR 10,9 Mio. Die Verlierergemeinden werden 
mit jährlich EUR 7,3 Mio. für die Abflachung des abgestuften Bevölkerungsschlüssels vollständig 
dynamisiert und so punktgenau kompensiert. Aufgrund des Wegfalles des Konsolidierungsbeitra-
ges erhalten die Tiroler Gemeinden jährlich EUR 4,7 Mio.69 
Zusammenfassend belaufen sich die Mehreinnahmen der Tiroler Gemeinden und Städte in der 
zweiten Etappe auf EUR 57,1 Mio. (EUR 32,7 Mio. gewinnen Gemeinden unter 10.000 Einwohner 
durch die Abflachung des abgestuften Bevölkerungsschlüssels, EUR 14 Mio. entfallen auf den Er-
lass des Konsolidierungsbeitrags und EUR 10,4 Mio. stellen Mehreinnahmen aus der MöSt-
Erhöhung dar). Demgegenüber stehen Mehrausgaben in der Höhe von insgesamt EUR 26,2 Mio. 
(ca. EUR 22 Mio. zur Kompensation der Verlierergemeinden aufgrund des abgestuften Bevölke-
rungsschlüssels, ca. EUR 1,8 Mio. für die 24h-Pflege und ca. EUR 2,4 Mio. für die Mindestsiche-
rung).70 
  
                                            
68 vgl. Hink 2007, S. 8f 
69 vgl. Ludwig 2007, S. 4 
70 vgl. Ludwig 2007, S. 5 
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2.7. Finanzielle Situation der Gemeinden in Österreich und Ti-
rol 
2.7.1. Lage im Jahr 2008 
Aufgrund der guten Konjunktur und der Auswirkungen des neuen Finanzausgleichs können die ös-
terreichischen Gemeinden ihre Gesamteinnahmen im Jahr 2008 um 3,9 % auf EUR 16,7 Mrd. er-
höhen71, allerdings stehen diesen Einnahmen Gesamtausgaben in der Höhe von EUR 16,8 Mrd., 
was einem Anstieg von 4,5 % entspricht, gegenüber.72 
Die laufenden Ausgaben der Gemeinden setzen sich aus folgenden Bereichen zusammen:73 
 Personalausgaben (25 %) 
 Sachaufwand (34 %) 
 Zinsen für Finanzschuld (4 %) 
 Laufende Transferausgaben an Träger des öffentlichen Rechts (23 %) 
 Sonstige laufende Transfers (7 %) 
 Sonstige laufende Ausgaben (6 %) 
Den größten Bereich stellen Ausgaben für Sachaufwand mit EUR 3.970 Mio. dar74, gefolgt von 
Personalausgaben mit EUR 2.901 Mio., was EUR 446 pro Kopf entspricht. Die Gemeinden in Tirol 
geben im Vergleichszeitraum EUR 301.337.571 für Personal aus, das entspricht EUR 447 pro 
Einwohner. Die Ausgaben für Personal steigen in den Jahren 2004 bis 2008 durchschnittlich um 
2,9 % (in Tirol um 4,2 %).75 
Die kommunalen Investitionen im Jahr 2008 steigen um 6,1 % auf EUR 2.078,9 Mio., damit stellen 
die Gemeinden gemeinsam mit dem Bund weiterhin den größten Investor dar.76 In Tirol steigen die 
Investitionen im Vergleich zum Vorjahr um 4,3 % auf EUR 222.622.804, was Investitionen von 
EUR 331 pro Kopf entspricht.77 
Die kommunalen Investitionen führen österreichweit zu einer Neuverschuldung von EUR 997,1 
Mio., was einem Rückgang der Neuverschuldung von 6,5 % entspricht. Allerdings ist anzumerken, 
dass aufgrund der variablen Verzinsung, in Hochkonjunkturzeiten auf die Gemeinden eine höhere 
Zinslast hinzukommt.78 
Der gesamte Schuldenstand der österreichischen Gemeinden erhöht sich 2008 um 1,6 % auf EUR 
11.226,7 Mio., dies entspricht einer Pro-Kopf-Verschuldung von EUR 1.732. Bei der Verschuldung 
der Gemeinden zeigen sich keine wesentlichen Unterschiede bezüglich der jeweiligen Gemeinde-
größe. Anzumerken ist allerdings, dass sehr große Gemeinden Investitionen oft außerhalb ihres 
                                            
71 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 8 
72 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 30 
73 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 33 
74 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 33 
75 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 98 
76 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 9 
77 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 97 
78 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 18 
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Gemeindebudgets tätigen und diese Investitionen somit bei der Betrachtung nicht mit einbezogen 
werden. Es sind jedoch regionale Unterschiede bei der Verschuldung zu erkennen. So sind die 
niederösterreichischen Gemeinden betreffend die Verschuldung negativer Spitzenreiten mit EUR 
2.357 pro Kopf. Die Gemeinden in Tirol weisen mit EUR 1.197 pro Einwohner den österreichweit 
niedrigsten Wert auf. Die wirtschaftliche Bedeutung der Finanzschuld zeigt sich allerdings erst in 
Relation zu den Einnahmen einer Gemeinde, in Form der Verschuldungsquote.79 
Diese Verschuldungsquote zeigt in der nachfolgenden Grafik die regionalen Unterschiede auf. 
 
 
Abbildung 7 Verschuldungsquote im Österreich-Vergleich (Durchschnitt 2004 bis 2008)80 
 
In weiterer Folge wird auf die Gemeinden in Tirol näher eingegangen. Zur Berechnung der Ver-
schuldungsquote der Gemeinden in Tirol wird zunächst der Bruttoüberschuss der fortdauernden 
Gebarung berechnet. Unter Bruttoüberschuss der fortdauernden (laufenden) Gebarung ist die Dif-
ferenz zwischen den laufenden Einnahmen und den laufenden Ausgaben, ohne Berücksichtigung 
der Ausgaben für den laufenden Schuldendienst zu verstehen.81 
Der Bruttoüberschuss der fortdauernden Gebarung ergibt in etwa jene finanziellen Mittel, die den 
Gemeinden zur Finanzierung von Investitionen oder sonstigen einmaligen Ausgaben sowie zur 
Aufbringung des Schuldendienstes für die aufgenommenen Darlehen zur Verfügung stehen. Jähr-
lich schwankende einmalige und außerordentliche Einnahmen werden bei dieser Betrachtung aus-
geklammert.82 Den Bruttoüberschuss für die Gemeinden in Tirol, inklusive der Landeshauptstadt 
zeigt Tabelle 3. 
 
                                            
79 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 51 
80 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 51 
81 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Raumordnung - Statistik 2008b, S. 128 
82 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 12 
Finanzierung der Gemeinden 
Seite 22 
 
Tabelle 3 Bruttoüberschuss aller Gemeinden Tirols 2004 bis 200883 
 
Wird der laufende Schuldendienst (Zinsen und Tilgungen) der Tiroler Gemeinden in Relation zu 
dem Bruttoüberschuss gesetzt, so ergibt sich der Verschuldungsgrad bzw. die Verschuldungsquo-
te.84 
Dabei gelten folgende Richtwerte:85 
 Verschuldungsgrad von 0 - 20 % = nicht oder gering verschuldete Gemeinden  
 Verschuldungsgrad von 21 - 50 % = Gemeinden mit mittlerer Verschuldung  
 Verschuldungsgrad von 51 - 80 % = Gemeinden mit starker Verschuldung  
 Verschuldungsgrad über 80 % = voll verschuldete oder überschuldete Gemeinden 
Der durchschnittliche Verschuldungsgrad der Gemeinden (ohne Innsbruck) ist 2008 gegenüber 
dem Vorjahr von 33 % auf 34 % leicht angestiegen. Dies ist auf den um 4,5 % gestiegenen Auf-
wand für den Schuldendienst zurückzuführen. Der Betrag an aufsichtsbehördlich genehmigten Dar-
lehen hat sich gegenüber dem Jahr 2007 insgesamt um 36,5 % erhöht. Von den im Jahr 2008 auf-
sichtsbehördlich genehmigten Darlehen in Höhe von EUR 129,8 Mio. (2007 EUR 95,1 Mio.) entfal-
len EUR 19,5 Mio., das entspricht 15,1 % (2007 EUR 21,2 Mio.), auf zinsgünstige Bankdarlehen 
und Darlehen des Wasserleitungsfonds, welcher einen Fonds des Landes Tirol darstellt.86 
 
                                            
83 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 12 
84 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Raumordnung - Statistik 2008b, S. 142 
85 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 13 
86 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 13 
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Tabelle 4 Gemeinden Tirols nach Bezirken und Verschuldungsgruppen87 
 
Wie Tabelle 4 veranschaulicht, sind 64 % der Gemeinden in Tirol gering bis mittel verschuldet, was 
ein erfreuliches Ergebnis darstellt. Bezüglich der finanziellen Situation der Tiroler Gemeinden ist 
anzumerken, dass viele Gemeinden, die stark oder überverschuldet sind, eine geringe Einwohner-
zahl aufweisen und nur geringe Einnahmen im Bereich der ausschließlichen Gemeindeabgaben 
erzielen können. Somit ist es diesen Gemeinden nicht möglich ihre laufenden Ausgaben aus den 
zu erzielenden Einnahmen zu decken. Notwendige Investitionen, beispielsweise in Wasserver- und 
-entsorgung ergeben somit eine hohe Pro-Kopf-Verschuldung. Die betragsmäßige Verschuldung 
ist in diesen Fällen jedoch meistens sehr gering.88 
Die Zusammensetzung der gesamten öffentlichen Abgaben und somit der Einnahmen der Ge-
meinden in Tirol zeigt folgende Tabelle. 
 
                                            
87 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 13 
88 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 15 
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Tabelle 5 Öffentliche Abgaben der Gemeinden in Tirol89 
 
Aus Tabelle 5 wird ersichtlich, dass die Kommunalsteuer, neben den Abgabenertragsanteilen, die 
mit Abstand wichtigste Einnahmequelle der Gemeinden ist. 
Das Aufkommen der Kommunalsteuer steigt gegenüber 2007 um 4,9 %. Die ausschließlichen Ge-
meindeabgaben nach § 14 FAG 2008 sind insgesamt um EUR 11,3 Mio. gegenüber dem Jahr 
2007 gestiegen. Dies entspricht einer Steigerung von 3,8 %. Die Grundsteuer A weist als einzige 
Steuerart einen gegenläufigen Trend auf, da sie um ca. 0,6 % gegenüber 2007 gesunken ist. 
Der Getränkesteuerausgleich, der im Rahmen der Abgabenertragsanteile an die Gemeinden über-
wiesen wird, beträgt im Jahr 2008 rund EUR 54,8 Mio. und ist somit um 5,3 % gestiegen. Das Auf-
kommen an den Abgabenertragsanteilen ist gegenüber dem Vorjahr um EUR 55,5 Mio. (+ 11,4 %) 
angestiegen. Es ist anzumerken, dass die Änderungen durch das FAG 2008 zu tragen kamen.90 
Die Gemeinden müssen gemäß innerösterreichischem Stabilitätspakt zu einem ausgeglichenen 
Maastricht-Ergebnis beitragen. Die Berechnung erfolgt nach dem Europäischen System Volkswirt-
schaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 95).91 
Zu den Maastricht-Schulden zählen in diesem Sinne nur jene Finanzschulden, die bei einem, dem 
privaten Sektor zugehörigen Unternehmen (Kreditinstitut, Versicherung) für den eigenen Haushalt 
aufgenommen, also nicht weitergegeben wurden, und die auch nicht den in den Abschnitten 85 bis 
89 verrechneten Betrieben und Unternehmen (Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit, land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe, wirtschaftliche Unternehmungen) zuzuordnen sind.92 
                                            
89 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 3 
90 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 4 
91 vgl. Österreichischer Gemeindebund 2001, S. 7 
92 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 25 
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Im Jahr 2008 liegt das österreichweite Maastricht-Ergebnis bei durchschnittlich EUR 29 pro Ein-
wohner, das entspricht einem Maastricht-Überschuss von insgesamt EUR 187,9 Mio. Somit erfül-
len die Gemeinden den österreichischen Stabilitätspakt.93 




Tabelle 6 Maastricht-Kennziffern der Tiroler Gemeinden nach Bezirken94 
 
2.7.2. Lage ab 2009 
Das reale Wirtschaftswachstum von 2 % und die Auswirkungen des neuen Finanzausgleichs, sor-
gen 2008 dafür, dass die Erträge der Gemeinden gestiegen sind.95 Die Abschwächung des Wirt-
schaftswachstums für 2009 um -3,7 % ist dafür verantwortlich, dass auch die kommunalen Ein-
nahmen sinken.96 Allerdings tragen auch Maßnahmen des Bundes, wie beispielsweise die Tarif-
senkung der Lohnsteuer durch die Steuerreform zur schlechter werdenden Lage bei. Das Jahr 
2008 kann somit als positiver 'Ausreißer' angesehen werden.97 
Eine genauere Darstellung der Situation der Gemeinden zeigt die nachfolgende Abbildung der 
kassenmäßigen Gemeindeertragsanteile – Ländertöpfe für die Jahre 2007 bis 2011. 
                                            
93 vgl. Kommunalkredit Austria AG 2009, S. 52 
94 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Gemeindeangelegenheiten 2009, S. 25 
95vgl. Eidenberger 2009, S. 18 
96 vgl. Wirtschaftskammer Österreich 2009, S. 1 
97 vgl. Pilz 2009, S. 20 




Abbildung 8 Entwicklung der kassenmäßigen Gemeindeertragsanteile - Ländertöpfe 2007-201198 
 
  
                                            
98 vgl. Pilz 2009, S. 23 
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3. Kommunaler Haushaltsvergleich am Beispiel der Gemein-
den des Ötztals 
Der nun folgende Vergleich, der Gemeinden des Ötztal basiert auf den Daten der Kommunalen Po-
tentialanalyse (KomPot) für die Jahre 2002 bis 2008. 
Das Ötztal besteht aus den folgenden sieben Gemeinen:99 
 Haiming (Einwohner 2008: 4.239) 
 Längenfeld (Einwohner 2008: 4.393) 
 Oetz (Einwohner 2008: 2.250) 
 Roppen (Einwohner 2008: 1.653) 
 Sautens (Einwohner 2008: 1.391) 
 Sölden (Einwohner 2008: 3.937) 
 Umhausen (Einwohner 2008: 3.050) 
Für die Analyse des Gemeindehaushalts, werden die Beträge pro Einwohner herangezogen, um 
die in ihrer Größe doch unterschiedlichen Gemeinden vergleichbar zu machen. Es ist an dieser 
Stelle anzumerken, dass die Berechnung der Werte pro Einwohner auf den Einwohnerzahlen der 
Volkszählung aus dem Jahr 2001 beruht. Somit zählt Haiming von 3.901 Einwohner, Längenfeld 
4.063, Oetz zählt 2.203 Einwohner, Roppen 1.605, Sautens 1280, Sölden 3.066 und die Gemeinde 
Umhausen 2.829 Einwohner. Basierend auf diesen Daten zählt das Ötztal somit 18.947 Einwoh-
ner. 
Die nachfolgende Tabelle zeigt die ordentlichen, außerordentlichen sowie voranschlagsunwirksa-
me Einnahmen bzw. Ausgaben der sieben Gemeinden des Ötztals pro Einwohner.  
 
EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming Ordentliche Einnahmen 2.032,54 2.255,04 2.274,32 2.727,87 2.587,07 2.650,58 2.446,82
Ordentliche Ausgaben 1.751,83 2.097,63 2.274,32 2.727,87 2.587,07 2.650,58 2.446,82
Saldo ordentliche Ein-
nahmen / Ausgaben 280,72 157,41 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Außerordentliche Ausga-
ben 
357,56 642,54 283,66 1.067,99 511,36 413,64 266,00
Außerordentliche Einnah-
men 
150,87 544,08 283,66 1.067,99 511,36 413,64 266,00
Saldo außerordentliche 
Einnahmen / Ausgaben 206,69 98,46 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Einnahmen voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 571,71 631,42
Ausgaben voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 571,71 631,42
Saldo voranschlagsun-
wirksame Einnahmen / 
Ausgaben 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
  
                                            
99 vgl. Amt der Tiroler Landesregierung. Abteilung Raumordnung - Statistik 2008a, S. 1 
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Längenfeld Ordentliche Einnahmen 2.164,04 3.040,93 2.572,60 2.839,23 2.969,81 2.729,35 2.732,92
Ordentliche Ausgaben 2.038,73 2.877,85 2.572,60 2.839,23 2.969,81 2.729,35 2.732,92
Saldo ordentliche Ein-
nahmen / Ausgaben 125,31 163,08 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Außerordentliche Einnah-
men 
67,42 195,64 159,70 189,22 432,68 501,05 151,15
Außerordentliche Ausga-
ben 
67,42 182,66 159,70 189,22 432,68 501,05 151,15
Saldo außerordentliche 
Einnahmen / Ausgaben 0,00 12,98 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Einnahmen voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 831,95 829,10
Ausgaben voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 831,95 829,10
Saldo voranschlagsun-
wirksame Einnahmen / 
Ausgaben 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Oetz Ordentliche Einnahmen 2.121,99 2.511,41 2.016,38 2.563,19 2.246,29 2.387,97 2.255,98
Ordentliche Ausgaben 1.957,54 2.442,56 2.016,38 2.563,19 2.246,29 2.387,97 2.255,98
Saldo ordentliche Ein-
nahmen / Ausgaben 164,45 68,85 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Außerordentliche Einnah-
men 
641,81 867,16 1.335,19 992,30 135,17 35,97 133,21
Außerordentliche Ausga-
ben 
684,90 928,43 1.335,19 992,30 135,17 35,97 133,21
Saldo außerordentliche 
Einnahmen / Ausgaben -43,08 -61,28 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Einnahmen voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 592,37 592,63
Ausgaben voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 592,37 592,63
Saldo voranschlagsun-
wirksame Einnahmen / 
Ausgaben 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Roppen Ordentliche Einnahmen 2.432,18 3.674,65 5.095,42 2.728,06 2.269,83 2.486,50 3.415,83
Ordentliche Ausgaben 1.917,23 2.731,10 5.095,42 2.728,06 2.269,83 2.486,50 3.415,83
Saldo ordentliche Ein-
nahmen / Ausgaben 514,95 943,55 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
 Außerordentliche Einnah-
men 




1.265,18 2.011,27 2.352,70 555,87 128,13 841,86 547,98
Saldo außerordentliche 
Einnahmen / Ausgaben -400,57 -876,04 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Einnahmen voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 369,86 549,26
Ausgaben voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 369,86 549,26
Saldo voranschlagsun-
wirksame Einnahmen / 
Ausgaben 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Sautens Ordentliche Einnahmen 1.810,58 1.613,02 1.646,34 2.079,74 1.881,22 2.000,66 1.947,73
Ordentliche Ausgaben 1.700,94 1.656,86 1.646,34 2.079,74 1.842,50 2.000,66 1.947,73
Saldo ordentliche Ein-
nahmen / Ausgaben 109,64 -43,84 0,00 0,00 38,72 0,00 0,00
Außerordentliche Einnah-
men 
11,98 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Außerordentliche Ausga-
ben 
11,98 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Saldo außerordentliche 
Einnahmen / Ausgaben 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Einnahmen voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 554,74 576,58
Ausgaben voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 554,74 576,58
Saldo voranschlagsun-
wirksame Einnahmen / 
Ausgaben 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
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Sölden Ordentliche Einnahmen 5.079,39 5.316,56 5.646,43 5.869,22 6.951,06 7.597,13 6.639,85
Ordentliche Ausgaben 4.931,80 5.262,55 4.936,18 5.869,22 7.137,37 7.597,13 6.639,85
Saldo ordentliche Ein-
nahmen / Ausgaben 147,59 54,01 710,24 0,00 -186,31 0,00 0,00
Außerordentliche Einnah-
men 
539,12 1.843,98 2.567,59 2.305,73 423,64 113,41 29,32
Außerordentliche Ausga-
ben 
375,89 1.629,78 2.510,67 2.305,73 436,89 113,41 29,32
Saldo außerordentliche 
Einnahmen / Ausgaben 163,23 214,20 56,92 0,00 -13,24 0,00 0,00
Einnahmen voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.749,11 1.750,68
Ausgaben voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1.749,11 1.750,68
Saldo voranschlagsun-
wirksame Einnahmen / 
Ausgaben 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Umhausen Ordentliche Einnahmen 2.095,44 1.755,99 1.920,62 2.229,89 2.004,24 2.487,01 2.405,82
Ordentliche Ausgaben 2.117,78 1.753,81 1.920,62 2.229,89 2.004,24 2.487,01 2.405,82
Saldo ordentliche Ein-
nahmen / Ausgaben -22,34 2,18 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Außerordentliche Einnah-
men 
495,74 199,62 53,64 15,51 271,22 445,12 419,86
Außerordentliche Ausga-
ben 
469,62 199,52 53,64 15,51 271,22 445,12 419,86
Saldo außerordentliche 
Einnahmen / Ausgaben 26,12 0,10 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Einnahmen voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 687,32 586,41
Ausgaben voranschlag-
sunwirksam 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 687,32 586,41
Saldo voranschlagsun-
wirksame Einnahmen / 
Ausgaben 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Tabelle 7 Einnahmen und Ausgaben des Ötztals 2002-2008100 
 
Die Analyse zeigt, dass die Gemeinden des Ötztals in den Jahren 2002 und 2003 bis auf die Ge-
meinde Sautens im ordentlichen Haushalt über einen positiven Überschuss verfügen. Der außer-
ordentliche Haushalt für die Jahre 2002 und 2003 ist ebenfalls unausgeglichen. Während im orden-
tlichen Haushalt alle Gemeinden, mit Ausnahme der Gemeinde Sautens über einen positiven Sal-
do verfügen, weist der Großteil der Gemeinden im außerordentlichen Haushalt einen negativen 
Saldo aus. Für die Jahre 2004 bis 2008 zeigt die Analyse, dass die Gemeinden über einen ausge-
glichen Haushalt verfügen. Lediglich die Gemeinde Sölden muss im Jahr 2006 in einen negativen 
Saldo der ordentlichen Einnahmen / Ausgaben und der voranschlagsunwirksamen Einnahmen und 
Ausgaben von EUR -186,31 bzw. EUR -13,24 pro Einwohner verbuchen. Demgegenüber steht al-
lerdings ein positives Ergebnis im Jahr 2004 von EUR 710,24 bzw. EUR 56,92 pro Einwohner. Die 
Gemeinde Sautens kann im Jahr 2006 einen positiven Überschuss im Bereich der ordentlichen 
Einnahmen und Ausgaben von EUR 38,72 pro Einwohner erzielen. 
Die nachfolgende Analyse der Einnahmen und Ausgaben erfolgt auf Basis des ordentlichen Haus-
halts. 
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3.1. Analyse der Einnahmen 
Laufende Einnahmen 
Die laufenden Einnahmen der Gemeinden des Ötztals liegen im Jahr 2008 durchschnittlich bei 
EUR 2.370,09. Somit liegt das Ötztal über dem errechneten tirolweiten Durchschnitt von EUR 
2.055,26. Die Analyse laufenden Einnahmen der einzelnen Gemeinden zeigt, dass die Gemeinde 
Sölden sowohl über dem Durchschnitt im des Tales als auch über dem tirolweiten Durchschnitt 
liegt. Der Benchmark 'Durchschnitt Ötztal' wird durch die hohen laufenden Einnahmen der Ge-
meinde Sölden stark beeinflusst, aus diesem Grund wird bei der nun folgenden Analyse nur auf 
den tirolweiten Durchschnitt bezuggenommen. 
Die Gemeinde Haiming liegt bis auf das Jahr 2005 immer zwischen EUR 257,77 und EUR 328,69 
unter dem Durchschnitt, die Gemeinde Längenfeld liegt zwischen EUR 97,27 und EUR 250,08 
über dem Tirol-Durchschnitt. Roppen liegt in den Jahren 2003 und 2007 über dem Durchschnitt, in 
den restlichen Jahren allerdings meist knapp darunter. Die Gemeinden Sautens und Umhausen 
liegen in allen betrachteten Jahren unter dem tirolweiten Durchschnitt, wobei die laufenden Ein-
nahmen der Gemeinde Sautens den Durchschnittswert zwischen EUR 615,59 im Jahr 2008 und 
EUR 451,77 unterschreiten. 
Die nachfolgende Tabelle zeigt die laufenden Einnahmen der Gemeinden des Ötztals für die Jahre 
2002 bis 2008 sowie die durchschnittlichen laufenden Einnahmen pro Einwohner im Ötztal und die 
durchschnittlichen laufenden Einnahmen in ganz Tirol (Einwohnerzahl gemäß Volkszählung aus 
dem Jahr 2001: 673.504101) 
 
EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 1.399,40 1.418,42 1.429,80 1.829,24 1.544,66 1.718,50 1.739,82
Längenfeld 1.825,96 1.708,15 1.855,77 2.064,61 2.093,92 2.076,00 2.274,23
Oetz 1.551,08 1.603,32 1.549,64 1.757,01 1.663,94 1.795,05 1.889,68
Roppen 1.501,11 2.508,55 1.741,77 1.723,48 1.736,15 2.068,00 1.975,59
Sautens 1.226,17 1.181,66 1.241,18 1.362,76 1.350,08 1.433,61 1.439,67
Sölden 3.853,25 3.632,46 4.698,97 4.272,59 5.364,13 5.204,00 4.759,35
Umhausen 1.420,90 1.364,34 1.439,72 1.458,57 1.527,39 1.744,64 1.805,71
Durchschnitt Ötztal 1.905,71 1.928,60 2.079,26 2.170,88 2.294,88 2.382,35 2.370,09
Durchschnitt Tirol 1.685,18 1.683,46 1.758,50 1.814,53 1.865,73 1.976,27 2.055,26
Tabelle 8 Laufende Einnahmen Ötztal 2004-2008102 
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Abbildung 9 Durchschnittliche Laufende Einnahmen des Ötztal 2002-2008103 
 
Die Zusammensetzung der laufenden Einnahmen des Ötztals zeigt, dass Einnahmen aus Ertrags-
anteilen mit 34,37 % für die Jahre 2002-2008 den größten Bereich darstellen. Gebühren für die 
Benützung von Gemeindeeinrichtungen und –anlagen sowie Einnahmen aus Eigenen Steuern fol-
gen auf den Plätzen zwei und drei. 
Einnahmen aus der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 
Die Einnahmen aus der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen zeigen, dass die Gemein-
den des Ötztals meist über dem tirolweiten Durchschnitt liegen. Nur die Gemeinde Roppen liegt bis 
auf das Jahr 2002 unter dem Durchschnitt. Längenfeld und Roppen liegen bezüglich Einnahmen 
aus Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen in sechs der betrachteten sieben Jahre unter 
dem Durschnitt des Planungsverbandes. Die Analyse der genauen Zusammensetzung dieser Ein-
nahmen zeigt, dass Kapitaltransferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts mit durch-
schnittlich 49,95 % im analysierten Zeitraum den mit Abstand größten Teil darstellen. Mit 43,15 % 
liegen Einnahmen aus der Veräußerung von unbeweglichem Vermögen an der zweiten Stelle. 
 
 
Abbildung 10 Durchschnittliche Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen Ötztal 2002-2008104 
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EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 355,41 42,08 348,14 354,94 302,15 277,38 195,62 
Längenfeld 116,71 886,48 236,09 84,27 196,39 47,85 60,87 
Oetz 38,47 221,88 146,67 170,61 153,89 338,94 262,53 
Roppen 346,64 71,91 53,77 117,28 77,07 17,20 55,32 
Sautens 156,42 112,58 295,81 639,72 392,03 364,91 243,55 
Sölden 28,26 95,99 271,20 77,39 196,35 150,24 263,89 
Umhausen 296,81 255,62 255,76 457,98 226,98 608,51 271,41 
Durchschnitt Ötztal 191,50 291,95 245,97 245,04 220,89 248,06 188,23 
Durchschnitt Tirol 125,38 138,09 129,85 142,00 143,19 140,97 142,11 
Tabelle 9 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen Ötztal 2002-2008105 
 
Einnahmen aus Finanztransaktionen 
Eine Übersicht der Einnahmen aus Finanztransaktionen der einzelnen Gemeinden zeigt Tabelle 
10. Es wird ersichtlich, dass die Einnahmen aus Finanztransaktionen der Gemeinden des Ötztals 
den tirolweiten Durschnitt meist nur gering unterschreiten. Hervorzuheben ist die Gemeinde Söl-
den, die bis auf das Jahr 2004 den Tiroldurchschnitt immer deutlich mit bis zu EUR 669,46 über-
schreitet. 
 
EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 142,64 115,99 42,90 49,50 112,83 239,67 101,49 
Längenfeld 59,13 102,64 28,10 22,66 79,54 45,40 163,02 
Oetz 101,32 299,61 100,49 390,13 269,86 99,64 82,57 
Roppen 164,39 18,90 992,21 276,90 70,71 79,76 466,45 
Sautens 57,06 74,60 65,78 30,55 52,46 26,91 45,71 
Sölden 467,96 611,04 1,71 762,47 225,60 374,05 562,84 
Umhausen 66,64 27,41 54,97 236,18 102,59 98,60 124,75 
Durchschnitt Ötztal 157,29 190,34 123,52 244,58 133,02 154,49 217,77 
Durchschnitt Tirol 66,43 78,21 66,72 93,01 86,11 114,03 114,87 
Tabelle 10 Einnahmen aus Finanztransaktionen Ötztal 2002-2008106 
 
Eine genaue Zusammensetzung der durchschnittlichen Einnahmen aus Finanztransaktionen des 
Ötztals zeigt die nachfolgende Abbildung, aus der ersichtlich wird, dass Einnahmen aus Investiti-
ons- und Tilgungszuschüssen zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben der Ge-
meinden mit 84,93 % den größten Posten darstellen. 
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Abbildung 11 Durchschnittliche Einnahmen aus Finanztransaktionen Ötztal 2002-2008107 
 
3.2. Analyse Ausgaben 
Laufende Ausgaben 
Das Ötztal hat im Jahr 2008 pro Einwohner durchschnittlich EUR 1.957,96 an laufenden Ausgaben 
zu verbuchen und liegt somit über dem tirolweiten Durchschnitt von EUR 1.773,99. Die Analyse der 
einzelnen Gemeinden zeigt, dass die Gemeinde Sölden mit EUR 3.587,51 die meisten Ausgaben 
pro Einwohner hat. An der zweiten Stelle liegt die Gemeinde Längenfeld mit EUR 2.066,26 pro 
Einwohner. Diese beiden Gemeinden liegen über dem Tiroldurchschnitt, während die restlichen 
Gemeinden die laufenden Ausgaben betreffend unter dem Durchschnitt liegen. Somit sind die Ge-
meinden Sölden und Längenfeld dafür verantwortlich, dass die durchschnittlichen Ausgaben des 
Tals über dem Tirolschnitt liegen.  
Die nachfolgende Tabelle zeigt die laufenden Ausgaben der einzelnen Gemeinden des Ötztals pro 
Einwohner, die durchschnittlichen laufenden Ausgaben des Ötztals pro Einwohner sowie die 
durchschnittlichen laufenden Ausgaben der Gemeinden in Tirol pro Einwohner. 
 
EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 1.091,42 1.072,48 1.154,77 1.440,92 1.388,95 1.448,59 1.500,00 
Längenfeld 1.427,35 1.382,41 1.496,44 1.667,86 1.639,19 1.788,22 2.066,26 
Oetz 1.122,09 1.144,14 1.215,32 1.303,55 1.324,34 1.400,44 1.494,74 
Roppen 975,55 1.686,36 1.072,30 1.200,27 1.551,58 1.442,29 1.424,02 
Sautens 1.013,17 1.030,50 1.017,53 1.704,90 1.115,51 1.593,05 1.390,32 
Sölden 2.598,49 2.452,23 3.229,20 3.405,51 3.771,01 3.818,53 3.587,51 
Umhausen 1.230,07 1.148,37 1.248,66 1.206,26 1.261,40 1.522,26 1.587,76 
Durchschnitt Ötztal 1.416,49 1.431,04 1.568,52 1.753,93 1.796,82 1.919,55 1.957,96 
Durchschnitt Tirol 1.406,54 1.428,29 1.495,48 1.558,40 1.621,70 1.655,80 1.773,99 
Tabelle 11 Laufende Ausgaben Ötztal 2002-2008108 
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Den größten Teil der laufenden Ausgaben der Jahre 2002-2008 des PV Ötztal stellen Verwaltungs- 
und Betriebsaufwand mit durchschnittlich 30,63 % dar. Leistungen für Personal mit 25,59 % und 
laufende Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts mit 19,23 % folgen auf den Plätzen 
zwei und drei der laufenden Ausgaben. 
 
 
Abbildung 12 Durchschnittliche laufende Ausgaben des Ötztals 2002-2008109 
 
Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 
Bei den Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen liegt das Ötztal in den Jah-
ren 2002-2008 immer deutlich über dem Tiroldruchschnitt. Die Analyse der einzelnen Gemeinden 
zeigt, dass nur die Gemeinden Haiming und Oetz im Jahr 2002, Oetz 2005, Sautens 2007 sowie 
Haiming und Längenfeld im Jahr 2008 unterdurchschnittliche Ausgaben in diesem Bereich haben. 
Der Vergleich der Gemeinden mit dem Benchmark 'Durchschnitt Ötztal' zeigt, dass auch hier die 
Gemeinden Haiming und Längenfeld immer unter den durchschnittlichen Ausgaben bleiben. Oetz 
hat in einem Jahr überdurchschnittliche Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransakti-
onen, Roppen in zwei Jahren, die Gemeinden Sautens und Umhausen hingegen in drei Jahren. 
Besonders hervorzuheben ist die Gemeinde Sölden, die in allen Jahren überdurchschnittlich hohe 
Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen zu verbuchen hat. 
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Einen Überblick über die Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen gibt die 
nachfolgende Tabelle. 
 
EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 170,76 344,03 316,92 275,68 292,29 360,10 246,31 
Längenfeld 261,80 324,19 278,83 396,25 368,76 348,47 237,33 
Oetz 125,99 315,50 214,17 149,26 427,86 675,32 315,00 
Roppen 574,24 364,96 306,14 312,20 227,94 280,31 433,00 
Sautens 344,93 307,92 372,08 211,46 488,38 233,51 327,56 
Sölden 612,56 567,16 769,71 717,43 1.021,03 970,61 793,94 
Umhausen 428,32 367,49 303,39 627,50 463,59 589,24 339,78 
Durchschnitt Ötztal 340,97 375,40 370,87 409,60 475,75 511,95 376,27 
Durchschnitt Tirol 192,41 214,02 193,68 206,71 227,45 241,69 252,58 
Tabelle 12 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen Ötztal 2002-2008110 
 
Mit 64,51 % der durchschnittlichen Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 
stellt der Erwerb von unbeweglichem Vermögen den größten Posten dar. An der zweiten Stelle 
liegt der Erwerb von beweglichem Vermögen mit 17,44 %. Eine detaillierte Darstellung der durch-
schnittlichen Zusammensetzung der Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 
zeigt Abbildung 13. 
 
 
Abbildung 13 Durchschnittliche Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen Ötztal 2002-2008111 
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Ausgaben aus Finanztransaktionen 
Auch im Bereich der Ausgaben aus Finanztransaktionen liegen die durchschnittlichen Ausgaben 
des Ötztals deutlich über dem tirolweiten Durchschnitt. Verantwortlich dafür sind zum einen die ho-
hen Ausgaben der Gemeinde Sölden, zum anderen die Ausgaben der Gemeinde Roppen in den 
Jahren 2004, 2005 und 2008. 
Vergleicht man die einzelnen Gemeinden des Ötztals mit dem tirolweiten Durchschnitt, so zeigt 
sich dass die Gemeinde Sautens als einzige Gemeinde in sämtlichen Jahren des Beobachtungs-
zeitraumes unter dem Durchschnitt liegt. Die Gemeinde Sölden hingegen weist in allen Jahren 
überdurchschnittliche Ausgaben aus Finanztransaktionen auf. Die Gemeinde Haiming verfügt im 
Jahr 2005 über unterdurchschnittliche Ausgaben, während die Gemeinde Längenfeld in den Jah-
ren 2002, 2003 und 2006 mit bis zu EUR 637,05 pro Einwohner über dem tirolweiten Durchschnitt 
liegt. Oetz hat in zwei Jahren, Roppen in drei Jahren und Umhausen vier Jahren unterdurchschnitt-
liche Ausgaben aus Finanztransaktionen pro Einwohner zu verbuchen. 
Der Vergleich der Gemeinden mit dem Benchmark 'Durchschnitt Ötztal' zeigt, dass die Gemeinden 
Haiming, Sautens und Umhausen immer unter dem Durchschnitt des Tals liegen. Die Gemeinde 
Längenfeld weist ein ähnliches Ergebnis auf und liegt nur in den Jahren 2003 und 2006 über den 
durchschnittlichen Ausgaben des Tals, die Gemeinde Roppen liegt ebenfalls in zwei Jahren über 
dem Durchschnitt. Sölden hingegen liegt immer über dem Durchschnitt, nur im Jahr 2004 kann die 
Gemeinde ein kapp unterdurchschnittliches Ergebnis aufweisen. Oetz hingegen ist in drei Jahren 
betreffend die Ausgaben aus Finanztransaktionen mit bis zu EUR 216,21 pro Einwohner über-
durchschnittlich. Die nachfolgende Tabelle zeigt einen Überblick über die Ausgaben aus Finanz-
transaktionen der einzelnen Gemeinden des Planungsverbandes Sölden für die Jahre 2002 bis 
2008. 
 
EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 275,52 255,95 290,58 206,77 295,21 327,61 273,61 
Längenfeld 211,13 833,01 193,63 174,33 332,83 155,52 162,87 
Oetz 282,74 493,92 238,27 530,47 403,19 207,46 186,87 
Roppen 213,21 119,43 1.183,22 424,71 168,13 172,34 601,85 
Sautens 134,98 183,89 161,59 129,03 147,34 107,06 119,95 
Sölden 929,14 913,73 316,73 545,89 495,49 993,20 962,03 
Umhausen 156,78 83,11 231,97 265,19 169,28 142,62 281,75 
Durchschnitt Ötztal 335,82 471,57 326,09 314,26 308,68 328,77 369,83 
Durchschnitt Tirol 198,79 195,96 195,76 212,67 207,06 246,78 221,67 
Tabelle 13 Ausgaben aus Finanztransaktionen Ötztal 2002-2008112 
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Die Analyse der Zusammensetzung der durchschnittlichen Ausgaben des Planungsverbandes Ötz-
tal für die Jahre 2002-2008 zeigt, dass 40,82 % der Ausgaben in den Bereich Investitions- und Til-
gungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben der Gemeinden fallen. 
An der zweiten Stelle mit 36,00 % der durchschnittlichen Ausgaben liegen Rückzahlungen von Fi-
nanzschulden bei anderen. Eine detaillierte Übersicht zeigt Abbildung 14. 
 
 
Abbildung 14 Durchschnittliche Ausgaben aus Finanztransaktionen Ötztal 2004-2008113 
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3.3. Vergleichende Kennzahlenanalyse 
Im folgenden Abschnitt werden die Gemeinden des Ötztals anhand der folgenden Kennzahlen ver-
glichen, um einen Überblick über die finanzielle Situation zu erhalten: 
 Öffentliche Sparquote 
 Eigenfinanzierungsquote 
 Schuldendienststeuerquote 
 Freie Finanzspitze 
3.3.1. Öffentliche Sparquote 
Die öffentliche Sparquote (ÖSQ), auch Ertragskraft genannt, stellt das Verhältnis des Querschnit-
tes Laufende Einnahmen zum Querschnitt Laufende Ausgaben dar und zeigt somit, in wie weit Mit-
tel zur Ausgabentilgung und Finanzierung der Ausgaben der Vermögensgebarung, vor allem für 
Neuinvestitionen und den damit verbundenen Folgelasten, zur Verfügung stehen. Je höher die öf-
fentliche Sparquote, desto mehr Mittel stehen der Gemeinde in Zukunft zur Verfügung. Eine nega-
tive Sparquote zeigt, dass die Gemeinden finanziell gesehen in Schwierigkeiten sind und ernsthaft 
über Sanierungsmaßnahmen nachgedacht werden muss. Ein Wert von Null zeigt, dass durch die 
laufenden Einnahmen lediglich die laufenden Ausgaben gedeckt werden können, auch hier sollte 
über Maßnahmen zur Verbesserung der finanziellen Situation nachgedacht werden.114 
 
 
Abbildung 15 Berechnung öffentliche Sparquote115 
 
Folgende Referenzwerte können zur Interpretation und Klassifizierung herangezogen werden:116 
 Sehr gut: > 25 % 
 Gut: > 20 % 
 Durchschnitt: > 15 %  
 Genügend: > 5 % 
 Unzureichend: < 5 % 
Die nachfolgende Tabelle zeigt das öffentliche Sparen (laufende Einnahmen – laufenden Ausga-
ben) sowie die ÖSQ für die Gemeinden des Ötztals, eine durchschnittliche ÖSQ des gesamten 
Tals sowie die durchschnittliche ÖSQ Tirols. 
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EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming öffentliches Sparen 315,14 344,17 272,98 380,19 153,14 152,37 229,96
öffentliche  
Sparquote  
28,84% 32,03% 23,60% 26,23% 11,01% 9,73% 15,23%
Längenfeld öffentliches Sparen 388,02 324,62 353,95 388,35 454,73 287,78 207,97
öffentliche  
Sparquote  
26,98% 23,46% 23,57% 23,17% 27,74% 16,09% 10,06%
Oetz öffentliches Sparen 429,00 459,18 313,63 453,46 339,60 394,61 394,94
öffentliche  
Sparquote  
38,23% 40,13% 25,37% 34,79% 25,64% 28,18% 26,42%
Roppen öffentliches Sparen 525,57 822,19 669,47 523,21 184,57 625,71 551,56
öffentliche  
Sparquote  
53,87% 48,76% 62,43% 43,59% 11,90% 43,38% 38,73%
Sautens öffentliches Sparen 213,00 151,16 223,66 -342,14 234,56 -159,44 49,34
öffentliche  
Sparquote  
21,02% 14,67% 21,98% -20,07% 21,03% -10,01% 3,55%
Sölden öffentliches Sparen 1.254,76 1.180,24 1.469,77 867,08 1.593,12 1.385,47 1.171,84
öffentliche  
Sparquote  
48,29% 48,13% 45,52% 25,46% 42,25% 36,28% 32,66%
Umhausen öffentliches Sparen 190,84 228,53 189,20 253,75 270,27 227,23 206,63
öffentliche  
Sparquote  
15,51% 19,90% 15,13% 21,04% 21,43% 14,93% 12,92%
Durchschnitt 
Ötztal 
öffentliches Sparen 488,42 498,83 506,48 413,69 498,16 439,32 408,41
öffentliche 
Sparquote  
34,42% 34,84% 32,20% 23,54% 27,72% 22,60% 20,82%
Durchschnitt 
Tirol 
öffentliches Sparen 269,12 243,04 246,64 235,95 234,70 312,56 268,32
öffentliche 
Sparquote 
18,97% 16,84% 16,30% 14,93% 14,32% 18,67% 14,99%
Tabelle 14 Öffentliches Sparen und ÖSQ im Ötztal 2002-2008117 
 
Die Analyse zeigt, dass das Ötztal in den Jahren 2002 und 2006 ein sehr gutes Ergebnis aufweist 
und selbst im Jahr 2008, welches der niedersten ÖSQ entspricht noch über ein gutes Ergebnis ver-
fügt. Die einzelnen Gemeinden des PV Ötztal weisen sehr unterschiedliche Werte auf, so verfügen 
die Gemeinde Oetz und die Gemeinde Sölden mit Werten bis zu 48,29 % in allen betrachteten Jah-
ren über sehr gute Werte. Das Jahr 2006 ist für die Gemeinde Roppen ein negativer Ausreißer, da 
die Gemeinde in diesem Jahr mit 11,90 % nur über ein genügendes Ergebnis verfügt, in den ande-
ren vier Jahren allerdings immer eine ÖSQ von über 25 % hat, im Jahr 2004 sogar über 60 %. Die 
Gemeinde Sautens zeigt in drei Jahren ein unzureichendes Ergebnis, die ÖSQ ist in zwei dieser 
drei Jahre sogar negativ. Das bedeutet die Gemeinde Sautens war in diesen Jahren nicht in der 
Lage ihre laufenden Ausgaben mittels laufender Einnahmen zu decken. Die Gemeinde Haiming 
erzielt in zwei Jahren ein genügendes Ergebnis und in einem Jahr ein durchschnittliches, allerdings 
ist zu erwähnen, dass die Gemeinde in drei Jahren sehr gute Werte erzielt. Die Gemeinde Längen-
feld kann in zwei Jahren ein sehr gutes, ein durchschnittliches aber auch ein nur genügendes Er-
gebnis verzeichnen. Die Gemeinde Umhausen erzielt in zwei Jahren genügende Werte, in drei 
Jahren durchschnittliche und kann ähnlich wie die Gemeinde Sautens als einzige Gemeinde im PV 
Ötztal in keinem Jahr einen sehr guten Wert erzielen. 
  
                                            
117 eigene Darstellung 
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Die nachfolgende Abbildung zeigt einen zusammenfassenden Überblick über die ÖSQ der Ge-
meinden des Ötztals, die durchschnittliche ÖSQ des Tals sowie die durchschnittliche ÖSQ Tirols. 
 
 
Abbildung 16 Öffentliche Sparquote Ötztal 2002-2008118 
3.3.2. Eigenfinanzierungsquote 
Die Eigenfinanzierungsquote (EFQ) gibt an, in welchem Ausmaß die Ausgaben der laufenden Ge-
barung sowie der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen durch laufende Einnahmen aus 
ebendiesen Kategorien gedeckt werden können. Zeigt sich ein kontinuierlicher Rückgang, so be-
deutet dies, dass der Eigenfinanzierungsspielraum nachhaltig geringer wird und somit der Diffe-




Abbildung 17 Berechnung Eigenfinanzierungsquote120 
 
  
                                            
118 eigene Darstellung 
119 vgl. Biwald 2005, S. 8 
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Referenzwerte geben auch hier eine Hilfestellung zur Interpretation und Analyse. Im Falle der EFQ 
könne folgende Werte herangezogen werden: 
 Sehr gut: > 110% 
 Gut: > 100% 
 Durchschnitt: > 90% 
 Genügend: > 80% 
 Unzureichend: < 80% 
Die nachfolgende Tabelle zeigt die Eigenfinanzierungsquote der Gemeinden des Ötztals, die 
durchschnittliche Eigenfinanzierungsquote des Tals sowie die durchschnittliche Eigenfinanzie-
rungsquote für alle Gemeinden Tirols der Jahre 2002-2008. 
 
 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
Haiming 115,53% 95,89% 117,64% 90,39% 100,31% 103,05% 
Längenfeld 112,27% 141,56% 111,92% 97,17% 99,15% 81,45% 
Oetz 101,98% 96,36% 102,40% 105,53% 101,69% 102,50% 
Roppen 78,03% 94,16% 115,74% 107,22% 99,71% 86,24% 
Sautens 101,42% 96,70% 110,61% 104,49% 108,62% 98,46% 
Sölden 108,21% 83,04% 79,19% 77,75% 106,34% 110,17% 
Umhausen 102,90% 98,22% 106,03% 104,30% 88,74% 105,99% 
Durchschnitt Ötztal 105,31% 99,96% 97,91% 91,68% 101,17% 99,37% 
Durchschnitt Tirol 101,33% 99,15% 99,78% 98,67% 98,65% 101,58% 
Tabelle 15 Eigenfinanzierungsquote Ötztal 2002-2008121 
 
Die EFQ des Ötztals weist in den Jahren 2003, 2004, 2005 und 2007 durchschnittliche Werte auf, 
in den Jahren 2002, 2006 und 2008 sogar gute Werte. Der Vergleich mit der EFQ der gesamten Ti-
roler Gemeinen zeigt, dass der Tirolschnitt nur in den Jahren 2002 und 2007 bezüglich der EFQ 
über 100 % liegt. Die Analyse der einzelnen Gemeinden zeigt, dass die Gemeinde Oetz bezüglich 
der EFQ über gute Werte verfügt, im Jahr 2008 mit einer EFQ von 116,14 % sogar ein sehr gutes 
Ergebnis aufzuweisen hat. Das Jahr 2003, mit einem nur durchschnittlichen Wert, kann für die 
Gemeinde Oetz als negativer Ausreiser gesehen werden. Auch die Gemeinde Haiming erzielt gute 
bis sehr gute Werte, eine Ausnahme stellen hier die Jahre 2003 und 2005 dar, welche mit 95,89 % 
bzw. 90,39 % nur durchschnittlich sind. Die Gemeinde Längenfeld zeigt durchwachsene Werte, bis 
zum Jahr 2004 noch sehr gut, 2005, 2006 und 2008 durchschnittlich und im Jahr 2007 mit 81,45 % 
nur eine genügende EFQ. Die Gemeinde Roppen weist im Jahr 2002 eine unzureichende EFQ und 
im Jahr 2007 nur eine genügende EFQ auf, allerdings im Jahr 2004 eine sehr gute und 2005 und 
2008 mit Werten über 107 % eine gute EFQ. Sautens weist im Jahr 2002 eine gute, 2003 eine 
durchschnittliche EFQ auf. Im Jahr 2004 allerdings einen sehr guten Wert und ab 2005 eine fallen-
de Tendenz. Umhausen weist 2002, 2004, 2005 und 2007 eine gute EFQ auf, das Jahr 2006 zeigt 
nur eine genügende EFQ und die Jahre 2003 und 2008 zeigen eine durchschnittliche EFQ. Her-
vorzuheben ist die Gemeinde Sölden, die als einzige Gemeinde im Ötzal in zwei Jahren über eine 
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unzureichende EFQ verfügt. Allerdings steigen die Werte ab 2006. Somit weist Sölden 2006 eine 
gute und 2007 und 2008 sogar eine sehr gute EFQ auf. 
Die nachfolgende Abbildung zeigt eine zusammenfassende Darstellung der EFQ der einzelnen 




Abbildung 18 Eigenfinanzierungsquote Ötztal 2002-2008122 
 
3.3.3. Schuldendienststeuerquote 
Die Schuldendienststeuerquote (SDSQ) zeigt, den Anteil an Eigenen Steuern und Ertragsanteilen, 
der für den Schuldendienst aufzuwenden ist, während die Verschuldungsdauer (VSD) als Indikator 
für die Verschuldung einer Gemeinde herangezogen werden kann.123 
Als Benchmark für die SDSQ können folgende Werte herangezogen werden:124 
 Sehr gut: < 10% 
 Gut: < 15% 
 Durchschnitt: < 20% 
 Genügend: < 25% 
 Unzureichend: > 25% 
Die nachfolgende Abbildung zeigt die Berechnung der Schuldendienststeuerquote. Unter Schul-
dendienst ist die Summe aus den Zinsen für Finanzschulden, der Rückzahlung von Finanzschul-
den bei Trägern des öffentlichen Rechts sowie der Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 
zu verstehen. 
                                            
122 eigene Darstellung 
123 vgl. Biwald 2005, S. 8 
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Abbildung 19 Berechnung Schuldendienststeuerquote125 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt die Schuldendienststeuerquote der Gemeinden des Ötztals, der 
durchschnittlichen SDSQ des Tals sowie die durchschnittliche SDSQ für Tirol für die Jahre 2002-
2008. 
 
 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 20,53% 21,12% 16,47% 16,12% 19,61% 17,13% 15,21% 
Längenfeld 21,11% 23,43% 21,06% 20,01% 22,67% 18,18% 16,95% 
Oetz 21,26% 23,55% 18,24% 16,72% 15,84% 13,47% 12,47% 
Roppen 14,49% 19,39% 29,97% 23,71% 16,68% 18,18% 20,12% 
Sautens 18,79% 24,43% 17,07% 15,66% 15,68% 14,13% 13,31% 
Sölden 23,84% 12,74% 14,03% 19,81% 19,79% 20,76% 24,94% 
Umhausen 56,93% 13,24% 12,11% 12,11% 13,85% 35,10% 21,34% 
Durchschnitt Ötztal 25,44% 18,37% 17,13% 17,93% 18,79% 20,03% 19,18% 
Durchschnitt Tirol 11,81% 11,42% 12,10% 10,71% 10,87% 10,91% 9,81% 
Tabelle 16 Schuldendienststeuerquote Ötztal 2002-2008126 
 
Die Analyse der SDSQ zeigt, dass das Ötztal bis auf die Jahre 2002 und 2007 durchschnittliche 
Werte aufweist. Im Jahr 2002 zeigt der Durchschnitt des Ötztals mit einem Wert von 25,44 % eine 
unzureichende SDSQ. Die durchschnittlichen Werte der Gemeinden in Tirol liegen allerdings deut-
lich niedriger und weisen gute, im Jahr 2008 sogar sehr gute Werte auf. 
Die Analyse der einzelnen Gemeinden des Ötztals zeigt, dass die Gemeinde Haiming in allen Jah-
ren über eine durchschnittliche Schuldendienststeuerquote verfügt, in den Jahren 2002 und 2003 
wies die Kennzahl noch genügende Werte auf. Über eine durchschnittliche SDSQ verfügt auch die 
Gemeinde Längenfeld in den Jahren 2007 und 2008, die Jahre 2002 bis 2006 fallen bezüglich der 
SDSQ allerdings schlechter aus. Anders bei den Gemeinde Oetz, hier zeigt die Analyse in den 
Jahren 2002-2003 genügende Werte, 2004-2006 durchschnittliche Werte, 2007 und 2008 aller-
dings gute Werte. Die Gemeinde Sautens zeigt in den Jahren 2002 sowie 2004 bis 2006 durch-
schnittliche Werte, 2007 und 2008 gute Werte nur 2003 genügende. In der Gemeinde Sölden geht 
die Tendenz in die andere Richtung, nach dem Jahr 2002 mit einem genügenden Wert verbessert 
sich die Situation, in den Jahren 2003 und 2004 verfügt die Gemeinde über eine gute SDSQ, 2005-
2006 über eine durchschnittliche SDSQ, 2007 und 2008 nur mehr über eine genügende. Die Ge-
meinden Roppen im Jahr 2004 und Umhausen in den Jahren 2002 und 2007 verfügen über eine 
unzureichende SDSQ, das bedeutet, dass in diesen Jahren die Gemeinden mehr als 25 % ihrer 
                                            
125 eigene Darstellung 
126 eigene Darstellung 
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Einnahmen aus eigenen Steuern und Ertragsanteilen zur Schuldentilgung aufbringen müssen. Die 
Gemeinde Umhausen zeigt in den Jahren 2003-2006 allerdings gute Werte, während die Gemein-
de Roppen seit dem Jahr 2003 nicht mehr über durchschnittliche Werte hinaus kommt. 
Die nachfolgende Abbildung zeigt einen zusammenfassenden Überblick der SDSQ der einzelnen 




Abbildung 20 Schuldendienststeuerquote 2002-2008127 
 
3.3.4. Freie Finanzspitze 
Die freie Finanzspitze zeigt den zukünftigen finanziellen Spielraum einer Gemeinde, innerhalb des-
sen neue Projekte bzw. Maßnahmen umgesetzt werden können.128 
Zur Berechnung der freien Finanzspitze, wird zunächst das Wirtschaftsergebnis berechnet, wel-
ches sich aus der Differenz der laufenden Einnahmen und den laufenden Ausgaben zuzüglich 
Ausgaben für Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts sowie Rück-
zahlung von Finanzschulden bei anderen, zusammensetzt. Die Berechnung der Quote der freien 
Finanzspitze zeigt die nachfolgende Abbildung. 
 
 
Abbildung 21 Berechnung Quote der freien Finanzspitze129 
 
                                            
127 eigene Darstellung 
128 vgl. Enzinger & Papst 2009, S. 53 
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Als Benchmark für die freie Finanzspitze können folgende Werte herangezogen werden:130 
 Sehr gut: > 15% 
 Gut: > 12% 
 Durchschnitt: > 8% 
 Genügend: > 3% 
 Unzureichend: < 3% 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt die freie Finanzspitze sowie die Quote der freien Finanzspitze der 
Gemeinden des Ötztals, des gesamten Tals sowie den Durchschnitt der Tiroler Gemeinden. 
 
EUR / Einwohner   2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming Wirtschaftsergebnis /  
freie Finanzmittel 
189,80 203,72 165,74 266,12 17,15 35,11 134,39
Quote der freien 
Finanzspitze 
13,48% 14,36% 11,59% 14,54% 1,11% 2,04% 7,72%
Längenfeld Wirtschaftsergebnis /  
freie Finanzmittel 
257,20 186,50 212,08 262,02 288,45 159,10 80,98
Quote der freien  
Finanzspitze 
14,08% 10,92% 11,43% 12,69% 13,78% 7,66% 3,56%
Oetz Wirtschaftsergebnis /  
freie Finanzmittel 
279,49 263,57 174,59 316,21 205,90 286,70 291,29
Quote der freien  
Finanzspitze 
18,02% 16,44% 11,27% 18,00% 12,37% 15,97% 15,41%
Roppen Wirtschaftsergebnis /  
freie Finanzmittel 
481,85 721,74 478,68 375,74 87,59 533,87 448,99
Quote der freien  
Finanzspitze 
32,10% 28,77% 27,48% 21,80% 5,05% 25,82% 22,73%
Sautens Wirtschaftsergebnis /  
freie Finanzmittel 
135,09 41,87 127,85 -440,62 139,68 -239,60 -24,90
Quote der freien 
Finanzspitze 
11,02% 3,54% 10,30% -32,33% 10,35% -16,71% -1,73%
Sölden Wirtschaftsergebnis /  
freie Finanzmittel 
912,54 1005,73 1.284,02 625,87 1.329,02 1.107,19 792,30
Quote der freien  
Finanzspitze 
23,68% 27,69% 27,33% 14,65% 24,78% 21,28% 16,65%
Umhausen Wirtschaftsergebnis /  
freie Finanzmittel 
-247,43 150,36 113,67 172,25 184,07 -54,19 45,35
Quote der freien  
Finanzspitze 
-17,41% 10,92% 7,90% 11,80% 12,02% -3,10% 2,51%
Durchschnitt Ötztal Wirtschaftsergebnis /  
freie Finanzmittel 
287,39 361,75 373,84 276,81 348,73 274,79 250,24
Quote der freien  
Finanzspitze 
15,07% 18,74% 17,98% 12,75% 15,19% 11,53% 10,56%
Durchschnitt Tirol Wirtschaftsergebnis /  
freie Finanzmittel 
179,39 151,77 141,00 141,98 138,26 215,51 182,77
Quote der freien  
Finanzspitze 
10,63% 9,00% 8,01% 7,82% 7,38% 10,85% 8,88%
Tabelle 17 Freie Finanzspitze und Quote der freien Finanzspitze Ötztal 2002-2008131 
 
Die Analyse der freien Finanzspitze zeigt, dass das Ötztal in den Jahren 2002-2006 über gute bzw. 
sehr gute Ergebnisse verfügt, auch die Jahre 2007 und 2008 zeigen durchschnittliche Ergebnisse. 
Der Tiroler Durchschnitt zeigt mit einer Quote von höchstens 10,85 % schlechtere Werte. Die Jahre 
2005 und 2006 zeigen, bezugnehmend auf die Referenzwerte nur eine genügende Quote der frei-
                                            
130 vgl. Biwald 2005, S. 8 
131 eigene Darstellung 
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en Finanzspitze. Die Analyse der einzelnen Gemeinden des Ötztals zeigt, dass die Gemeinde Söl-
den in sechs der betrachteten sieben Jahren, über eine sehr gute FSQ verfügt. Auch die Gemeinde 
Roppen zeigt in den Jahren 2002 bis 2005, 2007 und 2008 sehr gute Werte, das Jahr 2006 stellt 
einen negativen Ausreißer dar. Die freie Finanzspitze der Gemeinde Oetz zeigt ebenfalls ein posi-
tives Ergebnis, nur das Jahr 2004 zeigt durchschnittliche Werte. Die Gemeinde Längenfeld erzielt 
in den Jahren 2002, 2005 und 2006 gute Werte, ab dem Jahr 2007 kann nur mehr eine genügende 
freie Finanzspitze erzielt werden. Die Gemeinden Sautens und Umhausen bilden bezüglich der 
freien Finanzspitze im Ötztal mit unzureichenden Werten in drei Jahren, das Schlusslicht. Aller-
dings weist auch die Gemeinde Haiming in zwei Jahren eine unzureichende Quote auf, wobei in im 
Jahr 2008 mit 7,72 % wieder ein genügender Wert erzielt werden kann. 
Die nachfolgende Abbildung zeigt die Freie Finanzspitze der einzelnen Gemeinden des Ötztals, die 
durchschnittliche Freie Finanzspitze des Tals sowie die durchschnittliche Freie Finanzspitze Tirols. 
 
 
Abbildung 22 Freie Finanzspitze Ötztal 2002-2008132 
 
Die finanzielle Situation der Ötztaler Gemeinden kann im Vergleich mit den gesamten Tiroler Ge-
meinden als gut beschrieben werden. Dies zeigt sich darin, dass die durchschnittlichen Ergebnisse 
in drei der vier berechneten Kennzahlen gleich oder besser sind als jene des Tiroler Durchschnitts. 
Nur bei der Schuldendienststeuerquote zeigen sich teils gravierende Abweichungen. Im Ötztal 
müssen bis zu einem Viertel der Einnahmen aus Eigenen Steuern und Ertragsanteilen für die 
Schuldentilgung herangezogen werden. Die Freie Finanzspitze der Gemeinden zeigt, dass im Ötz-
tal durchaus ein finanzieller Handlungsspielraum für Investitionen und Projekte vorhanden ist. Al-
lerdings zeigt sich bei der Betrachtung der Freien Finanzspitze, dass es innerhalb des Ötztals teils 
große Unterschiede zwischen den einzelnen Gemeinden gibt. Obwohl die durchschnittlichen Er-
gebnisse der Gemeinden zu einem erfreulichen Schluss führen, zeigt der sich, dass einzelne Ge-
meinden des Tals mit Schwierigkeiten zu kämpfen haben. So liefert die Gemeinde Sautens mit ei-
                                            



















2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008
Freie Finanzspitze
Kommunaler Haushaltsvergleich am Beispiel der Gemeinden des Ötztals 
Seite 47 
ner negativen Freien Finanzspitze in drei Jahren ein besorgniserregendes Ergebnis, während bei-
spielsweise die Gemeinde Roppen in sechs der betrachteten sieben Jahre über sehr gute Ergeb-
nisse verfügt. Allerdings müssen sich auch die Gemeinden des Ötztal mit sinkenden Einnahmen 
auseinandersetzten. Vor allem die starke Abhängigkeit von den Ertragsanteilen macht dies deut-
lich. Die laufenden Einnahmen des Ötztals bestehen zu 34 % aus Ertragsanteilen, da diese kon-
junkturell bedingt sinken, verschlechtert sich auch die Situation der Ötztaler Gemeinden. 
Nach der ausführlichen Darstellung der finanziellen Situation der Gemeinden Tirols und insbeson-
dere der Gemeinden des Ötztals, wird nun auf die Aufgaben der Gemeinden näher eingegangen. 
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4. Aufgaben der Gemeinden 
Zu den kommunalen Aufgaben zählen Aufgaben des eigenen sowie des übertragenen Wirkungs-
bereichs. Aufgaben des eigenen Wirkungsbereichs sind gemäß Art. 118 B-VG unter anderen die 
Bestellung der Gemeindeorgane, örtliche Sicherheitspolizei, örtliche Veranstaltungspolizei, Verwal-
tung der Verkehrsflächen der Gemeinde, örtliche Straßenpolizei und die örtliche Gesundheitspoli-
zei.133 
Darüber hinaus können gemäß Art 116 Abs. 2 B-VG die Gemeinden als selbständiger Wirtschafts-
körper innerhalb der Schranken der allgemeinen Bundes- und Landesgesetze Vermögen aller Art 
besitzen, erwerben und darüber verfügen. Darüber hinaus können sie wirtschaftliche Unterneh-
mungen betreiben sowie im Rahmen der Finanzverfassung ihren Haushalt selbständig führen und 
Abgaben ausschreiben.134 
Zusätzlich zum eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden gehören Aufgaben des übertragenen 
Wirkungsbereichs zum Leistungsspektrum der österreichischen Kommunen. Hier erfüllt die Ge-
meinde Aufgaben auf Anweisung und im Auftrag der Länder oder des Bundes. Für die Erfüllung 
der Aufgaben ist der jeweilige Bürgermeister verantwortlich, der in diesem Zusammenhang wei-
sungsgebunden ist. Für die Finanzierung dieser Aufgaben sind ebenfalls die Gemeinden verant-
wortlich. Zu den Aufgaben des übertragenen Wirkungsbereichs gehören beispielsweise die Füh-
rung der Staatsbürgerschaftsevidenz und des Melderegisters.135 
Somit sind die Aufgaben der Kommunen vielschichtig und reichen von der Errichtung und Instand-
haltung der Kindergärten und Schulen, über Raumordnung und Winterdienst bis hin zur Instandhal-
tung von Friedhöfen und Infrastruktureinrichtungen, wie Freibäder.136 
Das Spektrum der kommunalen Leistungen wird in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. Es ist 




                                            
133 vgl. Art. 118 Abs. 3 B-VG 
134 vgl. Art. 116 Abs. 2 B-VG 
135 vgl. Österreichischer Städtebund 2004, S. 4f 
136 vgl. Österreichischer Gemeindebund 2010, S. 1ff 





 Hauptamt (Zentralamt, Personalamt, Hilfsamt, Kanzleiökonomat, Ge-
meindekontrolleinrichtung, Pressestelle, Amtsblatt und Öffentlichkeitsar-
beit, elektronische Datenverarbeitung, Geschäftsstelle der Kranken- und 
Unfallfürsorge, Repräsentation) 
 Hauptverwaltung (Rechtsamt, Statistisches Amt, Standesamt, Einwoh-
neramt, Wahlamt, Staatsbürgerschaft, Amtsgebäude) 
   Bauverwaltung (Bauamt, Amt für Raumordnung und Raumplanung, 
Vermessungsamt, Hochbauamt, Tiefbauamt) 
   Bezirksverwaltung 
   Sonstige Maßnahmen (Beiträge an Verbände, Vereine oder sonstige 
Organisationen, Sonstige Subventionen, Ehrungen und Auszeichnun-
gen, Städtekontakte und Partnerschaften, Förderung anderer Rechtsträ-
ger) 
   Verfügungsmittel 
   Pensionen 
   Personalbetreuung (Bezugsvorschüsse und Darlehen, Personalausbil-
dung und Personalfortbildung, Gemeinschaftspflege, sonstige Einrich-
tungen und Maßnahmen) 
1 
Öffentliche Ordnung und 
Sicherheit 
 Öffentliche Ordnung (Sicherung der Behördenkommunikation, sonstige 
Einrichtungen und Maßnahmen) 
 Sicherheitspolizei (Allgemeine Angelegenheiten, sonstige Einrichtungen 
und Maßnahmen) 
   Sonderpolizei (Gewerbe-, Markt- und Lebensmittelpolizei, Bau- und 
Feuerpolizei, Gesundheitspolizei, Veterinärpolizei, Flurpolizei, sonstige 
Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Feuerwehrwesen (Feuerwehrinspektorat, Feuerwehrschulen, Berufsfeu-
erwehren, Freiwillige Feuerwehren, Förderung der Brandbekämpfung 
und Brandverhütung, sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Katastrophendienst (allgemeine Angelegenheiten, sonstige Einrichtun-
gen und Maßnahmen) 




Sport und Wissenschaft 
 Gesonderte Verwaltung (Schulamt, Sportamt, Schulaufsicht, Qualifikati-
ons- und Disziplinarkommissionen der Landeslehrer, Personalvertretung 
der Landeslehrer, Pensionen der Landeslehrer, sonstige Einrichtungen 
und Maßnahmen) 
  Allgemeinbildender Unterricht (Allgemeinbildende Pflichtschulen, ge-
meinsame Kosten, Volksschulen, Hauptschulen, Sonderschulen, Poly-
technische Schulen, Allgemeinbildende höhere Schulen, sonstige Ein-
richtungen und Maßnahmen) 
   Berufsbildender Unterricht; Anstalten der Lehrer- und Erzieherbildung 
(Berufsbildende Pflichtschulen, Berufsbildende mittlere Schulen, Berufs-
bildende höhere Schulen, Akademien für Sozialarbeit, Bildungsanstalten 
für Kindergartenpädagogik, Bildungsanstalten für Sozialpädagogik, Be-
rufspädagogische Akademien, Pädagogische Akademien und Institute, 
Berufsausbildung schulentlassener Jugendlicher, sonstige Einrichtungen 
und Maßnahmen) 
   Förderung des Unterrichts (Förderung des Schulbetriebs, Förderung der 
Lehrerschaft, Schülerbetreuung, sonstige Einrichtungen und Maßnah-
men) 
   Vorschulische Erziehung (Kindergärten, Förderung der Kindergärtnerin-
nen, sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Außerschulische Jugenderziehung (Schülerhorte, Schüler-, Lehrlings- 
und Gesellenheim, Jugendherbergen und Jugendheime, Jugendver-
kehrserziehung, sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Sport und außerschulische Leibeserziehung (Landessportorganisation, 
Sportausbildungsstätten, Sportplätze, Turn- und Sporthallen, Eislauf-
plätze und –hallen, Tennisplätze und -hallen, Wintersportanlagen, sons-
tige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Erwachsenenbildung (Volkshochschulen, Volksbildungswerke, Volksbil-
dungsheime, Volksbüchereien, sonstige Einrichtungen und Maßnah-
men) 
   Forschung und Wissenschaft (Förderung von Universitäten u. Hoch-
schulen, Universitäts- und Hochschuleinrichtungen, Studienbeihilfen, 
wissenschaftl. Archive, wissenschaftl. Bibliotheken, wissenschaftl. Mu-
seen, botanische und zoologische Gärten (als wissenschaftl. Einrichtun-
gen), wissenschaftl. Sternwarten, sonst. Einrichtungen u. Maßnahmen) 
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3 
Kunst, Kultur und 
Kultus 
 Gesonderte Verwaltung (Kulturamt) 
 Bildende Künste (Ausbildung in den bildenden Künsten, Einrichtungen 
der bildenden Künste, Maßnahmen zur Förderung der bildenden Künste, 
sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
 Musik und darstellende Kunst (Ausbildung in Musik und darstellender 
Kunst, Einrichtungen der Musikpflege, Maßnahmen zur Förderung der 
Musikpflege, Einrichtungen der darstellenden Kunst, Maßnahmen zur 
Förderung der darstellenden Kunst, Festspiele, sonstige Einrichtungen 
und Maßnahmen) 
   Förderung von Schrifttum und Sprache 
   Museen und sonstige Sammlungen 
   Sonstige Kunstpflege (Einrichtungen zur Kunstpflege, Maßnahmen zur 
Kunstpflege) 
   Heimatpflege (Heimatmuseen, nichtwissenschaftliche Archive, Denk-
malpflege, Altstadterhaltung und Ortsbildpflege, sonstige Einrichtungen 
und Maßnahmen) 
   Rundfunk, Presse und Film (Förderung von Rundfunk und Fernsehen, 
Förderung von Presse und Film, sonstige Einrichtungen und Maßnah-
men) 
   Sonstige Kulturpflege (Einrichtungen der Kulturpflege, Maßnahmen der 
Kulturpflege) 
   Kultus (kirchliche Angelegenheiten) 
4 
Soziale Wohlfahrt und 
Wohnbauförderung 
 Gesonderte Verwaltung (Sozialamt, Jugendamt) 
 Allgemeine öffentliche Wohlfahrt (Einrichtungen der allgemeinen Sozial-
hilfe, Maßnahmen der allgemeinen Sozialhilfe, Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe, Maßnahmen der Behindertenhilfe, Einrichtungen der Blin-
denhilfe, Maßnahmen der Blindenhilfe, Hilfen für Kriegsopfer und Ge-
schädigte nach dem Opferfürsorgegesetz, Pflegesicherung, sonstige 
Einrichtungen und Maßnahmen) 
 Freie Wohlfahrt (Altenheime, Pflegeheime, Tagesheimstätten, Essen auf 
Rädern, Heimhilfe, Entwicklungshilfe im Ausland, Flüchtlingshilfe, sons-
tige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Jugendwohlfahrt (Säuglingsheime, Kinderheime, Kindererholungsheime, 
Erziehungsheime, Sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Behebung von Notständen (Einrichtungen, Maßnahmen) 
   Sozialpolitische Maßnahmen (Ausgleichszahlungen, Altersvorsorge, 
sonstige Maßnahmen) 
   Familienpolitische Maßnahmen (Familienlastenausgleich, 
Hausstandsgründung, Unterbringung kinderreicher Familien, sonstige 
Maßnahmen) 
   Wohnbauförderung (Allgemeine Wohnbauförderung, Landes-Wohnbau-
Sonderprogramme, Wohnbauförderung, Förderung der Wohnhaussanie-
rung, Förderung der Althaussanierung, Bundes-
Sonderwohnbaugesetze, sonstige Maßnahmen) 
5 
Gesundheit  Gesonderte Verwaltung (Gesundheitsamt, Umweltschutzamt) 
  Gesundheitsdienst (Medizinische Bereichsversorgung, Familienbera-
tung, sonstige medizinische Beratung und Betreuung, Desinfektionsan-
stalten, Röntgenzug, Zahnstationen, Schulgesundheitsdienst, sonstige 
Einrichtungen und Maßnahmen) 
 Umweltschutz (Natur- und Landschaftsschutz, Reinhaltung der Gewäs-
ser, Reinhaltung der Luft, Lärmbekämpfung, Strahlenschutz, Müllbesei-
tigung, Tierkörperbeseitigung, sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Rettungs- und Warndienste (Rettungsdienste, Warndienste, sonstige 
Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Ausbildung im Gesundheitsdienst (Ärztliche Dienste, Hebammendienste, 
Krankenpflegefachdienste, Medizinisch-technische Dienste, Sanitäts-
hilfsdienste, sonstige Gesundheitsdienste) 
   Eigene Krankenanstalten (Zentralkrankenanstalten, Schwerpunktkran-
kenanstalten, Standardkrankenanstalten, Sonderkrankenanstalten, Hei-
me für Genesende, Pflegeanstalten für chronisch Kranke, Entbindungs-
anstalten und Sanatorien, Zuschüsse zum Betriebsabgang von Kran-
kenanstalten, Selbständige Ambulatorien, sonstige Einrichtungen und 
Maßnahmen) 
   Krankenanstalten anderer Rechtsträger (Betriebsabgangsdeckung, Er-
richtung und Ausgestaltung, Sprengelbeiträge, sonstige Maßnahmen) 
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   Heilvorkommen und Kurorte (Kurfonds, Sonstige Einrichtungen und 
Maßnahmen) 
   Veterinärmedizin (Einrichtungen der Veterinärmedizin, Maßnahmen der 
Veterinärmedizin) 




 Gesonderte Verwaltung (Straßen- und Wasserbauverwaltung (soweit 
nicht gesondert organisiert)) 
  Straßenbau (Bundesstraßen, Landesstraßen, Gemeindestraßen, sonsti-
ge Straßen und Wege, Bauhöfe, Bundes- und Landesstraßen, gemein-
same Kosten, sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Allgemeiner Wasserbau (Förderung der Wasserversorgung, Förderung 
der Abwasserbeseitigung, Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds, Sied-
lungswasserwirtschaft, sonstige Maßnahmen) 
   Schutzwasserbau (Bundesflüsse, Konkurrenzgewässer, Wasserwehre 
und Schleusen, Wildbachverbauung, Lawinenschutzbauten, Bauhöfe, 
sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Straßenverkehr (Einrichtungen und Maßnahmen nach der Straßenver-
kehrsordnung, sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Schienenverkehr (Eisenbahnen, sonstige Schienenwege, Seilbahnen, 
sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Schiffsverkehr (Fluss- und Seenschiffahrt, Hafen und Hafeneinrichtun-
gen, Schutzdammanlagen, sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Luftfahrt (Luftfahrt, Flughafen und Flughafeneinrichtungen, sonstige Ein-
richtungen und Maßnahmen) 
   Post- und Telekommunikationsdienste 




 Grundlagenverbesserung in der Land- und Forstwirtschaft (land- und 
forstwirtschaftlicher Wegebau, landwirtschaftlicher Wasserbau, Struktur-
verbesserung, Elektrifizierung und Mechanisierung, landwirtschaftliches 
Siedlungswesen, Besitzfestigung, sonstige Maßnahmen) 
   Sonstige Förderung der Land- und Forstwirtschaft (land- und forstwirt-
schaftliche Interessenvertretungen, Bildung und Beratung, Produktions-
förderung, Absatz und Verwertung, Jagd und Fischerei, Notstandsmaß-
nahmen, sonstige Einrichtungen und Maßnahmen) 
   Förderung der Energiewirtschaft (Kohle, Erdöl, Erdgas, Elektrizität, 
sonstige Energieträger) 
   Förderung des Fremdenverkehrs (Einrichtungen zur Förderung des 
Fremdenverkehrs, Maßnahmen zur Förderung des Fremdenverkehrs) 
   Förderung von Handel, Gewerbe und Industrie (Einrichtungen zur För-
derung von Handel, Gewerbe und Industrie, Bildung und Beratung, Wirt-
schaftspolitische Maßnahmen, Notstandsmaßnahmen, sonstige Einrich-
tungen und Maßnahmen) 
8 
Dienstleistungen 
 Gesonderte Verwaltung (Hochbauverwaltung (soweit gesondert organi-
siert), Liegenschaftsverwaltung, Betriebsverwaltung der unter einheitli-
cher Verwaltung stehenden Einrichtungen) 
  Öffentliche Einrichtungen (Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung , 
WC-Anlagen, Müllbeseitigung, Straßenreinigung, Park- und Gartenanla-
gen, Kinderspielplätze, öffentliche Beleuchtung und öffentliche Uhren, 
Friedhöfe (einschließlich Einsegnungshallen und Krematorien), sonstige 
öffentliche Einrichtungen) 
   Betriebsähnliche Einrichtungen und Betriebe (Wirtschaftshöfe, Fuhrpark, 
Schlachthöfe, Freibänke, Viehmärkte, Lager- und Kühlhäuser, Tierkör-
perbeseitigung und –verwertung, Fäkalienabfuhr, öffentliche Waagen, 
sonstige Märkte) 
   Betriebsähnliche Einrichtungen und Betriebe (botanische und zoologi-
sche Gärten, Freibäder, Hallenbäder, sonstige Badeanlagen und Sau-
nas, sonstige Betriebe und betriebsähnliche Einrichtungen) 
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   Liegenschaften, Wohn- und Geschäftsgebäude (Grundbesitz, Grund-
stücksgleiche Rechte, Waldbesitz, Alpbesitz, Wohn- und Geschäftsge-
bäude, sonstige Liegenschaften) 
   Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit (Betriebe der Wasserversorgung, 
Betriebe der Abwasserbeseitigung, Betriebe der Müllbeseitigung, Betrie-
be für die Errichtung und Verwaltung von Wohn- und Geschäftsgebäu-
den, Zusammengefaßte Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit, sonsti-
ge Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit) 
   Land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Gärtnereien, Landwirtschaftsbe-
triebe, Weinbaubetriebe, Kellereien, Forstgüter, Forstgärten, Baumschu-
len, sonstige land- und forstwirtschaftliche Betriebe) 
   Wirtschaftliche Unternehmungen (Elektrizitätsversorgung,  Fernwärme-
versorgung, Gasversorgung, Straßenverkehrsbetriebe, Hafen-, Schif-
fahrts- und Fährbetriebe, zusammengefaßte Unternehmungen, Stadt-
werke) 
   Wirtschaftliche Unternehmungen (Lichtspieltheater, Werbebetriebe, In-
stallationsbetriebe, Wäschereien, Molkereibetriebe, Steinbrüche, Sand- 
und Schottergruben, Bestattungsunternehmungen) 
   Wirtschaftliche Unternehmungen (Reisebüros, Gast- und Schankbetrie-
be, Beherbergungsbetriebe, Apotheken, Stadthallen, Kongresshäuser, 
Messen, Ausstellungen, Campingplätze, Kurbetriebe, Seilbahnen und 
Lifte, sonstige wirtschaftliche Unternehmungen) 
9 
Finanzwirtschaft 
 Kapitalvermögen und Stiftungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
(Geldverkehr, Darlehen,Rücklagen, Wertpapiere, Beteiligungen, Berech-
tigungen, Schadenersätze von Dritten, Stiftungen ohne eigene Rechts-
persönlichkeit) 
   Öffentliche Abgaben (ausschließliche Gemeindeabgaben, Zwischen 
Ländern und Gemeinden geteilte Abgaben, ausschließliche Landesab-
gaben, Abgaben von demselben Besteuerungsgegenstand, Zuschlags-
abgaben zu Bundesabgaben, Ertragsanteile an gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben) 
   Umlagen (Landesumlage) 
   Finanzzuweisungen und Zuschüsse (Bedarfszuweisungen, sonstige Fi-
nanzzuweisungen nach dem FAG, sonstige Finanzzuweisungen, Zu-
schüsse nach dem FAG, Zuschüsse nach dem Katastrophenfondsge-
setz, sonstige Zuschüsse des Bundes, Zuschüsse nach landesgesetzli-
chen Bestimmungen, sonstige Zuschüsse der Länder) 
   Nicht aufteilbare Schulden (aufgenommene Darlehen und Schulden-
dienst, aufgenommene Anleihen und Schuldendienst, Vermögensrück-
stellung, Schadenersätze an Dritte (soweit nicht aufteilbar)) 
   Haftungen (Zahlungsverpflichtungen, Provisionen und Rückerstattun-
gen) 
   Verstärkungsmittel 
   Haushaltsausgleich (Zuführungen an den außerordentlichen Haushalt 
bzw. Zuführungen aus dem ordentlichen Haushalt, Haushaltsausgleich 
durch Rücklagen, Haushaltsausgleich durch Kreditoperationen) 
   Jahresergebnis, Übergabe und Übernahme des Jahresergebnisses, 
Abwicklung der Vorjahre (Überschüsse und Abgänge), Rückersetzte, 
nicht absetzbare Einnahmen und Ausgaben, Abgänge an Kassenaus-
gaberesten und Ausfälle an Kasseneinnahmeresten) 
Tabelle 18 Aufgaben der österreichischen Gemeinden137 
 
Das breitgefächerte Spektrum der kommunalen Leistungen gepaart mit dem finanziellen Druck mit 
dem die Gemeinden zu kämpfen haben erschwert eine kontinuierliche Aufrechterhaltung der Quali-
tät der Leistungserbringung. Um einem Qualitätsverlust entgegenzuwirken entschließen sich viele 
Gemeinden zu einer gemeinsamen Leistungserbringung in Form einer Gemeindekooperation. Eine 
genaue Darstellung, der Gründe und Möglichkeiten für eine solche Kooperation zeigt der nachfol-
gende Abschnitt.  
                                            




5. Gemeindeübergreifende Zusammenarbeit 
Der öffentliche Bereich und somit auch die Gemeinden können sich dem herrschenden Trend von 
Kooperationen und der Bildung von Netzwerken nicht entziehen. Mittels Kooperation können öf-
fentliche Leistungen zu verbesserten Bedingungen und meist auch mit besserem Ergebnis erb-
racht werden. Es werden Ziele gemeinsam verfolgt, welche alleine nicht erreichbar wären. Dadurch 
haben die Gemeinden die Möglichkeit, auf einer Ebene als Partner zusammenzuarbeiten und so 
die eigenen Ziele bestmöglich zu erreichen. Allerdings ist eine Rücksichtnahme auf die Partner es-
sentiell für den Erfolg.138 
Als konkrete Gründe für eine Kooperation lassen sich folgende Punkte nennen:139 
 geringere Personalkosten  
 Zugang zu fachlichem Know-how  
 der interkommunale Austausch von Best-Practice-Lösungen  
 geringere Beschaffungskosten durch die Ausnützung von Skaleneffekten  
 Verbesserung des gemeinsamen Outcomes  
 eine koordinierte Erbringung von kommunalen Leistungen  
 Verbesserung der Einhaltung diverser rechtlicher Standards sowie Leistungsstandards 
Die Gemeinden haben unterschiedliche Möglichkeiten durch Zusammenarbeit die oben genannten 
Gründe umzusetzen. Die Alternativen reichen von der 'klassischen' Gemeindekooperation, einer 
Public Public Partnership, der Ausgliederung in ein Shared Service Center bis hin zu einer Fusion. 
Die unterschiedlichen Möglichkeiten der Zusammenarbeit werden im weiteren Verlauf der Arbeit 
näher beleuchtet. 
5.1. Interkommunale Zusammenarbeit 
Für eine Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) finden sich unterschiedliche Formen. Sie reichen 
von rein informellen Treffen zum verbesserten Meinungs- oder Informationsaustausch, also einer 
rechtlich sehr unverbindlichen Zusammenarbeit, bis hin zu stark formalisierten Formen, bei denen 
beispielsweise eine gemeinsame juristische Person zur Leistungserfüllung gegründet wird.140 
An dieser Stelle ist anzumerken, dass sich in der Literatur für den Terminus IKZ auch der Begriff 
Gemeindekooperation findet, welcher synonym verwendet werden kann. 
Generell wird von einer Gemeindekooperation gesprochen, wenn sich mindestens zwei Gemein-
den für die gemeinsame Erfüllung von Aufgaben zusammenschließen. Das Spektrum der so poten-
tiell erfüllbaren Aufgaben ist beinahe so groß wie der Aufgabenbereich der Gemeinden selbst.141 
  
                                            
138 vgl. Grossmann et al. 2007, S. 7f 
139 vgl. Dollery et al. 2009, S. 209 
140 vgl. Wirth & Matschek 2005a, S. 19f 
141 vgl. Biwald et al. 2004, S. 13 
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Im Sinne einer Kooperation kann eine Aufgabe auf drei Arten erfüllt werden:142 
 Eine Gemeinde erfüllt alleine für andere Gemeinden die Aufgabe (Sitzgemeindemodell). 
Dieses Modell ist dadurch gekennzeichnet, dass es sich um eine rein vertragliche Zusam-
menarbeit handelt und eine schwächere Position der Anschlussgemeinde vorliegt. Der 
niedrige administrative Aufwand einer solchen Zusammenarbeit kann als Vorteil gesehen 
werden, hingegen ist die geringe Mitsprachemöglichkeit der Anschlussgemeinde als Nach-
teil zu sehen. 
 Eine gemeinsame Aufgabenerfüllung durch die kooperierenden Gemeinden (Zusammen-
arbeit im engeren Sinn). Durch das ausgeglichene, auf vertraglicher Basis beruhende, 
Machtverhältnis der Gemeinden wird auch das finanzielle Risiko geteilt. Allerdings kann 
gerade diese Tatsache als innovationshemmend angesehen werden. 
 Zusammenschluss zu einer juristischen Person für die Aufgabenerfüllung. Wird diese 
Form der Zusammenarbeit gewählt, so haben die Gemeinden nur mehr mittelbaren Ein-
fluss auf die Zusammenarbeit, da es sich nunmehr um ein eigenständiges Rechtssubjekt 
handelt. 
Einen Überblick über die Bereiche, in denen Kooperationen von Gemeinden denkbar sind, liefert 
die nachfolgende Abbildung. Es ist zu erkennen, dass die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit 
annähernd deckungsgleich mit den Aufgaben der Gemeinden sind. 
 
 
Abbildung 23 Bereiche der IKZ143 
 
                                            
142 vgl. Steiner 2006, S. 57 








































Die meisten Kooperationen finden sich jedoch in den Bereichen Regionalentwicklung (überregiona-
le Betriebsansiedelung, regionale Entwicklungszusammenarbeit), Infrastruktur (Abwasserentsor-
gung, Abfallentsorgung, Wasserversorgung), Dienstleistungen (Sozialhilfeverbände, Bauhofleis-
tungen) und Systemleistungen (Einkauf / Beschaffung, Facility-Management). Kooperationen im 
Bereich des Standesamts- und Staatsbürgerschaftswesens müssen an dieser Stelle ebenfalls er-
wähnt werden.144 
5.1.1. Organisationsformen einer IKZ 
Für jedes der genannten Modelle (Sitzgemeindemodell, Zusammenarbeit im engeren Sinn, Zu-
sammenschluss zu einer juristischen Person) existiert eine Vielzahl an verschiedenen Kooperati-
onsformen. Diese Formen können anhand ihrer Bindungsintensität klassifiziert werden. Die nach-




Abbildung 24 Formen der Zusammenarbeit145 
 
Jede der in Abbildung 24 genannten Formen der Zusammenarbeit ist durch Vor- und Nachteile ge-
kennzeichnet. Bevor ein Entschluss gefasst wird, in welcher Form die Zusammenarbeit ablaufen 
soll, müssen diese Vor- und Nachteile betrachtet, analysiert und abgewogen werden. Die nachfol-
gende Analyse der jeweiligen Organisationsformen einer IKZ soll einen kurzen Überblick bieten. 
  
                                            
144 vgl. Biwald & Wirth 2006, S. 21 
































5.1.1.1. Informelle Zusammenarbeit 
Eine informelle Zusammenarbeit im Rahmen einer IKZ zeichnet sich durch das Fehlen von vertrag-
lichen Vereinbarungen und sonstigen Bindungen aus. Ziel der unverbindlichen Treffen ist meist ein 
Erfahrungsaustauch in Expertenrunden beziehungsweise diverse Interessensgemeinschaften. Die 
informellen Treffen führen zu einem gegenseitigen Lernen und der Förderung von Innovationen. 
Dies führt in weiterer Folge dazu, dass sich so genannte Best-Practice-Lösungen durchsetzen, 
welche den Kommunen als Orientierungshilfen zur Verbesserung dienen können.146 
Vor- und Nachteile 
Die geringen Finanzierungskosten aufgrund der fehlenden organisatorischen Strukturen können 
durchaus als Vorteil angesehen werden. Ein weiterer Vorteil dieser Organisationsform besteht in 
ihrer Flexibilität. So können sich an den Expertenrunden neben Bürgermeistern und Gemeindebe-
diensteten auch engagierte Bürger beteiligen. Die angesprochene Flexibilität kann sich allerdings 
auch nachteilig auswirken, indem opportunistisches Verhalten gefördert wird und es dadurch zu ei-
ner Instabilität kommt, die zu einer zeitlichen Begrenzung der Zusammenarbeit führt.147 
Aufgrund des losen Charakters kann es schwierig sein, verbindliche Vereinbarungen zu treffen, 
welche auch eingehalten werden. Kann eine informelle Zusammenarbeit allerdings so gestaltet 
werden, dass Vereinbarungen eingehalten werden und somit eine Vertrauensbasis geschaffen 
wird, so kann eine lose Zusammenarbeit zwischen Gemeinden die Basis für engere Kooperationen 
bilden.148 
Eine zusammengefasste Übersicht der Vor- und Nachteile einer informellen Zusammenarbeit zeigt 
die nachfolgende Abbildung. Wobei die Stärken und Chancen als Vorteile gesehen werden können 
und die Schwächen sowie Risiken Nachteile Darstellen. 
 
 
Abbildung 25 Vor- und Nachteile - Informelle Zusammenarbeit149 
 
                                            
146 vgl. Wirth & Matschek 2005a, S. 19 
147 vgl. Biwald & Wirth 2006, S. 27f 
148 vgl. Lummerstorfer 2006, S. 154 
149 vgl. Kampus 2004, S. 35 
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5.1.1.2. Vertragliche Zusammenarbeit 
Gemäß Art. 116 B-VG haben die österreichischen Gemeinden das Recht, privatrechtliche Verträge 
abzuschließen. Dies ermöglicht den Gemeinden auch im Rahmen einer IKZ Verträge abzuschlie-
ßen. Diese Verträge stellen in der Folge die Basis für die Kooperation dar und können alle Berei-
che der Aufgabenerfüllung von Gemeinden umfassen. Mit der Einschränkung, dass in Österreich 
keine behördlichen Aufgaben Gegenstand einer solchen vertraglichen Vereinbarung über eine IKZ 
sein können. In Abbildung 24 finden sind einige solcher vertraglichen Vereinbarungen. Der Unter-
schied zu institutionalisierten Formen der IKZ besteht darin, dass weder eine Organisation noch ei-
ne juristische Person gegründet wird.150 
Grundlage für die Zusammenarbeit bilden privatrechtlicher Verträge. Diese Verträge, auch Service 
Level Agreements genannt, beinhalten, die Menge der zu erbringenden Leistungen, den Leis-
tungserbringer sowie eine Kompensation der Aufwendungen für die entsprechende Leistung.151 
Vor- und Nachteile 
Im Vergleich zu einer rein informellen Zusammenarbeit weist eine vertragliche Bindung höhere 
Kosten auf, vor allem für die Vertragserrichtung und die Vertragsanbahnung. Die Beendigung der 
Zusammenarbeit ist schwieriger als bei einer rein informellen Zusammenarbeit, jedoch bei weitem 
nicht so aufwendig und kostenintensiv wie bei einer institutionalisierten Form der Zusammenarbeit. 
Die leichtere Beendigung stellt allerdings insofern einen Nachteil dar, als die Beständigkeit der 
Aufgabenerfüllung nicht ausreichend gesichert ist.152 
Weitere Vor- und Nachteile veranschaulicht die folgende Abbildung, wobei Stärken / Chancen als 
Vorteile gesehen werden können und Schwächen / Risiken als Nachteile. 
 
 
Abbildung 26 Vor- und Nachteile - Zusammenarbeit auf vertraglicher Basis153 
 
  
                                            
150 vgl. Art. 16 B-VG 
151 vgl. Wißkirchen 2001, S. 21f 
152 vgl. Stolzlechner 1992, S. 14 
153 vgl. Kampus 2004, S. 39 
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5.1.1.3. Privatrechtliche Formen der Zusammenarbeit 
Verein 
Vereine sind ein freiwilliger Zusammenschluss, dessen Arbeit auf Dauer angelegt ist und einen be-
stimmten Zweck verfolgt.154 Dieser Zweck darf nach Vorgaben des Vereinsgesetzes nicht auf Ge-
winnerzielung ausgerichtet sein, wobei eine Gewinnerzielung bei Nebentätigkeiten durchaus erfol-
gen kann.155 
Vor- und Nachteile 
Ein Vorteil dieser Organisationsform besteht in der relativ einfachen Gründung. Allerdings zeichnet 
sich ein Verein auch durch sein einfaches Ausscheiden aus eben diesem aus. Aus diesem Grund 
eignet sich diese Form der Zusammenarbeit weniger für investitionsintensive Aufgaben.156 
Die nachfolgende Abbildung stellt Vor- und Nachteile einer Vereinsgründung in Form von Stärken / 
Chancen und Schwächen / Risiken gegenüber. 
 
 
Abbildung 27 Vor- und Nachteile - Verein157 
 
Unternehmensrechtliche Formen der Zusammenarbeit 
Die mangelnde Gewinnausrichtung eines Vereins führt dazu, dass die Wahl der Organisationsform 
häufig auf eine GmbH oder AG fällt, da die Gewinnausrichtung als wesentliches Merkmal zu finden 
ist. Eine GmbH wird meist für versorgungswirtschaftliche Aufgaben, wie beispielsweise die Was-
serversorgung gegründet, während sich die Form der AG mehr für kapitalintensive Bereiche eig-
net.158 
  
                                            
154 vgl. Klemme 2002, S. 51 
155 vgl. § 1 Abs. 2 VerG 
156 vgl. Lummerstorfer 2006, S. 149 
157 vgl. Kampus 2004, S. 38 
158 vgl. Biwald & Wirth 2006, S. 28f 
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Vor- und Nachteile 
Die Vorteile dieser Organisationsformen liegen in der beschränkten Haftung, der flexiblen Gestal-
tung der Aufgabenfelder und der schnelleren Entscheidungsfindung aufgrund flexiblerer Arbeits-
weisen. Die Gemeinden haben somit die Möglichkeit, sämtliche gesetzlich zugelassenen Aufgaben 
durch Gesellschaften verrichten zu lassen. Im Vergleich zur AG spricht für die GmbH der weitaus 
geringere Gründungs-, Verwaltungs- und Kapitalaufwand. Die privatrechtliche Form ermöglicht des 
Weiteren ein rasches Handeln der Beteiligten. Nachteilig ist mit Sicherheit, dass für hoheitliche 
Aufgaben weder AG noch GmbH geeignet sind. Als zentraler Nachteil hervorzuheben ist, dass 
durch Gründung einer Kapitalgesellschaft die Möglichkeiten der Einflussnahme durch die Gemein-
den und somit durch die demokratischen Vertreter der Bürger massiv eingeschränkt werden.159 Die 




Abbildung 28 Vor- und Nachteile - Unternehmensrechtliche Formen der Zusammenarbeit160 
 
5.1.1.4. Öffentlich-rechtliche Formen der Zusammenarbeit 
Aufgaben des eigenen Wirkungsbereichs können Gemeinden durch Zusammenschluss zu einem 
so genannten Gemeindeverband erfüllen.161 Auch die Übertragung einzelner Aufgaben ist gesetz-
lich geregelt. Somit können Gemeinden einzelne Aufgaben ihres eigenen Wirkungsbereichs auf 
staatliche Behörden übertragen oder in so genannten Verwaltungsgemeinschaften zusammenar-
beiten.162 In weiterer Folge werden der Gemeindeverband und die Verwaltungsgemeinschaft cha-
rakterisiert. 
  
                                            
159 vgl. Klemme 2002, S. 51 
160 vgl. Kampus 2004, S. 40 
161 vgl. Art. 116a B-VG 




Der Gemeindeverband stellt eine Körperschaft des öffentlichen Rechts dar und ist, wie bereits er-
wähnt, verfassungsrechtlich verankert. Die Aufgaben, die mittels Gemeindeverband erfüllt werden 
können weisen dieselbe Bandbreite auf, wie jene der Gemeinden selbst. Die übertragenen Aufga-
ben bei der Gründung eines Gemeindeverbandes weisen ähnliche Charakteristika auf wie bei der 
Gründung einer GmbH. Sie werden nunmehr vom Gemeindeverband nach außen hin übernom-
men, der Gemeindeverband tritt somit in eigenem Namen und mit eigenen Organen auf.163 
Vor- und Nachteile 
Ein Vorteil gegenüber allen anderen Organisationsformen besteht darin, dass ein Gemeindever-
band sämtliche Aufgaben des kommunalen Leistungsspektrums übernehmen kann. Jedoch ist es 
als nachteilig anzusehen, dass durch solche Verbände – zumindest nach derzeitiger Gesetzeslage 
- nur einzelne Aufgaben wahrgenommen werden können.164 
Die nachfolgende Abbildung stellt die Vor- und Nachteile eines Gemeindeverbandes in Form von 
Stärkten / Chancen sowie Schwächen / Risiken gegenüber. 
 
 
Abbildung 29 Vor- und Nachteile - Gemeindeverband165 
 
Verwaltungsgemeinschaft 
Verwaltungsgemeinschaften stellen eine weitere Form der öffentlich-rechtlichen Zusammenarbeit 
dar. Sie können als eine Art Hilfsorgan der Gemeinden angesehen werden. Rechtliche Grundlagen 
für Verwaltungsgemeinschaften finden sich in den jeweiligen Gemeindeordnungen der Länder, wo-
bei das Land Tirol hier eine Ausnahme darstellt, da sich in der Tiroler Gemeindeordnung keine ent-
                                            
163 vgl. Schaffer & Schimak 2002, S. 3 
164 vgl. Bußjäger 2004, S. 13f 
165 vgl. Kampus 2004, S. 36 
Gemeindeübergreifende Zusammenarbeit 
Seite 61 
sprechenden rechtlichen Grundlagen finden.166 Zu den Hauptaufgaben einer Verwaltungsgemein-
schaft zählen vor allem technische Hilfsdienste, wie beispielsweise die Bauabwicklung.167 
Vor- und Nachteile 
Die Vor- und Nachteile dieser öffentlich-rechtlichen Organisationsform zeigt die nachfolgende Ab-
bildung in Form von Stärken / Chancen sowie Schwächen / Risiken. 
 
 
Abbildung 30 Vor- und Nachteile - Verwaltungsgemeinschaften 
 
Die häufigste Organisationsform in der Praxis stellt der Gemeindeverband dar.168 Welche Form je-
doch für eine bestimmte Aufgabe passend ist, muss von Fall zu Fall entschieden werden. Allge-
meingültige Aussagen diesbezüglich können nicht getroffen werden. 
5.2. Alternative Formen der Zusammenarbeit 
Klassische Gemeindekooperationen stellen nicht die einzigen Möglichkeiten dar, die Gemeinden 
zur Verfügung haben, um etwaige Kosten- und Skalenerträge zu lukrieren. 
In der internationalen Literatur finden sich zahlreiche Beispiele für alternative Formen der Zusam-
menarbeit. Diese reichen von einer Zusammenarbeit der Gemeinden mit anderen Gebietskörper-
schaften bis hin zur Auslagerung kommunaler Aufgaben in ein speziell dafür errichtetes Zentrum. 
In diesem Abschnitt sollen diese alternativen Formen der Zusammenarbeit sowie die viel diskutier-
te Möglichkeit einer Gemeindefusion aufgezeigt werden. 
  
                                            
166 vgl. Schaffer & Schimak 2002, S. 2 
167 vgl. Neuhofer 1998, S. 554f 




Eine Partnerschaft zeichnet sich dadurch aus, dass die beteiligten Partner ein gemeinsames Ziel 
verfolgen. Gemäß der Definition der Weltbank ist die Bildung einer Partnerschaft nicht als Ziel an-
zusehen, sondern vielmehr als Mittel zum Zweck.169 Der Zweck einer Partnerschaft liegt somit im 
Erreichen des gemeinsamen Zieles. Im Falle der Gemeinden kann ein gemeinsames Ziel die effek-
tive und effiziente Erbringung der kommunalen Leistungen sein. 
Um das gemeinsame Ziel erreichen zu können sind Partnerschaften durch weitere Merkmale ge-
kennzeichnet. Dazu zählen eine gemeinsame Verantwortung, gemeinsame Investitionen von Res-
sourcen, sowie eine Teilung des Risikos und des Nutzens aus der Partnerschaft.170 
Dieser Definition folgend fallen auch IKZ unter den Begriff Public-Public-Partnership (PuPuPa), al-
lerdings finden sich hier weitere Möglichkeiten zur Kooperation, welche im weiteren Verlauf näher 
beleuchtet werden. An dieser Stelle ist anzumerken, dass Partnerschaften sich im Gegensatz zu 
einer reinen Kooperation, dadurch charakterisieren, dass sie von einer gemeinsamen Sichtweise 
sowie gemeinsamen Vorstellungen wie und vor allem in welcher Qualität kommunale Leistungen 
erfüllt werden sollen geprägt sind.171 
Im Allgemeinen verfolgt eine PuPuPa folgende Ziele:172 
 Einen Austausch von Wissen der jeweiligen Partner. 
 Die Schaffung der Möglichkeit für ein Benchmarking durch gemeinsame Aktivitäten. 
 Eine Kostenreduktion durch die gemeinsame Organisation. 
 Eine Erhöhung der Produktion durch kosteneffektive Organisation. 
 Eine Neugestaltung der Prozesse aufgrund der gemeinsamen Erfüllung der Aufgaben. 
Vor- und Nachteile 
Als Vorteil von PuPuPas kann die relativ einfache Struktur genannt werden, allerdings erhöht sich 
die Komplexität mit steigender Mitgliederzahl. Effizienzsteigerungen sowie das Ausnützen von Ska-
lenerträgen zählen ebenso zu den Vorteilen wie die Vermeidung von Konkurrenzdenken und Re-
dundanz. Zusätzlich kann durch das Bündeln von Know-how, Erfahrung und Kompetenz ein Mehr-
wert geschaffen werden. Darüber hinaus können innerhalb der Partnerschaft Kompetenzzentren 
geschaffen werden, die eine Spezialisierung ermöglichen. Sämtliche Faktoren führen zu einer voll-
ständigen Bereitstellung der kommunalen Leistungen für alle Beteiligten, möglicherweise zu einer 
höheren Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter oder bieten verbesserte Rekrutierungschancen für neue 
Mitarbeiter. Zusätzlich kann es durch eine Partnerschaft zu einer Stärkung der Region kommen.173 
Allerdings finden sich auch Nachteile, vor allem der Einfluss zukünftiger Veränderungen bezüglich 
der politischen Kontrolle muss hier genannt werden. Als nachteilig anzusehen sind auch die mögli-
cherweise unterschiedlichen gesetzlichen Bestimmungen der beteiligten Partner vor allem im Hin-
                                            
169 vgl. Partnerships Group. Strategy and Resource Management 1998, S. 5 
170 vgl. Demirjian 2002, S. 3ff 
171 vgl. Office of the Deputy Prime Minister 2003, S. 22 
172 vgl. Hartebrodt et al. 2005, S. 244 
173 vgl. Department for Communities and Local Government 2006, S. 64 
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blick auf die Möglichkeit der Kooperation zwischen unterschiedlichen Gebietskörperschaften. Auf-
grund der gemeinsamen Zielsetzung kann es zu Abstimmungsproblemen bei der Zieldefinition und 
den notwendigen Anforderungen an die jeweiligen Gebietskörperschaften kommen. Auch Schwie-
rigkeiten bei der Anpassung diverser Abläufe und Systeme (vor allem bei IT Systemen) können zu 
Nachteilen führen, wenn die Schwierigkeiten so ausgestaltet sind, dass es zum Stillstand innerhalb 
der Partnerschaft kommt oder schlimmstenfalls zum Ausscheiden eines Partners. Probleme bei der 
Aufbringung finanzieller Mittel, mangelnde Unterstützung durch Mitarbeiter, vor allem in leitenden 
Positionen, können sich ebenfalls nachteilig auswirken.174 
Eine PuPuPa kann wie bereits angedeutet die unterschiedlichsten Formen aufweisen. Folgende 
Ausprägungen finden sich häufig:175 
 Partnerschaften zwischen öffentlichen Verwaltungen  
 Partnerschaften zwischen öffentlichen Verwaltungen und anderen öffentlichen Einrichtun-
gen  
 Partnerschaften zwischen öffentlichen Verwaltungen für eine gemeinsame Beschaffung  
 Partnerschaften zwischen öffentlichen Verwaltungen und anderen, freiwilligen Einrichtun-
gen  
5.2.1.1. Partnerschaften in der gemeinsamen Beschaffung 
Der fortwährende Druck Leistungen bei schwindenden Ressourcen stetig zu verbessern, lässt die 
Gemeinden an ihre Grenzen stoßen. Mittels Partnerschaften können Ressourcen gebündelt wer-
den und so Leistungen auf einem höheren Niveau angeboten werden. Dies trifft auch auf Partner-
schaften in der Beschaffung zu.176 Im Allgemeinen besteht der Beschaffungsprozess aus folgen-
den drei Elementen:177 
 Die Spezifikation und Standardisierung der Güter oder Dienstleistungen für einen bestimm-
ten Zweck. 
 Verhandlungen, Entwicklungen sowie das Management von Lieferverträgen. 
 Ein Beschaffungsprozess beinhaltet abschließend auch ein Supply-Chain-Management, 
welches versucht die Dienstleistungen und Güter in einem möglichst effizienten Weg den 
Endverbrauchen, sprich den Gemeinden, zur Verfügung zu stellen. 
Eine gemeinsame Beschaffung umfasst die Zusammenarbeit von zwei oder mehr Gemeinden in 
mindestens einem der genannten Elemente des Beschaffungsprozesses.178 Eine Partnerschaft im 
Bereich der Beschaffung beinhaltet neben einer gemeinsamen Güterbeschaffung auch eine ge-
meinsame Sichtweise, in welchem Umfang und in welcher Qualität Dienstleistungen und Güter be-
                                            
174 vgl. Department for Communities and Local Government 2006, S. 64f 
175 vgl. Department for Communities and Local Government 2006, S. 18, vgl. Hall et al. 2005, S. 2 
176 vgl. Office of the Deputy Prime Minister 2003, S. 18 
177 vgl. Jones et al. 2008, S. 6f 
178 vgl. Jones et al. 2008, S. 7 
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schafft werden sollen. Die langfristige Ausrichtung ist ebenfalls ein Merkmal dieser Form der Zu-
sammenarbeit.179 
Bereiche, die durch eine Beschaffungspartnerschaft abgedeckt werden können umfassen den 
Fuhrpark der Gemeinden, Energieversorgung, Informations- und Kommunikationssysteme, Office-
Lösungen und Büromaterialien, Gebäudemanagement und Dienstleistungen, die ein gewisses 
Fachwissen voraussetzen wie beispielsweise Beratungstätigkeiten.180 
Vor- und Nachteile einer Beschaffungspartnerschaft 
Eine Beschaffungspartnerschaft weist eine Reihe von Vorteilen auf, zum einen kann durch die ver-
stärkte Zusammenarbeit soziales Kapital geschaffen werden, welches dazu beiträgt, dass Transak-
tionskosten verringert werden können und ein breiterer Zugang zu Ressourcen und Informationen 
geschaffen werden kann. Zum anderen führt eine Partnerschaft zu einer Risikoteilung, zu einem 
verminderten Konkurrenzdenken und ermöglicht vor allem kleinen Gemeinden einen Zugang zu 
Experten.181 Als weiteren Vorteil zu sehen ist, dass durch eine gemeinsame Beschaffung Skalener-
träge erzielt werden können allerdings kann sich das politische Umfeld einer solchen Partnerschaft 
nachteilig auswirken.182 
5.2.1.2. Weitere Beispiele für Partnerschaften 
Partnerschaften zwischen öffentlichen Verwaltungen 
Zu Partnerschafften zwischen öffentlichen Verwaltungen zählen IKZ aber auch Partnerschaften mit 
anderen Gebietskörperschaften. Bereiche in denen häufig Partnerschaften zu finden sind, stellen 
die Wasser- und -entsorgung aber auch der Bereich Gesundheit dar.183 
Die Gemeindewälder in Baden-Württemberg können als praktisches Beispiel herangezogen wer-
den. Ausschlaggebend für die Partnerschaft waren die kontinuierlich sinkenden öffentlichen Bud-
gets und die daraus folgende Neustrukturierung der Verwaltungen der Gemeindewälder.184 
Partnerschaften zwischen öffentlichen Verwaltungen und anderen öffentlichen Einrichtun-
gen  
Ein Beispiel für eine Partnerschaft zwischen verschiedenen öffentlichen Einrichtungen ist das Pro-
gramm Crime and Disorder Data Information Exchange (CADDIE) in Großbritannien. Das Pro-
gramm ermöglicht den Bewohnern über eine Internetseite einen Zugang zu lokalen Daten der Poli-
zei und der Feuerwehr. Die Internetseite bietet den Bürgern die Möglichkeit, auf eine monatliche 
Kriminalitätsstatistik für ihren Bezirk zuzugreifen, es finden sich nützliche Links, beispielsweise zu 
Regierungsseiten, Veröffentlichungen zum Thema Kriminalität und diversen Beratungsprogram-
men.185 
                                            
179 vgl. Department for Communities and Local Government 2006, S. 21 
180 vgl. HM Treasury 2009, S. 25f 
181 vgl. Erridge & Greer 2002, S. 518 
182 vgl. Jones et al. 2008, S. 9f 
183 vgl. Hall et al. 2005, S. 4f 
184 vgl. Hartebrodt et al. 2005, S. 235 
185 vgl. Caddie. Putting Crime and Disorder in its Place 2010  vgl. Caddie. Putting Crime and Disorder in its Place 2010, S.  
Gemeindeübergreifende Zusammenarbeit 
Seite 65 
CADDIE ermöglicht den beteiligten Partnern eine genaue Lokalisierung der jeweiligen Hotspots. So 
können durch verstärkte Polizeipräsenz mögliche Unruhen im bereits im Vorfeld verhindert werden. 
Erklärtes Ziel dieser Partnerschaft ist die Steigerung der Lebensqualität der Bewohner durch das 
verringern der Kriminalitätsrate.186 
Partnerschaften zwischen öffentlichen Verwaltungen und anderen, freiwilligen Einrichtun-
gen 
Eine Partnerschaft mit dem Roten Kreuz oder ähnlichen gemeinnützigen Organisationen kann an 
dieser Stelle als Beispiel genannt werden. Vor allem bei Naturkatastrophen, wie Hochwasser, Erd-
beben oder Lawinen sind aufeinander abgestimmte Notfallpläne von enormer Bedeutung. Durch 
eine Partnerschaft können im Vorfeld effiziente Wege zur Bewältigung solcher Situationen aufge-
zeigt und das nötige Vertrauen in das Handeln des anderen geschaffen werden. Die für die Arbeit 
nach einer Naturkatastrophe notwendigen Kommunikationswege können mittels einer PuPuPa 
aufgebaut werden. Somit kann eine funktionierende Partnerschaft in diesem Fall eine entscheiden-
de Rolle bei der Erfüllung der kommunalen Aufgaben nach einer Katastrophe spielen.187 
5.2.2. Shared Services 
Der Shared Service Ansatz kann als eine Weiterentwicklung der klassischen Gemeindekooperation 
verstanden werden.188 Unter Shared Service ist eine Art Bündelung der verschiedenen kommuna-
len Aufgaben zu verstehen, die durch eine langfristige Ausrichtung, sowie durch einen strategi-
schen Einfluss charakterisiert werden. In diesem Sinne sind Shared Services die gemeinsame Er-
füllung diverser kommunaler Aufgaben, welche durch eine neue, semi-autonome Institution mit ei-
ner Managementstruktur erfüllt werden zu verstehen.189 Ein weiteres Merkmal des Shared Service 
Ansatzes ist seine verstärkte Kundenorientierung.190 
Dabei bieten sich unterschiedliche Möglichkeiten in der Ausgestaltung. So reicht eine Zusammen-
arbeit im Sinne des Shared Service Ansatzes von einer koordinierten Leistungsbereitstellung der 
benachbarten Gemeinden, über eine gemeinsame Leistungsbereitstellung bis hin zu einer gemein-
samen Leistungserbringung von Gemeinden und Ländern bzw. dem Bund.191 Die kommunalen 
Aufgaben im Sinne des Shared Service Ansatzes werden in ein so genanntes Shared Service Cen-
ter (SSC) ausgelagert, um so den Ressourceneinsatz zu optimieren und für die beteiligten Ge-
meinde Vorteile zu erzielen.192 Wichtig ist, dass ein SSC ein eigenes Budget zur Verfügung hat und 
ein gewisses Maß an Verantwortung. Grundsätzlich wird in einem SSC versucht die vorhanden 
Ressourcen in einer für alle Beteiligten vorteilhaften Weise einzusetzen. Falls nötig können auch 
zusätzliche Ressourcen zur Verfügung gestellt werden um die angesprochenen Vorteile zu erzie-
len.193 Die Errichtung eines SSC bedeutet nicht zwangsläufig die Errichtung eines neuen Gebäu-
                                            
186 vgl. West Sussex County Council 2005, S. 1 
187 vgl. Kapucu 2006, S. 217f 
188 vgl. Deutscher Städte- und Gemeindebund 2006, S. 6 
189 vgl. Bergeron 2003, S. 3 
190 vgl. The Scottish Government 2007, S. 7 
191 vgl. Dollery et al. 2009, S. 212 
192 vgl. Wißkirchen & Mertens 1999, S. 7 
193 vgl. Bergeron 2003, S. 4f 
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des, ein virtuelles Leistungszentrum, das durch webbasierte Vernetzung agiert bietet den Gemein-
den dieselben Vorteile.194 
5.2.2.1. Merkmale eines SSC 
Ein SSC, eine semi-autonome Organisationseinheit, versorgt die beteiligten Gemeinden mit Leis-
tungen bzw. übernimmt Leistungen für sie. Ein SSC kann interne, aber auch externe Leistungen 
der Gemeinden erbringen. Somit tritt das SSC nicht nur gegenüber den beteiligten Gemeinden in 
Erscheinung sondern auch gegenüber den Bürgern. In diesem Sinne kann von einer Kundenorien-
tierung gesprochen werden. Als weitere Merkmale können eine Prozess-, Ressourcen-, sowie eine 
Wertschöpfungsorientierung genannt werden.195 
5.2.2.2. Geeignete Shared Service Aufgaben 
Nicht alle kommunalen Aufgaben sind für eine Auslagerung geeignet. Allerdings findet sich eine 
Vielzahl von Leistungen, die ideal für eine Auslagerung sind. Dies sind vor allem Aufgaben, welche 
folgende Kriterien erfüllen:196 
 Sie benötigen keine Kernkompetenzen. Das bedeutet, dass die Erfüllung der kommunalen 
Aufgabe auch ohne internes Know-how über die Gemeinde möglich ist. 
 Sie besitzen eine hohe Anbieterverfügbarkeit. Darunter sind Aufgaben zu verstehen, wel-
che durch mehrere Anbieter, sprich Gemeinden, aber auch Private, erfüllt werden können. 
 Die Voraussetzungen für eine marktähnliche Konkurrenz sind gegeben. 
 Es handelt sich um keine komplexen Aufgaben.  
 Sie weisen hohe Skaleneffekte auf.  
 Zur Erfüllung wird eine hoch-spezialisierte Technologie benötigt, beispielsweise eine spe-
zielle Software für die Personalverrechnung. 
 Sie besitzen eine geringe Anlagenspezifität. Erfordert eine Aufgabe einen speziellen und 
kostenintensiven Vermögensgegenstand, so kann es für die Gemeinde effektiver sein, die-
se Anschaffung selbst zu tätigen, statt von dem Vertragspartner zu verlangen, Investitionen 
zu tätigen, welche sich möglicherweise während der Vertragslaufzeit nicht amortisieren. 
Gemäß den oben angeführten Kriterien eignen sich besonders kommunale Aufgaben, die leicht in 
monetären Größen ausgedrückt werden können, die eine bestimmte Akkreditierung erfordern, aber 
nicht regelmäßig gebraucht werden, wie beispielweise Aufgaben, die üblicherweise durch Architek-
ten oder Anwälte erfüllt werden. Nicht zu vergessen sind Aufgaben, die auf Transaktionen basieren 
und eine Beteiligung der Bürger benötigen, beispielsweise der Betrieb eines Schwimmbades.197 
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Es ist an dieser Stelle erneut darauf hinzuweisen, dass sich nicht alle kommunalen Aufgaben für 
eine Auslagerung in ein SSC eignen. So sollten Bereiche, die eine strategische Bedeutung haben 
sowie das Wissen von lokalen Experten erfordern, unbedingt weiterhin von der Gemeinde selbst 
erfüllt werden.198 
Des weiteren sollten Aufgaben, die in den Kernbereich einer Gemeinde fallen, die sensible Berei-
che umfassen und dadurch einer hohen Geheimhaltung bedürfen, die ein gewisses Sicherheitsrisi-
ko darstellen würden, wenn sie ausgelagert werden, aber auch jene, die für die Erfüllung Gebäude 
und Equipment benötigen, welches nicht ausgelagert werden soll, weiterhin von den Gemeinden 
selbst erbracht werden.199 
 
 
Abbildung 31 Aufgaben für Shared Services200 
 
Auch im Bereich der Beschaffung kann über die Gründung eines SSC nachgedacht werden. Das 
Office of Government Commerce (OGC) in Großbritannien erzielte beispielsweise seit seiner 
Gründung im Jahr 2000 Einsparungen im Bereich der Beschaffung von mehr als 5 Milliarden Pfund 
durch eine Aggregation der Beschaffungsaktivitäten, die Nutzung von Instrumenten des 
eProcurements sowie durch die Professionalisierung von Prozess- und Vertragsmanagement.201 
5.2.2.3. Vor- und Nachteile von Shared Services 
Shared Services weisen eine Reihe von Vorteilen auf. Aufgrund der Bündelung der kommunalen 
Leistungen ist es möglich, Prozesse neu zu gestalten und sie zu standardisieren. Die zentrale Er-
bringung der kommunalen Leistungen schafft die Möglichkeit Experten-Know-how zu generieren 
und so Leistungen auf einem höheren Niveau zu erbringen. Weiters können durch Shared Services 
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die Vorteile einer zentralen Leistungserbringung mit jenen einer dezentralen kombiniert werden, 
ohne mit den jeweiligen Nachteilen umgehen zu müssen.202 Somit ist es den Gemeindebedienste-
ten möglich sich auf ihre Kernbereiche zu konzentrieren.203 
Werden Aufgaben von einer zentralen Stelle durchgeführt, können Skalen- sowie Verbundeffekte 
besser lukriert werden, zusätzlich lassen sich redundante Funktionen seitens des Personals ver-
ringern oder gar vermeiden. Die zentrale Erfüllung ermöglicht auch eine verbesserte Kommunikati-
on aufgrund der einfachen Strukturen. Allerdings finden sich bei einer zentralen Aufgabenerfüllung 
auch negative Seiten. So sind die Bearbeitungs- und Antwortzeiten lang und die Nähe zum Bürger 
ist auch nicht unbedingt gegeben.204 Vorteile der dezentralen Arbeitserfüllung des Shared Service 
Ansatzes liegen darin, dass die Gemeindebediensteten auf die Bedürfnisse der Bürger schneller 
und flexibler eingehen können.205 
Als Nachteil kann gesehen werden, dass die Einstellung zur Erfüllung kommunaler Leistungen mit-
tels eines SSC von den verantwortlichen Gemeinderäten, Gemeindebediensteten und Bürgermeis-
tern negativ sein kann. Befürchtungen, über den Verlust von immateriellen Gütern, einer Beeinflus-
sung durch zu viele Entscheidungsträger oder die unterschiedliche Ausgestaltung der Ziele sowie 
die Einstellung, dass Einsparungen auch ohne Shared Services möglich sind, können dazu führen, 
dass die für den Erfolg notwendige Unterstützung ausbleibt.206 
5.2.3. Gemeindefusion 
Ein Zusammenschluss zweier oder mehrerer Gemeinden stellt einen viel diskutieren Reformansatz 
dar, welcher bei der Analyse der Möglichkeiten, die Gemeinden offenstehen um Leistungen effizi-
ent zu erbringen, nicht vergessen werden darf. Da der Fokus der Arbeit im Aufzeigen von Koopera-
tionsmöglichkeiten zur effizienten Leistungserbringung liegt, sollen an dieser Stelle nur die wich-
tigsten Punkte angesprochen werden, die bei einer Fusion zu beachten sind. 
Im Allgemeinen kommt es bei einem Gemeindezusammenschluss zur Vereinigung von zwei oder 
mehreren kleinen Gemeinden zu einer großen. In der Literatur werden die Begriffe Gemeindezu-
sammenschluss und Gemeindefusion synonym verwendet. Es kann zwischen einer Eingemein-
dung und einem Zusammenschluss im herkömmlichen Sinn unterschieden werden. Bei der Ein-
gemeindung wird eine Gemeinde von einer anderen annektiert, bei einem Zusammenschluss 
hingegen entsteht eine völlig neue Gemeinde. In der Regel erfolgt eine Gemeindefusion im Sinne 
eines Zusammenschlusses. Eine Fusion bedeutet jedenfalls das Ende der Existenz von mindes-
tens einer Gemeinde.207 
Die Gründe für eine Fusion liegen meist darin, dass kleine Gemeinden zunehmend nicht mehr in 
der Lage sind ihre stetig steigenden Aufgaben zu erfüllen.208 
                                            
202 vgl. Schwiering 2007, S. 419 
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206 vgl. Serco Solutions 2005, S. 12 
207 vgl. Kettiger 2004, S. 3 




Ausgangspunkt für Fusionsdiskussionen ist oftmals die Vermutung, dass eine optimale Gemeinde-
größe existiert, bei der kommunale Aufgaben und Leistungen von Gemeinden am effizientesten 
erbracht werden können. In der Literatur finden sich hierzu einige Studien, die auch zu konkreten 
Ergebnissen führen. Diese Ergebnisse reichen von 3.000 Einwohnern über eine Mindestgröße von 
5.000 bis zu mindestens 20.000 Einwohnern pro Gemeinde.209 
In der internationalen Literatur finden sich allerdings ebenfalls zahlreiche Beispiele, die eine opti-
male Gemeindegröße verneinen und Untersuchungen vorlegen, die zeigen, dass eine Fusion 
zweier oder mehrerer Gemeinden nicht immer mit Einsparungen verbunden ist. Eine Untersuchung 
der finanziellen Nachhaltigkeit der Gemeinden in South Australia ergab, dass zwischen der Größe 
einer Gemeinde und deren finanzieller Nachhaltigkeit keine systematische Beziehung vorliegt.210 
Das oft vorherrschende Paradigma, je größer eine Gemeinde ist, desto effizienter agiert sie, lässt 
sich somit nicht bestätigen. Die nachfolgende Abbildung zeigt die laufenden Ausgaben pro Ein-
wohner der Tiroler Gemeinden (ohne Innsbruck) für das Jahr 2008 sowie die Einwohnerzahl. Es 
zeigt sich, dass die laufenden Ausgaben pro Einwohner mit steigender Größe nicht, wie oft ange-
nommen, geringer werden. Allerdings wird ersichtlich, dass Gemeinden unter 1.000 Einwohnern 
höhere laufende Ausgaben ausweisen. Die Abbildung zeigt ebenfalls, dass die laufenden Ausga-
ben kleinerer Gemeinden bis 5.000 Einwohnern größeren Schwankungen unterliegen, als laufende 
Ausgaben der Gemeinden über 5.000 Einwohnern. 
 
Abbildung 32 Laufende Ausgaben pro Einwohner der Tiroler Gemeinden 2008211 
 
  
                                            
209 vgl. Fagagnini 1974, S. 184, vgl. Nassmacher & Nassmacher 1979, S. 14, vgl. Frenkel 1980, S. 8 
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Erfolgreiche Umsetzung einer Fusion 
Neben dem Willen aller beteiligten Personen, eine Fusion zweier oder mehrerer Gemeinden 
durchzuführen, ist eine gute Organisation ausschlaggebend für den Erfolg. In der Literatur finden 
sich zahlreiche Vorschläge für eine ideale Gestaltung des Fusionsprozesses. Zusammenfassend 




 Umsetzung der Fusion 
Einen kurzen Überblick, der wichtigsten Punkte, die während des Fusionsprozesses beachtet wer-
den sollten, liefert die nachfolgende Abbildung. 
 
 
Abbildung 33 Phasen der Gemeindefusion213 
 
Zusätzlich, sollte die Neugestaltung der kommunalen Strukturen beachtet werden. 
Neugestaltung der kommunalen Strukturen nach einer Fusion 
Nach der erfolgreichen Fusion, müssen die nun mehrfach vorhandenen Strukturen reorganisiert 
werden. Bei diesem äußerst Sensiblen und teils auch langwierigen Prozess können Fehler unter-
laufen, welche die erhofften Effizienzsteigerungen der neuen Gemeinde mindern oder im 
schlimmsten Fall dazu führen, dass sie ausbleiben. 
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Um dies zu vermeiden, ist es von essentieller Bedeutung, dass folgende Punkte beachtet wer-
den:214 
 Bei der Neugestaltung der Versorgungsstrukturen soll wenn möglich nicht versucht werden 
unter allen Umständen eine einheitliche Struktur zu schaffen. Es soll vielmehr auf die un-
terschiedlichen Bedürfnisse der neuen Gemeindeteile eingegangen werden. Dadurch kön-
nen gezielt die effizientesten Lösungen für die neue Gemeinde gefunden werden, zusätz-
lich bleibt die Zustimmung der Bevölkerung erhalten. 
 Eine Basis für den Erfolg der effizienten Reorganisation bilden auch die entscheidenden 
Gremien der neuen Gemeinde. Aus diesem Grund sollten diese Gremien auch während 
des gesamten Neugestaltungsprosses beibehalten werden. 
 Für einen kontinuierlichen, klar geregelten Informationsaustausch zwischen allen Beteilig-
ten sollte ebenfalls gesorgt werden. 
 Ein weiterer essentieller Faktor für den Erfolg sind klare Fristen, die wenn möglich auch 
eingehalten werden sollen. 
 Die Beziehung zwischen den einzelnen Beteiligten sollte klar geregelt sein.  
 Offenheit im Bezug auf die Fusion und die dadurch implizierten Veränderungen der demo-
kratischen Verhältnisse sind ein weiterer Erfolgsfaktor um die Bürger nicht unnötig zu ver-
unsichern. 
 Der Reorganisationsprozess sollte von Experten begleitet werden. Bei der Auswahl dieser 
Experten sollten rein fachliche Qualifikationen im Vordergrund stehen, nicht etwaige mone-
täre Faktoren. Eine neue Gemeinde braucht fähige Berater mit neuen Ideen, analytischen 
Fähigkeiten und einem gewissen Maß an Kreativität, um den schwierigen Neustrukturie-
rungsprozess zu meistern. 
5.3. Motive für eine Zusammenarbeit 
Motive einer Zusammenarbeit unter Gemeinden lassen sich in folgende vier Kategorien unterteilen: 
 Ökonomische Motive 
 Macht und Einfluss 
 Stärkung von Regionen 
 Flexibilität 
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5.3.1. Ökonomische Motive 
Ökonomische Motive liefern meist den Grundstein für eine interkommunale Zusammenarbeit. Die 
angespannte finanzielle Lage der Gemeinden gepaart mit der stetigen Aufgabenerweiterung lassen 
die Kommunen zusammenarbeiten.215 Durch eine IKZ erwarten sich die Gemeinden Kosteneinspa-
rungen sowie eine verbesserte Leistungsfähigkeit. 
Kosteneinsparungen lassen sich vor allem durch eine bessere Ausnützung der Kapazitäten und 
den damit einhergehenden Skalen- und Größeneffekten erzielen. Somit können Gemeindeleistun-
gen, deren Nachfrage im eigenen Gemeindegebiet zu gering ist optimaler erbracht und die Kosten 
leistungsgerechter verteilt werden. Zusätzliches Einsparungspotenzial findet sich durch optimierte 
Arbeitsteilung zwischen den kooperierenden Gemeinden.216 
Eine solche Bündelung der Ressourcen führt über kurz oder lang zu einer Leistungsverbesserung 
der Gemeinden. Mittels einer Zusammenarbeit können Aufgaben von hoch qualifiziertem Personal 
wahrgenommen werden, die sonst aufgrund der hohen Kosten vom vorhandenen Personal mit 
übernommen werden müssten. Durch die Aufteilung der Kosten für Mitarbeiter können sich auch 
kleinere Gemeinden hoch spezialisiertes fachliches Know-how leisten.217 
Diese Leistungsverbesserung führt zusätzlich zu einer Qualitätssteigerung oder zumindest zu einer 
Qualitätssicherung der angebotenen Leistungen.218 
5.3.2. Macht und Einfluss 
Durch Kooperation erhoffen sich die Gemeinden, neben den genannten ökonomischen Vorteilen, 
auch ihre Machtposition gegenüber anderen öffentlichen Akteuren zu steigern. Das gemeinsame 
Auftreten gegenüber anderen verschafft vor allem kleinen Gemeinden ein ungleich höheres Ge-
wicht.219 Eine Kooperation der Gemeinden führt auch im Bereich der Beschaffung zu besseren 
Konditionen, da sich die verstärkte Position und Größe sich auch hier positiv auswirken, so können 
für die Gemeinden günstigere Konditionen vereinbart werden. 
5.3.3. Stärkung der Regionen 
Kooperation führt zu einem Zusammenhalt der einzelnen Kommunen innerhalb einer bestimmten 
Region. Dies liefert nicht nur die Basis für weitere Kooperationen, sondern erhöht auch den Be-
standsschutz für kleine Gemeinden, welche ohne Zusammenarbeit den wachsenden Aufgaben 
nicht gerecht werden würden.220 Eine IKZ kann auch hinsichtlich gemeindeübergreifender Be-
triebsansiedlungen als regionsstärkender Faktor gesehen werden.221 
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Die Leistungserfüllung mittels Kooperation verschafft den Gemeinden die Möglichkeit, sich auf 
Kernaufgaben zu konzentrieren. Die kommunalen Aufgaben, die durch Kooperation erfüllt werden, 
können meist schneller und kostengünstiger erledigt werden. Die so entstehenden freien Kapazitä-
ten bei Personal und Ressourcen können flexibler eingesetzt werden.222 
Eine Zusammenarbeit der Gemeinden, egal in welcher Form sie stattfindet soll zu einer Verbesse-
rung der Gesamtsituation führen. 
5.4. Erfolgsfaktoren 
Erfolgsfaktoren einer interkommunalen Zusammenarbeit lassen sich in ökonomische und politische 
Faktoren unterteilen. Die ökonomischen Erfolgsfaktoren wiederum lassen sich in vier Phasen des 
Kooperationsprozesses unterteilen. Die vier Phasen einer erfolgreichen Kooperation, aus be-





Im weiteren Verlauf werden nun diese vier Phasen näher beleuchtet. Anzumerken ist an dieser 
Stelle, dass ein fundiertes Projektmanagement die Grundlage für die Auswahl- und die Gestal-
tungsphase bildet. Der in der ökonomischen Literatur häufig zu findende Begriff des Change Ma-
nagement wiederum stellt den übergeordneten Rahmen jeder einzelnen Kooperationsphase dar.223 
5.4.1. Auswahlphase 
Zu Beginn einer Kooperation in der Auswahlphase ist es von äußerster Wichtigkeit, dass sich die 
Kooperationspartner darüber im Klaren sind, welche Ziele sie verfolgen und welche Standards sie 
bei der Erfüllung der kommunalen Leistungen erwarten. Deshalb sollte zu Beginn geklärt werden, 
welche Chancen, Nutzen und welche Bereitschaft zur Lösung der Probleme seitens der Kooperati-
onspartner herrschen. Da in dieser Phase getroffene Vereinbarungen die Grundlage jeder Zusam-
menarbeit darstellen, stellt die erste Sondierung der Lage einen enorm wichtigen Bereich dar. Aus 
diesem Grund sollten hier auch die jeweiligen Führungsspitzen mitwirken.224 
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Zusätzlich müssen in dieser Phase folgende Faktoren beachtet werden:225 
 Da Kooperationsprojekte immer von Promotoren abhängig sind, müssen die Verwaltungs-
chefs in den Prozess eingebunden werden. Fühlen sich diese wichtigen Promotoren ver-
nachlässigt, kann das aufgrund ihrer mangelnden Motivation zum Scheitern der Zusam-
menarbeit führen.  
 Um die gemeinsamen Ziele verfolgen zu können, muss ein gewisses Maß an Gleichbe-
rechtigung und Vertrauen unter den Partnern herrschen, nur so können gemeinsame 
Ziele verfolgt und erreicht werden. 
 Die Einbindung der Politik und Unterstützung durch die Politik stellen ebenfalls einen 
wichtigen Erfolgsfaktor dar. Aufgrund der frühen Einbeziehung wird die Legitimation er-
leichtert. Auch die Akzeptanz der Öffentlichkeit und der Bürger wird so gesteigert. 
 Mit dem Schaffen klarer Entscheidungsstrukturen bereits zu Beginn können böse Über-
raschungen vermieden werden und klare Ziele sowie gemeinsame Standards geschaffen 
werden. 
 Die Einbeziehung der Mitarbeiter, die durch eine Kooperation betroffen sind stellt eben-
falls einen wichtigen Erfolgsfaktor dar, da dadurch die Motivation der Mitarbeiter sicherge-
stellt werden kann. 
Die Größe und Anzahl der Kooperationspartner stellen ebenfalls einen wichtigen Aspekt dar. 
Bei der der Wahl der Partner, ist besonders bei strukturell unterschiedlichen Gemeinden, darauf zu 
achten, dass die 'schwächere' Gemeinde sich in keinster Weise benachteiligt fühlt. Ein Gefühl der 
Übermacht der Partnergemeinde kann durch die Übernahme der Koordination der Zusammenar-
beit von der kleineren Gemeinde vermieden werden. So erfüllt die kleinere Gemeinde eine wichtige 
Aufgabe und die strukturellen Unterschiede können verringert werden.226 Um Spannungen zusätz-
lich zu vermeiden, kann auch auf externe Berater zurückgegriffen werden, da diese meist allpartei-
lich sind und in sämtlichen Entscheidungsprozessen als Moderator fungieren können.227 
5.4.2. Gestaltungsphase 
In der so genannten Gestaltungsphase des Kooperationsprozesses finden sich ebenfalls Faktoren, 
die für den Erfolg der IKZ maßgeblich sind. 
Die Bereitschaft, kommunale Leistungen zu übernehmen, und noch viel wichtiger, Leistungen 
abzugeben, zählt zu den Erfolgsfaktoren. Die Übernahme von Leistungen bereitet Gemeinden 
meist weniger Probleme, als die Abgabe. Vor allem kleine Gemeinden befürchten hier einen zu-
nehmenden Bedeutungsverlust. Für eine erfolgreiche Kooperation ist es aus diesem Grund uner-
lässlich, dass Bedenken seitens der Partner aus dem Weg geschafft werden.228 
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Ein weiterer Faktor zum Erfolg stellt ein Ressourcen sowie Kosten-Nutzen-Ausgleich dar. Dies 
ist wichtig, da Kooperationen nur dann von Erfolg gekrönt sind und somit nur dann Sinn machen, 
wenn sie über eine entsprechende Finanzierung verfügt. Bietet eine Kooperation den beteiligten 
Partnern nicht immer einen, in Relation zu den Kosten gesehenen Nutzen, so müssen andere An-
reize gesetzt werden um eine Win-Win-Situation für alle Beteiligten zu generieren und so Voraus-
setzungen für den Erfolg zu schaffen.229 
Selbst eine gut strukturierte und geplante gemeindeübergreifende Zusammenarbeit stellt ein ge-
wisses Maß an Konfliktpotential dar. Um so entstehende Probleme und Spannungen zu lösen ist 
es ratsam, über Konfliktlösungsmechanismen nachzudenken, da eine IKZ ansonsten zum 
Scheitern verurteilt sein kann.230 
Während der Kooperation (Betriebsphase) und der abschließenden Evaluationsphase sind vor al-
lem Vertrauen und ein kooperationsfreundliches Klima für den Erfolg von Bedeutung. Eine Ver-
trauensbasis verringert im Sinne der Transaktionskostentheorie Vereinbarungs- und Kontrollkos-
ten. Ein kooperationsfreundliches Klima, wiederum stellt die Grundlage für eine solche Vertrauens-
basis dar und sollte durch informelle und gesellschaftliche Kontakte stets aufrecht erhalten wer-
den231 zudem sollte darauf geachtet werden, dass die Partner sich auf die unterschiedlichen Ar-
beitsweisen und Ideologien einstellen.232 
Zum Erfolg einer Kooperation zusätzlich bei trägt der Faktor Zeit. Da kurzfristig zwar Kosten für die 
IKZ anfallen, mit Einsparung beziehungsweise einem Nutzen allerdings erst nach einer gewissen 
Zeit gerechnet werden kann, sollte jede Zusammenarbeit langfristig ausgerichtet sein.233 
Die letzte Phase einer Kooperation, die Evaluationsphase stellt ebenfalls einen Erfolgsfaktor dar. 
Rahmenbedingungen oder Ziele können sich im Verlauf einer Zusammenarbeit ändern. Durch lau-
fende Evaluation können diese Veränderungen frühzeitig erkannt und Ziele angepasst werden. 
So kann der Erfolg trotz veränderter Rahmenbedingungen sichergestellt werden.234 
Die Grundlage für eine solche Evaluation stellt ein Kooperationscontrolling dar, welches den ge-
samten Prozess begleiten soll um die notwendigen Informationen bereit zu stellen und eventuelle 
Schwachstellen aufzuzeigen aber auch um Ansätze für Verbesserungen zu liefern.235 
Neben den vorgestellten ökonomischen Erfolgsfaktoren sind auch politische Faktoren für den Er-
folg einer Zusammenarbeit zwischen Gemeinden verantwortlich. Diese werden an dieser Stellte 
näher beleuchtet. 
  
                                            
229 vgl. Balling 1998, S. 141ff 
230 vgl. Lummerstorfer 2006, S. 89 
231 vgl. Frick & Hokkeler 2008, S. 79 
232 vgl. Grossmann et al. 2007, S. 55 
233 vgl. Biwald 2006, S. 49 
234 vgl. Frick & Hokkeler 2008, S. 74 
235 vgl. Sonnek & Stüllenberg 2000, S. 35 
Gemeindeübergreifende Zusammenarbeit 
Seite 76 
5.4.3. Politische Erfolgsfaktoren 
Die Einstellung der politischer Akteure kann für den Erfolg einer Kooperation maßgeblich sein. 
Eine dauerhafte Unterstützung kann durchaus als kritischer Erfolgsfaktor einer IKZ gewertet wer-
den. Vor allem im Hinblick auf etwaige Kosten, die mit einer Zusammenarbeit verbunden sind, 
kann eine mangelnde Unterstützung durch politische Entscheidungsträger den Kooperationserfolg 
negativ beeinflussen.236 
Durch eine Zusammenarbeit entstehen zwangsläufig Autonomieeinbußen. Aus diesem Grund ist 
es für eine erfolgreiche Kooperation wichtig, dass die Gemeinden ihre unterschiedlichen Interessen 
angleichen und zusammen ein gemeinsames Ziel verfolgen. Somit stellen regionalpolitische Inte-
ressen einen weiteren kritischen Erfolgsfaktor dar.237 
Ferner ist eine ausreichende Akzeptanz seitens der Bürger als kritischer Erfolgsfaktor für eine IKZ 
zu sehen. Es sollte von Beginn an darauf geachtet werden, dass Bürger nicht verunsichert werden 
sondern aktiv in die Kooperationsarbeit mit einbezogen werden. Somit ist eine gute Informations- 
und Kommunikationspolitik notwendig.238 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass für den Erfolg einer Kooperation Offenheit, ein Pro-
jektmanagement und das gegenseitige Vertrauen der handelnden Akteure maßgeblich sind. Eine 
regelmäßige Evaluation der bisher erreichten Ziele sollte ebenfalls nicht außer Acht gelassen wer-
den. 
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5.5. Praxisbeispiel – Die GemNova DienstleistungsGmbH 
Die Struktur der österreichischen Gemeinden, gemäß Angaben der Statistik Austria zählen 80 % 
der Gemeinden bis zu 3.000 Einwohner239, sorgt dafür, dass eine Aufgabenerfüllung gänzlich ohne 
interkommunale Zusammenarbeit faktisch unmöglich ist. Aus diesem Grund soll an dieser Stelle 
die GemNova DienstleistungsGmbH als praktisches Beispiel für eine Zusammenarbeit der Ge-
meinden im Bereich der Beschaffung dienen. 
Die GemNova DienstleistungGmbH, ein Unternehmen des Tiroler Gemeindeverbands, der Institut 
für Verwaltungsmanagement GmbH und des BEMAG Beschaffungsmanagements, bietet den Ge-
meinden eine softwareunterstützte Einkaufsplattform die es ihnen ermöglicht Produkte des kom-
munalen Bedarfs einfach und unkompliziert zu beschaffen. Durch Ausnützung der durch Bedarfs-
bündelungen entstehenden Kostenvorteile, haben die Kommunen die Möglichkeit verdeckte finan-
zielle Ressourcen zu mobilisieren und diese in andere kommunale Bereiche zu investieren. 
Die GemNova DienstleistungsGmbH wurde in Folge eines Pilotprojektes im Ötztal gegründet. 
5.5.1. Pilotprojekt Beschaffungsbenchmarking PV Ötztal240 
Da die sich zunehmend verschärfende finanzielle Lage auch vor den Gemeinden des Ötztals nicht 
halt macht, was in Punkt 0 ausführlich dargestellt wurde, wurde ein Pilotprojekt mit dem Ziel eines 
Benchmarkings des Beschaffungsverhaltens der einzelnen Gemeinden initiiert. Die kommunale 
Beschaffung stellt einen großen Teil der laufenden Ausgaben der einzelnen Kommunen dar. So 
stellen allein die Ausgaben für die Postenklassen 4 (Gebrauchs- und Verbrauchsgüter sowie Han-
delswarenverbrauch) und 6 (Sonstiger Verwaltungs- und Betriebsaufwand) im Jahr 2008 23,21 % 
der laufenden Ausgaben der Gemeinden des Ötztals dar. In der Haushaltsklasse 8 (Dienstleistun-
gen) beträgt der Anteil sogar über 40 %.241 
Die Datengrundlage für das Beschaffungsbenchmarking liefern 119 Rechnungen der Gemeinden 
des Ötztals, welche insgesamt 194 zu vergleichende Rechnungspositionen beinhalten. 
Die Palette der Produkte reicht von Büroartikel, Feuerwehrbedarf, Verbrauchsmaterialien für Fuhr-
park, Winterdienst, Asphalt, Verkehrsschilder, über elektrische Komponenten und Telefonie bis hin 
zu Reinigungsmaterialien und deckt somit ein breites Spektrum der kommunalen Beschaffung ab. 




                                            
239 vgl. Statistik Austria 2008 vgl. Statistik Austria 2008, S.  
240 vgl. GemNova DienstleistungsGmbH 2010a vgl. GemNova DienstleistungsGmbH 2010a, S.  
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Durchführung des Beschaffungsbenchmarkings 
Für die Durchführung des Beschaffungsbenchmarkings wurden Warenkörbe gebildet. Der 
Benchmarkingprozess gliedert sich in folgende drei Stufen: 
 Vergleich des günstigsten Gemeindewarenkorbes mit dem teuersten Gemeindewarenkorb 
 Vergleich des günstigsten Gemeindewarenkorbes mit dem Warenkorb der gemeinsamen 
Beschaffung 
 Vergleich des teuersten Gemeindewarenkorbes mit dem Warenkorb der gemeinsamen 
Beschaffung 
Die einzelnen Warenkörbe charakterisieren sich durch idente Produkte, sprich es werden für den 
Vergleich nur Produkte herzangezogen, für die es Vergleichswerte gibt. Dadurch variiert die Größe 
der Warenkörbe zwischen den Vergleichen der Gemeinden mit dem Warenkorb der gemeinsamen 
Beschaffung. Dies ist nötig, da zum Zeitpunkt der Studiendurchführung nicht für sämtliche kommu-
nale Bereiche Vergleichspreise des BEMAG Beschaffungsmanagements vorliegen. Innerhalb des 
Vergleiches unterscheiden sich die Warenkörbe allerdings nur hinsichtlich der Preise, die für die 
Produkte bezahlt wurden. 
 
Ergebnisse des Benchmarkings 
Der Vergleich des teuersten Gemeindewarenkorbes, der die Summe der teuersten Einkaufpreise 
für die vergleichbaren Produkte darstellt, weist einen Wert von € 75.061,53 auf. Die Summe der 
günstigsten Preise für die vergleichbaren Produkte ergibt einen Warenkorb in der Höhe von € 
58.024,28. Vergleicht man nun diese beiden Warenkörbe, so ergibt sich eine Differenz von € 
17.037,25 oder 23 %. 
Die folgende Abbildung zeigt die beiden Warenkörbe und verdeutlicht das Einsparpotential. 
 
 
Abbildung 34 Interkommunaler Benchmark242 
 
                                            
242 vgl. GemNova DienstleistungsGmbH 2010a, S. 6, eigene Darstellung 
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Die Ergebnisse des Benchmarkings zeigen teils enorme Schwankungen, so finden sich beispiels-
weise Unterschiede von 208,25 % bei Sanitärreinigern. 
Der nächste Schritt des Benchmarkingprozesses befasst sich mit dem Vergleich des günstigsten 
kommunalen Warenkobes mit jenem der gemeinsamen Beschaffung, um der Erhebung des Ein-
sparpotentials einen Schritt näher zu kommen. Es ist an dieser Stelle nochmals darauf hinzuwei-
sen, dass die Größe der Warenkörbe zwischen dem interkommunalen Benchmark und jenem der 
gemeinsamen Beschaffung variiert, um idente Warenkörbe zu bilden und so aussagekräftige Er-
gebnisse zu erhalten. 
Das Ergebnis des Benchmarkings zeigt, dass auch bei den günstigsten Beschaffungspreisen der 
sieben Gemeinden des Ötztals, in Summe noch ein Einsparpotential durch Bedarfsbündelungen 
von 9 % vorhanden ist. Die nachfolgende Abbildung stellt die zweite Stufe des Benchmarkings dar. 
 
 
Abbildung 35 Benchmark kleinster Gemeindewarenkorb und gemeinsame Beschaffung243 
 
Der letzte Schritt des Benchmarkings befasst sich mit dem Vergleich des teuersten Gemeindewa-
renkorbes mit jenem der gemeinsamen Beschaffung, um für die Erhebung des Einsparpotentials 
einen Gesamtüberblick zu bekommen. Der Vergleich zeigt, dass durch eine gemeinsame Beschaf-
fung in Summe Einsparungen in der Höhe von 38 % erzielt werden können. 
 
 
Abbildung 36 Benchmark teuerster Gemeindewarenkorb und gemeinsame Beschaffung244 
  
                                            
243 vgl. GemNova DienstleistungsGmbH 2010a, S. 8, eigene Darstellung 




Für die Potentialhochrechnung werden die prozentualen Ergebnisse des Benchmarkings, aufsum-
miert und ein Durchschnittswert gebildet. So ergibt sich ein Einsparpotential von durchschnittlich 
23,5 %. 
Mittels Bedarfsbündelungen können somit 23,5 % der Kosten für den kommunalen Bedarf einge-
spart werden und stehen somit für andere kommunale Bereiche zur Verfügung. 
Fazit des Pilotprojekts 
Wie aus den Ergebnissen des Pilotprojektes der Gemeinden des Ötztal hervorgeht, liegt vor allem 
im Bereich der Beschaffung viel finanzielles Potential brach, welches ohne weiteres für alternative 
kommunale Investitionen verwendet werden könnte. Da das Benchmarking nur alltägliche Ver-
brauchsmaterialen beinhaltet und kapitalintensive Investitionen ausgeklammert wurden, sind die 
Ergebnisse beachtlich. 
Mittels kommunaler Bedarfsbündelungen können somit ohne Risiko Freiräume für zusätzliche 
kommunale Investitionen geschaffen werden. Im Hinblick auf die angespannte finanzielle Situation 
der Gemeinden, stellt eine gemeinsame Beschaffung eine Möglichkeit dar, trotz knapper Mittel die 
kommunalen Aufgaben weiterhin in höchster Qualität zu erbringen. 
5.5.2. GemNova DienstleistungsGmbH 
Basierend auf den Erkenntnissen des Pilotprojektes im Ötztal wurde die GemNova Dienstleis-
tungsGmbH gegründet. Die Zielsetzung der GemNova DienstleistungsGmbH besteht darin, die 
Gemeinden bei der Beschaffung zu unterstützen und ihnen zu optimalen Konditionen zu verhelfen. 
Zusätzlich werden durch die GemNova DienstleistungsGmbH themenspezifische Beratungen an-
geboten, die den Tiroler Kommunen helfen sollen, den Beschaffungsprozess im Allgemeinen zu 
optimieren.245 
Kommunaler Beschaffungsprozess 
Das Prinzip der Wirtschaftlichkeit, ein essentielles Grundprinzip der Privatwirtschaft, findet auch im 
öffentlichen Bereich seine Bedeutung. So soll das Verwaltungshandeln im Bereich der Beschaffung 
die bestmögliche Nutzung von Ressourcen gewährleisten.246 
In diesem Sinne zählen zu den Aufgaben der Gemeinden ihre Ressourcen nach dem Prinzip der 
Wirtschaftlichkeit einzusetzen und etwaige Beschaffungsprozesse zu optimieren. 
Die nachfolgende Abbildung zeigt den öffentlichen Beschaffungsprozess auf. Es finden sich inner-
halb der einzelnen Prozessschritte Bereiche, wie beispielsweise die Marktanalyse und -
beobachtung sowie die Kommunikation mit Beschaffungsmärkten, welche fachspezifisches Know-
how erfordern. Dies erschwert es den zumeist kleinen Gemeinden eine optimale Ressourcenaus-
nützung zu gewährleisten. 
                                            
245 vgl. GemNova DienstleistungsGmbH 2010b vgl. GemNova DienstleistungsGmbH 2010b, S.  





Abbildung 37 Der öffentliche Beschaffungsprozess247 
 
Optimierung des Beschaffungsprozesses durch die GemNova DienstleistungsGmbH 
Die Beschaffungsabwicklung über die GemNova DienstleistungsGmbH hilft den Gemeinden durch 
Bereitstellung von fachspezifischem Know-how bei der Marktanalyse und -beobachtung, bei Prog-
nosen von Entwicklungstrends im Bereich der Beschaffung im Allgemeinen und im Hinblick auf 
gemeindespezifische Entwicklungen. Die GemNova DienstleistungsGmbH übernimmt für die Ge-
meinden die Preisverhandlungen bei Produkten des kommunalen Bedarfs und versucht mittels Be-
darfsbündelungen optimale Konditionen auszuhandeln. Somit haben die Gemeinden, die ihre Pro-
dukte über die Einkaufsplattform der GemNova DienstleistungsGmbH beziehen, die Gewissheit, 
Produkte zu optimalen Konditionen zu beschaffen. Die durch die GemNova DienstleistungsGmbH 
bereits im Vorfeld durchgeführte Selektion der Lieferantenangebote, führt zu gemeindeinternen 
Zeiteinsparungen. Die gemeinsame Beschaffung über die GemNova DienstleistungsGmbH ermög-
licht es den Gemeinden Kapazitäten für andere kommunale Bereiche zu generieren, ohne zusätzli-
che Ausgaben zu haben. 
Die Vorteile einer Beschaffung über die GemNova DienstleistungsGmbH lassen sich folgenderma-
ßen zusammenfassen: 
 Optimierte Preise sowie verbesserte Liefer- und Zahlungskonditionen 
 Gemeindeinterne Zeiteinsparungen durch Auslagerung von Preisverhandlungen, Ange-
botsvergleichen und Lieferantensuche 
 Zugang zu Experten-Know-how im Bereich der Beschaffung, dies führt in weiterer Folge zu 
einer umfassenden Marktbeobachtung und Markttransparenz.  
 Die durch die Bedarfsbündelungen entstehenden Kosteneinsparungen führen unweigerlich 
zu freiwerdenden finanziellen Kapazitäten, welche für andere kommunale Bereiche ver-
wendet werden können. 
 
                                            
247 vgl. Günther & Klauke 2005, S. 48 
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Die GemNova DienstleistungsGmbH ermöglicht den Gemeinden durch eine Beschaffungskoopera-
tion Skaleneffekte auszunützen. Die so erzielten Einsparungen stehen für andere kommunale Be-
reiche zur Verfügung, dies und der Zugang zu fachlichem Know-how ermöglichen den Gemeinden 
eine Sicherung des Qualitätsniveaus der kommunalen Leistungen. 
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6. Fazit und Ausblick 
Die Gemeinden in Tirol stehen vor großen Veränderungen. Der Grund dafür liegt in der zuneh-
mend schwierigen finanziellen Situation, gepaart mit Veränderungen in der Struktur der jeweiligen 
Bevölkerung. Die in dieser Arbeit vorgenommene Analyse der finanziellen Situation der Gemein-
den des Ötztals zeigt, dass eine starke Abhängigkeit von Ertragsanteilen und Transferzahlungen 
besteht. Dies trifft allerdings auf sämtliche Gemeinden Österreichs zu. Diese finanzielle Abhängig-
keit stellt nicht das einzige Hindernis dar, mit dem die Gemeinden zu kämpfen haben. Auch der 
strikte rechtliche Rahmen auf Bundes- und Landesebene erschwert das kommunale Handeln. 
Dennoch haben die Gemeinden die Möglichkeit sich auf ändernde Strukturen einzustellen.  
Durch eine gemeindeübergreifende Zusammenarbeit haben die Gemeinden die Möglichkeit, ihre 
kommunalen Leistungen auf einem hohen Niveau zu erfüllen. Das Ausnützen von Skaleneffekten 
stellt nur einen Vorteil einer Gemeindekooperation dar. Die gemeinsame Erfüllung kommunaler 
Aufgaben ermöglicht einen Wissenstransfer und hilft eine effiziente Arbeitsweise zu verinnerlichen 
und auch in Bereichen, welche nicht nur Kooperationen erfüllt werden umzusetzen. Es ist anzu-
merken, dass eine Kooperation nicht nur Vorteile mit sich bringt. So führt eine verstärkte interkom-
munale Zusammenarbeit zu einem scheinbaren Autonomieverlust, welcher vor allem die Bürger 
der jeweiligen Gemeinden verunsichert. Diese Verunsicherung ist jedoch meist unbegründet. Um 
solche Unsicherheiten zu vermeiden, ist ein offener Umgang mit dem Thema Gemeindekooperati-
on bereit im Vorfeld unerlässlich. Denn für den Erfolg einer solchen Kooperation sind der Rückhalt 
der Bevölkerung, der Gemeindebediensteten sowie der Bürgermeister essentiell. 
Da die Bevölkerung der Gemeinden aufgrund der Geburtenrückgänge langsam zurückgeht, die 
Ausgaben für Daseinsvorsorge und Kinderbetreuung allerdings kontinuierlich steigen, stellen Ko-
operationen der Gemeinden die eine unumgängliche Möglichkeit dar, um zum einen die kommuna-
le Leistungserbringung in einer entsprechenden Qualität zu garantieren und zum anderen das fort-
dauernde Bestehen der Gemeinden zu gewährleisten, ohne Gemeindefusionen durchführen zu 
müssen. Zumal mit einer Fusion nicht immer ein effizientes agieren einhergeht. 
Die GemNova DienstleistungsGmbH zeigt eindrucksvoll, welches finanzielle Potential derzeit brach 
liegt und wie durch eine gemeinsame Beschaffung neue Wege für die Finanzierung der kommuna-
len Leistungen geschaffen werden können. 
Es finden sich auch zahlreiche andere Beispiele erfolgreicher Gemeindekooperationen in Tirol. In 
Zukunft werden die Gemeinden allerdings noch mehr auf eine gemeinsame Leistungserfüllung set-
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EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 10 Eigene Steuern 323,41 343,68 349,15 378,79 372,07 413,40 390,39 
11 Ertragsanteile 581,00 571,06 584,07 616,90 647,19 678,15 740,70 
12 Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen 247,92 216,90 206,85 221,32 214,19 272,67 250,08 
13 Einnahmen aus Leistungen 39,87 50,76 42,77 41,07 40,44 42,41 47,82 
14 Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher Tätigkeit 60,91 74,51 64,72 72,35 89,28 81,04 95,56 
15 Laufende Transferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 126,90 136,10 145,33 146,77 153,76 174,91 172,30 
16 Sonstige laufende Transfereinnahmen 13,29 15,16 13,02 14,53 16,69 17,47 19,70 
17 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Betrie-
ben der Gemeinde (A85 - 89) 
0,00 0,00 10,21 146,39 4,06 29,80 16,12 
18 Einnahmen aus Veräußerungen und sonstige Einnahmen 6,09 10,24 13,68 191,13 6,99 8,65 7,15 
19 Laufende Einnahmen 1.399,40 1.418,42 1.429,80 1.829,24 1.544,66 1.718,50 1.739,82 
Längenfeld 10 Eigene Steuern 366,48 265,44 345,94 263,22 285,23 297,87 321,30 
11 Ertragsanteile 623,60 610,97 626,16 659,77 692,63 724,81 786,65 
12 Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen 231,25 206,67 260,43 389,16 376,13 334,38 348,55 
13 Einnahmen aus Leistungen 411,81 421,82 410,04 424,05 477,62 419,68 459,88 
14 Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher Tätigkeit 22,17 24,83 27,31 28,53 33,86 37,58 34,75 
15 Laufende Transferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 154,11 154,74 164,18 161,53 188,95 205,56 212,92 
16 Sonstige laufende Transfereinnahmen 3,38 0,40 2,57 2,55 1,44 1,87 0,84 
17 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Betrie-
ben der Gemeinde (A85 - 89) 
0,22 9,65 5,97 109,66 19,49 36,60 85,43 
18 Einnahmen aus Veräußerungen und sonstige Einnahmen 12,95 13,62 13,18 26,13 18,58 17,65 23,90 




Oetz 10 Eigene Steuern 306,74 388,27 298,31 322,33 332,78 335,74 361,02 
11 Ertragsanteile 662,11 651,23 661,68 702,37 738,30 772,45 839,15 
12 Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen 247,10 325,32 263,48 317,99 272,02 274,29 292,76 
13 Einnahmen aus Leistungen 145,69 81,20 85,24 103,51 103,54 95,30 106,64 
14 Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher Tätigkeit 28,94 27,95 27,94 25,78 27,71 115,20 42,77 
15 Laufende Transferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 99,37 67,42 110,12 143,52 126,47 133,89 158,51 
16 Sonstige laufende Transfereinnahmen 47,61 36,31 36,01 27,76 2,89 37,11 18,78 
17 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Betrie-
ben der Gemeinde (A85 - 89) 
0,99 10,95 34,63 40,17 20,09 14,78 39,97 
18 Einnahmen aus Veräußerungen und sonstige Einnahmen 12,54 14,66 32,23 73,57 40,14 16,29 30,09 
19 Laufende Einnahmen 1.551,08 1.603,32 1.549,64 1.757,01 1.663,94 1.795,05 1.889,68 
Roppen 10 Eigene Steuern 326,25 286,74 254,26 239,80 323,85 361,73 374,80 
11 Ertragsanteile 566,91 558,04 572,69 601,45 635,16 672,08 728,97 
12 Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen 70,13 442,32 362,55 308,17 131,47 276,84 223,86 
13 Einnahmen aus Leistungen 17,16 12,48 12,78 20,55 21,90 21,18 18,74 
14 Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher Tätigkeit 77,29 75,99 65,86 65,60 64,96 108,91 47,41 
15 Laufende Transferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 155,80 115,57 153,43 169,00 191,47 216,27 201,65 
16 Sonstige laufende Transfereinnahmen 272,00 279,04 277,92 288,63 327,71 320,94 355,06 
17 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Betrie-
ben der Gemeinde (A85 - 89) 
0,00 732,11 36,34 27,52 35,33 79,42 13,41 
18 Einnahmen aus Veräußerungen und sonstige Einnahmen 15,57 6,25 5,94 2,77 4,30 10,63 11,68 
19 Laufende Einnahmen 1.501,11 2.508,55 1.741,77 1.723,48 1.736,15 2.068,00 1.975,59 
Sautens 10 Eigene Steuern 135,70 121,77 149,15 181,42 162,20 145,70 136,12 
11 Ertragsanteile 600,96 587,30 602,43 637,85 655,96 717,42 765,17 
12 Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen 208,03 197,08 219,76 250,95 225,87 232,56 211,69 
13 Einnahmen aus Leistungen 57,23 41,91 49,97 41,38 66,64 60,25 53,47 
14 Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher Tätigkeit 40,77 42,17 38,16 45,77 44,71 71,99 57,14 
15 Laufende Transferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 138,15 148,96 117,81 122,64 138,86 142,86 153,18 
16 Sonstige laufende Transfereinnahmen 12,85 34,06 35,80 33,75 33,58 39,82 32,95 
17 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Betrie-
ben der Gemeinde (A85 - 89) 
22,49 0,00 0,00 37,57 13,33 12,80 20,13 
18 Einnahmen aus Veräußerungen und sonstige Einnahmen 9,99 8,40 28,12 11,42 8,92 10,22 9,81 
19 Laufende Einnahmen 1.226,17 1.181,66 1.241,18 1.362,76 1.350,08 1.433,61 1.439,67 
Anhang 
XVI 
Sölden 10 Eigene Steuern 958,28 935,12 1.061,14 805,25 1.090,69 1.133,39 1.185,18 
11 Ertragsanteile 1.068,19 1.074,57 1.074,11 1.137,86 1.201,06 1.235,12 1.327,36 
12 Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen 1.175,56 928,09 1.588,08 963,46 1.846,30 1.866,04 1.292,11 
13 Einnahmen aus Leistungen 253,79 253,95 268,44 315,29 294,39 280,40 317,81 
14 Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher Tätigkeit 232,80 219,72 214,59 282,97 269,34 282,96 301,12 
15 Laufende Transferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 79,00 83,41 86,51 97,80 97,78 99,17 83,06 
16 Sonstige laufende Transfereinnahmen 13,54 4,60 3,56 6,10 4,33 8,88 7,80 
17 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Betrie-
ben der Gemeinde (A85 - 89) 
4,25 70,49 0,00 581,74 474,79 213,61 159,65 
18 Einnahmen aus Veräußerungen und sonstige Einnahmen 67,84 62,51 402,53 82,11 85,46 84,42 85,26 
19 Laufende Einnahmen 3.853,25 3.632,46 4.698,97 4.272,59 5.364,13 5.204,00 4.759,35 
Umhausen 10 Eigene Steuern 234,09 212,17 226,95 239,26 201,14 207,23 220,70 
11 Ertragsanteile 614,30 603,84 618,53 653,18 674,73 736,39 785,71 
12 Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und -anlagen 266,72 247,24 237,46 261,49 226,75 333,80 329,56 
13 Einnahmen aus Leistungen 59,16 50,93 42,36 35,43 39,67 37,94 61,17 
14 Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher Tätigkeit 42,81 43,45 45,42 47,61 48,53 48,83 49,59 
15 Laufende Transferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 108,69 119,67 166,22 153,77 221,56 244,87 228,38 
16 Sonstige laufende Transfereinnahmen 44,21 39,27 38,97 38,92 47,95 63,09 78,89 
17 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Betrie-
ben der Gemeinde (A85 - 89) 
36,32 15,67 40,37 0,00 14,32 42,20 11,95 
18 Einnahmen aus Veräußerungen und sonstige Einnahmen 14,61 32,11 23,43 28,92 52,75 30,29 39,76 





Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 
EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 30 Veräußerung von unbeweglichen Vermögen 314,17 20,42 268,28 189,21 27,41 161,63 115,76 
31 Veräußerung von beweglichen Vermögen 0,14 0,00 1,24 1,11 1,78 0,00 0,00 
32 Veräußerung von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 0,00 2,83 0,01 0,00 0,10 0,00 
33 Kapitaltransferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 39,60 21,30 74,31 107,09 253,13 112,63 68,90 
34 Sonstige Kapitaltransfereinnahmen 1,50 0,36 1,48 57,52 19,84 3,01 10,95 
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 355,41 42,08 348,14 354,94 302,15 277,38 195,62 
Längenfeld 30 Veräußerung von unbeweglichen Vermögen 22,83 599,03 187,66 47,49 119,87 31,51 23,90 
31 Veräußerung von beweglichen Vermögen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 11,08 0,00 
32 Veräußerung von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 232,52 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
33 Kapitaltransferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 92,84 51,16 45,78 35,24 74,07 4,78 35,89 
34 Sonstige Kapitaltransfereinnahmen 1,05 3,76 2,65 1,53 2,45 0,48 1,07 
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 116,71 886,48 236,09 84,27 196,39 47,85 60,87 
Oetz 30 Veräußerung von unbeweglichen Vermögen 0,00 101,64 16,57 110,12 47,37 230,91 170,83 
31 Veräußerung von beweglichen Vermögen 0,00 0,57 0,32 0,00 0,00 3,04 0,00 
32 Veräußerung von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
33 Kapitaltransferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 36,82 117,31 115,57 53,54 105,29 102,59 82,86 
34 Sonstige Kapitaltransfereinnahmen 1,65 2,36 14,20 6,94 1,23 2,40 8,85 
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 38,47 221,88 146,67 170,61 153,89 338,94 262,53 
Roppen 30 Veräußerung von unbeweglichen Vermögen 281,16 7,57 9,63 4,07 6,79 1,88 1,23 
31 Veräußerung von beweglichen Vermögen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
32 Veräußerung von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
33 Kapitaltransferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 62,82 64,34 44,13 113,21 70,28 14,18 41,36 
34 Sonstige Kapitaltransfereinnahmen 2,65 0,00 0,00 0,00 0,00 1,14 12,73 




Sautens 30 Veräußerung von unbeweglichen Vermögen 0,00 0,00 162,72 55,46 49,58 21,03 39,22 
31 Veräußerung von beweglichen Vermögen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
32 Veräußerung von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
33 Kapitaltransferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 150,22 112,58 98,79 583,01 339,72 343,80 202,76 
34 Sonstige Kapitaltransfereinnahmen 6,20 0,00 34,31 1,25 2,73 0,09 1,56 
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 156,42 112,58 295,81 639,72 392,03 364,91 243,55 
Sölden 30 Veräußerung von unbeweglichen Vermögen 11,82 42,50 142,01 5,43 114,09 132,89 119,68 
31 Veräußerung von beweglichen Vermögen 0,00 0,00 9,87 0,72 6,50 2,80 11,45 
32 Veräußerung von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
33 Kapitaltransferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 16,44 43,34 110,05 63,75 59,36 2,65 126,51 
34 Sonstige Kapitaltransfereinnahmen 0,00 10,16 9,27 7,50 16,40 11,90 6,26 
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 28,26 95,99 271,20 77,39 196,35 150,24 263,89 
Umhausen 30 Veräußerung von unbeweglichen Vermögen 22,67 6,98 62,18 115,82 4,43 60,19 19,12 
31 Veräußerung von beweglichen Vermögen 6,07 0,00 0,88 2,58 0,00 0,00 0,00 
32 Veräußerung von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
33 Kapitaltransferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechts 255,22 248,64 189,16 241,33 222,43 530,64 247,88 
34 Sonstige Kapitaltransfereinnahmen 12,84 0,00 3,53 98,25 0,12 17,67 4,42 
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 296,81 255,62 255,76 457,98 226,98 608,51 271,41 
 
Einnahmen aus Finanztransaktionen 
EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 51 Entnahmen aus Rücklagen 0,00 2,67 0,35 1,93 5,25 223,27 0,49 
53 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüs-
sen 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
56 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A 85 - 89) 
142,64 113,32 42,55 47,56 107,58 16,40 101,00 
52 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an Träger des öffentlichen Rechts 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
50 Veräußerung von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 




Längenfeld 51 Entnahmen aus Rücklagen 0,00 0,15 0,00 1,23 0,98 25,97 128,87 
53 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüs-
sen 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
56 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A 85 - 89) 
58,40 101,72 24,37 18,87 76,34 17,63 32,30 
52 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an Träger des öffentlichen Rechts 0,74 0,77 3,73 2,56 2,21 1,80 1,85 
50 Veräußerung von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
59 Einnahmen aus Finanztransaktionen 59,13 102,64 28,10 22,66 79,54 45,40 163,02 
Oetz 51 Entnahmen aus Rücklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 3,88 0,00 0,00 
53 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüs-
sen 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
56 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A 85 - 89) 
99,64 297,97 99,11 389,14 265,44 98,80 82,33 
52 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an Träger des öffentlichen Rechts 1,68 1,63 1,39 0,99 0,54 0,84 0,25 
50 Veräußerung von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
59 Einnahmen aus Finanztransaktionen 101,32 299,61 100,49 390,13 269,86 99,64 82,57 
Roppen 51 Entnahmen aus Rücklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
53 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüs-
sen 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
56 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A 85 - 89) 
164,39 18,90 992,21 276,90 70,71 79,76 466,45 
52 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an Träger des öffentlichen Rechts 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
50 Veräußerung von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
59 Einnahmen aus Finanztransaktionen 164,39 18,90 992,21 276,90 70,71 79,76 466,45 
Sautens 51 Entnahmen aus Rücklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
53 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüs-
sen 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
56 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A 85 - 89) 
57,06 74,60 65,78 30,55 52,46 26,91 45,71 
52 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an Träger des öffentlichen Rechts 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
50 Veräußerung von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 




Sölden 51 Entnahmen aus Rücklagen 0,00 0,00 0,00 587,08 0,00 0,00 0,00 
53 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüs-
sen 
0,46 1,34 1,71 1,77 1,30 1,11 2,09 
56 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A 85 - 89) 
467,50 609,70 0,00 173,61 224,29 372,94 560,75 
52 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an Träger des öffentlichen Rechts 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
50 Veräußerung von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
59 Einnahmen aus Finanztransaktionen 467,96 611,04 1,71 762,47 225,60 374,05 562,84 
Umhausen 51 Entnahmen aus Rücklagen 0,00 0,00 0,00 134,68 12,02 33,16 0,00 
53 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüs-
sen 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
56 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A 85 - 89) 
62,90 17,50 49,74 97,37 86,33 64,79 124,75 
52 Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an Träger des öffentlichen Rechts 3,74 3,92 4,04 4,14 4,24 0,66 0,00 
50 Veräußerung von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 5,99 1,20 0,00 0,00 0,00 0,00 




EUR / Einwohner  2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 20 Leistungen für Personal 266,48 272,02 283,42 288,57 305,31 311,19 346,53 
22 Bezüge der gewählten Organe 14,22 14,21 14,21 14,59 15,06 15,53 16,38 
23 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelswaren 37,80 38,32 45,73 46,97 57,25 49,20 53,26 
24 Verwaltungs- und Betriebsaufwand 293,99 252,40 332,22 439,51 465,62 440,71 435,77 
25 Zinsen für Finanzschulden 60,37 52,78 46,43 46,40 63,88 69,71 76,50 
26 Laufende Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts 235,37 231,80 259,67 264,77 282,71 311,09 335,80 
27 Sonstige laufende Transferausgaben 183,20 210,94 162,87 193,72 195,07 221,35 219,63 
28 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A85 - 89) 
0,00 0,00 10,21 146,39 4,06 29,80 16,12 
21 Pensionen und sonstige Ruhebezüge 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
29 Laufende Ausgaben 1.091,42 1.072,48 1.154,77 1.440,92 1.388,95 1.448,59 1.500,00 
Anhang 
XXI 
Längenfeld 20 Leistungen für Personal 467,73 468,49 502,11 507,29 533,33 597,77 604,50 
22 Bezüge der gewählten Organe 16,18 16,90 17,30 17,33 17,92 18,46 19,57 
23 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelswaren 70,04 71,82 67,14 71,54 77,36 88,07 79,08 
24 Verwaltungs- und Betriebsaufwand 397,15 401,81 431,18 469,23 452,32 468,37 634,35 
25 Zinsen für Finanzschulden 78,15 67,22 62,81 58,36 55,42 57,25 60,81 
26 Laufende Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts 252,88 255,39 289,26 305,28 325,25 369,42 402,60 
27 Sonstige laufende Transferausgaben 145,22 91,13 120,67 129,17 158,10 152,27 179,93 
28 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A85 - 89) 
0,00 9,65 5,97 109,66 19,49 36,60 85,43 
21 Pensionen und sonstige Ruhebezüge 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
29 Laufende Ausgaben 1.427,35 1.382,41 1.496,44 1.667,86 1.639,19 1.788,22 2.066,26 
Oetz 20 Leistungen für Personal 300,69 318,12 332,90 338,89 347,48 370,62 409,39 
22 Bezüge der gewählten Organe 26,67 28,56 29,55 30,08 30,44 32,23 33,50 
23 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelswaren 49,29 49,43 53,13 65,80 66,00 52,23 65,85 
24 Verwaltungs- und Betriebsaufwand 288,76 245,44 263,94 292,61 318,16 342,28 320,76 
25 Zinsen für Finanzschulden 56,47 49,23 36,05 34,07 35,98 41,42 45,96 
26 Laufende Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts 247,55 261,39 281,45 288,75 304,69 321,10 347,40 
27 Sonstige laufende Transferausgaben 151,20 180,54 183,20 212,69 201,03 225,29 231,41 
28 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A85 - 89) 
0,99 10,95 34,63 40,17 20,09 14,78 39,97 
21 Pensionen und sonstige Ruhebezüge 0,47 0,48 0,48 0,48 0,48 0,49 0,49 
29 Laufende Ausgaben 1.122,09 1.144,14 1.215,32 1.303,55 1.324,34 1.400,44 1.494,74 
Roppen 20 Leistungen für Personal 249,23 252,74 238,20 243,53 262,29 298,55 321,01 
22 Bezüge der gewählten Organe 25,86 25,85 26,59 27,12 27,33 29,12 33,43 
23 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelswaren 28,39 37,50 32,98 43,45 55,91 37,80 53,60 
24 Verwaltungs- und Betriebsaufwand 184,53 186,24 223,10 244,28 595,79 319,70 294,07 
25 Zinsen für Finanzschulden 85,67 63,34 57,00 52,01 63,00 96,15 119,54 
26 Laufende Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts 260,50 263,09 315,15 317,64 358,93 366,38 394,18 
27 Sonstige laufende Transferausgaben 141,36 125,49 142,94 244,72 153,01 215,19 194,79 
28 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A85 - 89) 
0,00 732,11 36,34 27,52 35,33 79,42 13,41 
21 Pensionen und sonstige Ruhebezüge 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
29 Laufende Ausgaben 975,55 1.686,36 1.072,30 1.200,27 1.551,58 1.442,29 1.424,02 
Anhang 
XXII 
Sautens 20 Leistungen für Personal 224,73 247,53 263,98 274,54 323,68 354,30 348,04 
22 Bezüge der gewählten Organe 30,28 30,57 31,20 31,58 32,64 35,26 40,13 
23 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelswaren 38,67 44,75 45,64 75,82 76,16 55,73 59,24 
24 Verwaltungs- und Betriebsaufwand 280,85 292,39 265,64 830,87 196,97 616,85 398,13 
25 Zinsen für Finanzschulden 60,51 63,96 32,50 29,83 33,44 41,78 45,74 
26 Laufende Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts 219,39 223,00 246,40 265,45 268,48 297,53 320,92 
27 Sonstige laufende Transferausgaben 136,24 128,30 132,16 159,24 170,82 178,81 158,02 
28 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A85 - 89) 
22,49 0,00 0,00 37,57 13,33 12,80 20,13 
21 Pensionen und sonstige Ruhebezüge 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
29 Laufende Ausgaben 1.013,17 1.030,50 1.017,53 1.704,90 1.115,51 1.593,05 1.390,32 
Sölden 20 Leistungen für Personal 679,59 724,26 764,81 782,56 847,30 897,37 995,83 
22 Bezüge der gewählten Organe 16,84 17,45 18,26 20,79 20,12 22,35 23,86 
23 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelswaren 139,52 124,20 152,38 184,97 201,05 253,82 257,87 
24 Verwaltungs- und Betriebsaufwand 984,75 876,85 1.506,82 994,51 1.311,99 1.414,51 1.087,46 
25 Zinsen für Finanzschulden 140,94 81,44 113,81 143,65 189,33 213,37 247,06 
26 Laufende Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts 510,98 448,97 503,59 514,00 540,76 607,03 650,58 
27 Sonstige laufende Transferausgaben 110,88 108,56 169,51 183,30 185,67 196,47 165,20 
28 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A85 - 89) 
15,00 70,49 0,00 581,74 474,79 213,61 159,65 
21 Pensionen und sonstige Ruhebezüge 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
29 Laufende Ausgaben 2.598,49 2.452,23 3.229,20 3.405,51 3.771,01 3.818,53 3.587,51 
Umhausen 20 Leistungen für Personal 262,42 264,80 279,31 293,50 307,25 311,47 337,87 
22 Bezüge der gewählten Organe 18,75 18,68 19,24 20,01 21,20 21,36 21,95 
23 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelswaren 61,88 47,92 54,23 64,27 58,68 60,74 69,92 
24 Verwaltungs- und Betriebsaufwand 436,51 411,83 423,97 381,71 421,35 423,82 491,10 
25 Zinsen für Finanzschulden 44,75 29,85 26,83 26,54 35,06 49,79 53,50 
26 Laufende Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts 213,80 188,02 216,86 228,44 237,74 259,47 285,20 
27 Sonstige laufende Transferausgaben 155,64 171,60 187,85 191,78 165,80 353,40 316,26 
28 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A85 - 89) 
36,32 15,67 40,37 0,00 14,32 42,20 11,95 
21 Pensionen und sonstige Ruhebezüge 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 





20 Leistungen für Personal 375,57 388,33 408,21 417,24 444,70 476,29 510,89 
21 Pensionen und sonstige Ruhebezüge 0,05 0,06 0,06 0,06 0,06 0,06 0,06 
22 Bezüge der gewählten Organe 19,26 19,74 20,26 21,00 21,43 22,56 24,15 
23 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelswaren 65,37 62,49 68,63 80,99 87,23 92,20 96,30 
24 Verwaltungs- und Betriebsaufwand 438,40 405,58 535,53 519,88 568,85 591,90 564,18 
25 Zinsen für Finanzschulden 76,59 58,33 56,67 59,66 72,69 84,37 95,32 
26 Laufende Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts 282,97 270,96 305,43 315,68 334,93 368,71 398,81 
27 Sonstige laufende Transferausgaben 148,80 146,45 157,23 182,10 176,74 219,29 211,86 
28 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A85 - 89) 
9,48 79,11 16,51 157,33 90,21 64,16 56,40 
29 Laufende Ausgaben 1.416,49 1.431,04 1.568,52 1.753,93 1.796,82 1.919,55 1.957,96 
Durchschnitt Tirol 20 Leistungen für Personal 361,84 375,27 384,38 394,40 406,39 421,72 449,15 
21 Pensionen und sonstige Ruhebezüge 41,11 42,89 43,58 41,83 44,12 44,65 45,18 
22 Bezüge der gewählten Organe 23,07 23,28 23,62 24,02 24,58 25,55 27,68 
23 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelswaren 44,92 46,01 48,75 53,63 56,85 54,03 62,04 
24 Verwaltungs- und Betriebsaufwand 370,16 376,76 393,90 407,73 442,23 428,46 457,22 
25 Zinsen für Finanzschulden 37,44 30,34 27,46 26,57 30,88 39,29 45,90 
26 Laufende Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts 344,91 330,57 362,95 368,76 386,53 410,57 440,44 
27 Sonstige laufende Transferausgaben 151,85 168,69 177,31 189,01 187,14 185,14 203,65 
28 Gewinnentnahmen der Gemeinde von Unternehmungen und marktbestimmten Be-
trieben der Gemeinde (A85 - 89) 
31,24 34,49 33,53 52,46 42,98 46,40 42,74 





Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 
EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 40 Erwerb von unbeweglichem Vermögen 77,54 269,33 205,62 149,04 161,25 112,40 132,09
41 Erwerb von beweglichem Vermögen 14,22 40,30 55,48 19,06 51,48 42,36 37,09
42 Erwerb von aktivierungsfähigen Rechten 40,17 10,78 4,29 47,87 3,86 8,94 5,49
43 Kapitaltransferzahlungen an Träger öffentlichen Rechts 0,78 13,97 12,51 30,12 47,81 137,59 2,91
44 Sonstige Kapitaltransferzahlungen 38,04 9,65 39,02 29,59 27,89 58,81 68,73
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 170,76 344,03 316,92 275,68 292,29 360,10 246,31
Längenfeld 40 Erwerb von unbeweglichem Vermögen 186,42 186,22 184,09 169,67 245,53 270,25 98,31
41 Erwerb von beweglichem Vermögen 32,69 43,16 32,76 165,42 59,62 32,94 59,00
42 Erwerb von aktivierungsfähigen Rechten 1,33 1,45 0,35 11,96 0,36 0,59 0,58
43 Kapitaltransferzahlungen an Träger öffentlichen Rechts 15,45 27,12 11,71 24,55 26,23 23,24 17,14
44 Sonstige Kapitaltransferzahlungen 25,90 66,24 49,92 24,65 37,02 21,44 62,30
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 261,80 324,19 278,83 396,25 368,76 348,47 237,33
Oetz 40 Erwerb von unbeweglichem Vermögen 93,20 216,08 126,79 116,74 320,08 512,21 204,15
 41 Erwerb von beweglichem Vermögen 24,33 30,67 58,93 16,64 74,34 93,75 71,63
 42 Erwerb von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
 43 Kapitaltransferzahlungen an Träger öffentlichen Rechts 6,12 34,14 7,24 7,50 3,89 47,25 11,52
 44 Sonstige Kapitaltransferzahlungen 2,34 34,61 21,20 8,38 29,55 22,11 27,70
 49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 125,99 315,50 214,17 149,26 427,86 675,32 315,00
Roppen 40 Erwerb von unbeweglichem Vermögen 412,06 158,56 274,82 190,66 200,62 160,47 381,84
 41 Erwerb von beweglichem Vermögen 145,80 17,30 24,69 30,68 8,09 13,09 26,77
 42 Erwerb von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 0,14 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
 43 Kapitaltransferzahlungen an Träger öffentlichen Rechts 1,42 17,53 1,53 5,35 5,85 1,64 3,51
 44 Sonstige Kapitaltransferzahlungen 14,96 171,44 5,10 85,51 13,38 105,11 20,88




Sautens 40 Erwerb von unbeweglichem Vermögen 301,06 232,74 206,15 71,10 345,96 135,44 143,45
 41 Erwerb von beweglichem Vermögen 9,01 10,60 4,91 48,34 90,21 4,14 53,88
 42 Erwerb von aktivierungsfähigen Rechten 2,76 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 11,74
 43 Kapitaltransferzahlungen an Träger öffentlichen Rechts 25,49 26,90 0,00 0,00 7,40 49,06 39,25
 44 Sonstige Kapitaltransferzahlungen 6,62 37,68 161,02 92,01 44,81 44,87 79,24
 49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 344,93 307,92 372,08 211,46 488,38 233,51 327,56
Sölden 40 Erwerb von unbeweglichem Vermögen 420,10 434,51 609,01 323,93 394,19 742,75 561,00
 41 Erwerb von beweglichem Vermögen 187,41 126,50 145,99 237,73 325,19 118,94 172,35
 42 Erwerb von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 0,00 4,51 6,88 37,04 0,61 0,80
 43 Kapitaltransferzahlungen an Träger öffentlichen Rechts 0,16 6,15 2,41 27,56 29,56 16,98 2,12
 44 Sonstige Kapitaltransferzahlungen 4,88 0,00 7,80 121,34 235,04 91,33 57,69
 49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 612,56 567,16 769,71 717,43 1.021,03 970,61 793,94
Umhausen 40 Erwerb von unbeweglichem Vermögen 223,21 255,15 232,89 507,43 315,29 416,95 240,77
 41 Erwerb von beweglichem Vermögen 146,97 60,11 31,32 27,19 31,50 54,56 12,99
 42 Erwerb von aktivierungsfähigen Rechten 0,00 0,00 0,14 0,22 0,00 0,75 0,76
 43 Kapitaltransferzahlungen an Träger öffentlichen Rechts 22,09 27,67 1,16 17,23 72,72 31,97 41,28
 44 Sonstige Kapitaltransferzahlungen 36,05 24,56 37,87 75,43 44,08 85,00 43,98
 49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 428,32 367,49 303,39 627,50 463,59 589,24 339,78
Durchschnitt  
Planungsverband Ötztal 
40 Erwerb von unbeweglichem Vermögen 223,33 258,07 267,08 229,78 274,30 345,84 240,79
 41 Erwerb von beweglichem Vermögen 78,00 52,74 56,02 89,73 96,13 55,47 64,35
 42 Erwerb von aktivierungsfähigen Rechten 8,74 2,54 1,71 13,57 6,87 2,18 2,29
 43 Kapitaltransferzahlungen an Träger öffentlichen Rechts 9,35 21,09 6,62 19,82 32,56 49,78 15,07
 44 Sonstige Kapitaltransferzahlungen 21,54 40,95 39,43 56,71 65,89 58,68 53,76
 49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 340,97 375,40 370,87 409,60 475,75 511,95 376,27
Durchschnitt Tirol 40 Erwerb von unbeweglichem Vermögen 110,10 119,62 102,36 109,51 121,10 122,08 128,72
 41 Erwerb von beweglichem Vermögen 37,77 38,02 36,35 35,02 37,99 38,09 38,62
 42 Erwerb von aktivierungsfähigen Rechten 1,56 1,24 1,34 1,22 1,38 0,79 0,99
 43 Kapitaltransferzahlungen an Träger öffentlichen Rechts 17,07 19,10 17,46 19,73 23,85 25,10 26,99
 44 Sonstige Kapitaltransferzahlungen 25,91 36,04 36,18 41,23 43,12 55,63 57,27




Ausgaben aus Finanztransaktionen 
EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 60 Erwerb von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 0,00 0,00 8,97 0,00 0,00 0,00 
 61 Zuführungen an Rücklagen 7,54 2,17 140,79 36,16 51,64 193,95 77,03 
 63 Gewährung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüssen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 17,12 19,53 21,03 20,56 18,58 15,29 18,44 
 65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 108,22 120,92 86,21 93,51 117,42 101,97 77,13 
 66 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben 
der Gemeinde (A 85 - 89) 
142,64 113,32 42,55 47,56 107,58 16,40 101,00 
 69 Ausgaben aus Finanztransaktionen 275,52 255,95 290,58 206,77 295,21 327,61 273,61 
Längenfeld 60 Erwerb von Beteiligungen und Wertpapieren 19,71 232,52 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 61 Zuführungen an Rücklagen 2,19 17,49 27,38 29,13 90,20 9,21 3,59 
 63 Gewährung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüssen 0,00 343,16 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 11,54 13,62 14,44 14,76 16,67 21,71 18,32 
 65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 119,29 124,50 127,44 111,57 149,61 106,96 108,66 
 66 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben 
der Gemeinde (A 85 - 89) 
58,40 101,72 24,37 18,87 76,34 17,63 32,30 
 69 Ausgaben aus Finanztransaktionen 211,13 833,01 193,63 174,33 332,83 155,52 162,87 
Oetz 60 Erwerb von Beteiligungen und Wertpapieren 32,99 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 61 Zuführungen an Rücklagen 0,61 0,34 0,12 4,07 4,04 0,76 0,89 
 63 Gewährung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüssen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 19,97 17,66 16,83 18,06 16,87 16,91 17,31 
 65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 129,54 177,95 122,21 119,20 116,84 91,00 86,34 
 66 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben 
der Gemeinde (A 85 - 89) 
99,64 297,97 99,11 389,14 265,44 98,80 82,33 




Roppen 60 Erwerb von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 61 Zuführungen an Rücklagen 5,10 0,08 0,22 0,34 0,44 0,74 32,83 
 63 Gewährung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüssen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 12,32 18,88 26,01 26,66 27,58 27,60 31,04 
 65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 31,40 81,58 164,78 120,80 69,40 64,25 71,53 
 66 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben 
der Gemeinde (A 85 - 89) 
164,39 18,90 992,21 276,90 70,71 79,76 466,45 
 69 Ausgaben aus Finanztransaktionen 213,21 119,43 1.183,22 424,71 168,13 172,34 601,85 
Sautens 60 Erwerb von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 61 Zuführungen an Rücklagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 63 Gewährung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüssen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 19,15 17,97 12,34 12,65 12,97 6,79 5,00 
 65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 58,77 91,33 83,46 85,83 81,90 73,36 69,24 
 66 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben 
der Gemeinde (A 85 - 89) 
57,06 74,60 65,78 30,55 52,46 26,91 45,71 
 69 Ausgaben aus Finanztransaktionen 134,98 183,89 161,59 129,03 147,34 107,06 119,95 
Sölden 60 Erwerb von Beteiligungen und Wertpapieren 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 61 Zuführungen an Rücklagen 129,23 129,52 128,63 131,06 4,76 340,67 21,75 
 63 Gewährung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüssen 2,38 0,00 2,35 0,00 2,35 1,30 0,00 
 64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 7,68 3,23 3,32 0,00 0,00 0,00 0,00 
 65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 334,54 171,28 182,43 241,22 264,09 278,28 379,54 
 66 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben 
der Gemeinde (A 85 - 89) 
455,31 609,70 0,00 173,61 224,29 372,94 560,75 
 69 Ausgaben aus Finanztransaktionen 929,14 913,73 316,73 545,89 495,49 993,20 962,03 
Umhausen 60 Erwerb von Beteiligungen und Wertpapieren 16,77 0,00 0,00 14,98 0,51 0,00 82,40 
 61 Zuführungen an Rücklagen 0,00 0,00 106,71 72,77 0,50 0,00 0,18 
 63 Gewährung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüssen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 17,44 20,77 25,04 26,21 27,49 26,47 27,28 
 65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 59,66 44,84 50,49 53,86 54,45 51,35 47,14 
 66 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben 
der Gemeinde (A 85 - 89) 
62,90 17,50 49,74 97,37 86,33 64,79 124,75 






60 Erwerb von Beteiligungen und Wertpapieren 10,57 49,86 0,00 4,08 0,08 0,00 12,31 
 61 Zuführungen an Rücklagen 23,44 25,20 71,64 46,27 31,33 97,18 23,06 
 63 Gewährung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüssen 0,39 73,59 0,38 0,00 0,38 0,21 0,00 
 64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 14,50 15,43 16,70 16,53 16,68 16,52 16,78 
 65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 132,60 119,78 115,94 120,14 132,12 117,61 128,42 
 66 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben 
der Gemeinde (A 85 - 89) 
154,33 187,71 121,43 127,24 128,10 97,24 189,27 
 69 Ausgaben aus Finanztransaktionen 335,82 471,57 326,09 314,26 308,68 328,77 369,83 
Durchschnitt Tirol 60 Erwerb von Beteiligungen und Wertpapieren 5,75 4,41 8,30 7,20 4,13 6,48 11,43 
 61 Zuführungen an Rücklagen 53,53 48,92 58,54 64,25 59,31 93,33 63,01 
 62 Gewährung von Darlehen an Träger des öffentlichen Rechts 0,08 0,04 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
 63 Gewährung von Darlehen an andere und von Bezugsvorschüssen 4,57 4,13 1,06 1,08 1,34 1,25 1,65 
 64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 13,79 11,14 9,35 8,82 8,95 10,06 10,03 
 65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 73,60 76,83 76,33 76,67 77,25 77,29 68,97 
 66 Investitions- und Tilgungszuschüsse zwischen Unternehmen und marktbestimmten Betrieben 
der Gemeinde (A 85 - 89) 
47,48 50,49 42,19 54,64 56,08 58,38 66,58 






EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 19 Laufende Einnahmen 1.407,95 1.418,80 1.429,80 1.829,75 1.544,66 1.718,76 1.739,82
29 Laufende Ausgaben 1.092,81 1.074,63 1.156,82 1.449,56 1.391,52 1.566,39 1.509,86
öffentliches Sparen 315,14 344,17 272,98 380,19 153,14 152,37 229,96
öffentliche Sparquote % 28,84% 32,03% 23,60% 26,23% 11,01% 9,73% 15,23%
Längenfeld 19 Laufende Einnahmen 1.826,15 1.708,15 1.855,77 2.064,61 2.093,92 2.076,00 2.274,23
29 Laufende Ausgaben 1.438,13 1.383,53 1.501,82 1.676,25 1.639,19 1.788,22 2.066,26
öffentliches Sparen 388,02 324,62 353,95 388,35 454,73 287,78 207,97
öffentliche Sparquote % 26,98% 23,46% 23,57% 23,17% 27,74% 16,09% 10,06%
Oetz 19 Laufende Einnahmen 1.551,08 1.603,32 1.549,64 1.757,01 1.663,94 1.795,05 1.889,68
29 Laufende Ausgaben 1.122,09 1.144,14 1.236,01 1.303,55 1.324,34 1.400,44 1.494,74
öffentliches Sparen 429,00 459,18 313,63 453,46 339,60 394,61 394,94
öffentliche Sparquote % 38,23% 40,13% 25,37% 34,79% 25,64% 28,18% 26,42%
Roppen 19 Laufende Einnahmen 1.501,11 2.508,55 1.741,77 1.723,48 1.736,15 2.068,00 1.975,59
29 Laufende Ausgaben 975,55 1.686,36 1.072,30 1.200,27 1.551,58 1.442,29 1.424,02
öffentliches Sparen 525,57 822,19 669,47 523,21 184,57 625,71 551,56
öffentliche Sparquote % 53,87% 48,76% 62,43% 43,59% 11,90% 43,38% 38,73%
Sautens 19 Laufende Einnahmen 1.226,17 1.181,66 1.241,18 1.362,76 1.350,08 1.433,61 1.439,67
29 Laufende Ausgaben 1.013,17 1.030,50 1.017,53 1.704,90 1.115,51 1.593,05 1.390,32
öffentliches Sparen 213,00 151,16 223,66 -342,14 234,56 -159,44 49,34
öffentliche Sparquote % 21,02% 14,67% 21,98% -20,07% 21,03% -10,01% 3,55%
Sölden 19 Laufende Einnahmen 3.853,25 3.632,46 4.698,97 4.272,59 5.364,13 5.204,00 4.759,35
29 Laufende Ausgaben 2.598,49 2.452,23 3.229,20 3.405,51 3.771,01 3.818,53 3.587,51
öffentliches Sparen 1.254,76 1.180,24 1.469,77 867,08 1.593,12 1.385,47 1.171,84
öffentliche Sparquote % 48,29% 48,13% 45,52% 25,46% 42,25% 36,28% 32,66%
Umhausen 19 Laufende Einnahmen 1.420,90 1.376,90 1.439,72 1.460,01 1.531,67 1.749,48 1.805,71
29 Laufende Ausgaben 1.230,07 1.148,37 1.250,52 1.206,26 1.261,40 1.522,26 1.599,09
öffentliches Sparen 190,84 228,53 189,20 253,75 270,27 227,23 206,63






19 Laufende Einnahmen 1.907,52 1.930,55 2.079,26 2.171,20 2.295,51 2.383,12 2.370,09
29 Laufende Ausgaben 1.419,09 1.431,72 1.572,78 1.757,51 1.797,35 1.943,80 1.961,68
öffentliches Sparen 488,42 498,83 506,48 413,69 498,16 439,32 408,41
öffentliche Sparquote % 34,42% 34,84% 32,20% 23,54% 27,72% 22,60% 20,82%
Durchschnitt Tirol 19 Laufende Einnahmen 1.688,04 1.686,19 1.759,87 1.816,48 1.873,98 1.986,57 2.058,42
29 Laufende Ausgaben 1.418,91 1.443,15 1.513,23 1.580,53 1.639,28 1.674,01 1.790,10
öffentliches Sparen 269,12 243,04 246,64 235,95 234,70 312,56 268,32
öffentliche Sparquote in % 18,97% 16,84% 16,30% 14,93% 14,32% 18,67% 14,99%
 
 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 28,84% 32,03% 23,60% 26,23% 11,01% 9,73% 15,23%
Längenfeld 26,98% 23,46% 23,57% 23,17% 27,74% 16,09% 10,06%
Oetz 38,23% 40,13% 25,37% 34,79% 25,64% 28,18% 26,42%
Roppen 53,87% 48,76% 62,43% 43,59% 11,90% 43,38% 38,73%
Sautens 21,02% 14,67% 21,98% -20,07% 21,03% -10,01% 3,55%
Sölden 48,29% 48,13% 45,52% 25,46% 42,25% 36,28% 32,66%
Umhausen 15,51% 19,90% 15,13% 21,04% 21,43% 14,93% 12,92%
Durchschnitt Ötztal 34,42% 34,84% 32,20% 23,54% 27,72% 22,60% 20,82%
Durchschnitt Tirol 18,97% 16,84% 16,30% 14,93% 14,32% 18,67% 14,99%
 
Referenzwerte Öffentliche Sparqote 
Sehr gut: > 25 %   
Gut: > 20 %   
Durchschnitt: > 15 %   
Genügend: > 5 %   






EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 19 Laufende Einnahmen 1.407,95 1.418,80 1.429,80 1.829,75 1.544,66 1.718,76 1.739,82
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 372,25 80,28 369,03 396,08 361,00 356,04 195,62
Summe Einnahmen ohne Finanztransaktionen 1.780,20 1.499,08 1.798,84 2.225,83 1.905,66 2.074,80 1.935,43
29 Laufende Ausgaben 1.092,81 1.074,63 1.156,82 1.449,56 1.391,52 1.566,39 1.509,86
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 448,06 488,66 372,26 1.012,96 508,32 447,03 333,42
Summe Ausgaben ohne Finanztransaktionen 1.540,88 1.563,29 1.529,08 2.462,52 1.899,83 2.013,41 1.843,28
Eigenfinanzierungsquote % 115,53% 95,89% 117,64% 90,39% 100,31% 103,05% 105,00%
Längenfeld 19 Laufende Einnahmen 1.826,15 1.708,15 1.855,77 2.064,61 2.093,92 2.076,00 2.274,23
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 135,89 952,37 309,78 84,27 262,85 72,46 110,09
Summe Einnahmen ohne Finanztransaktionen 1.962,04 2.660,53 2.165,55 2.148,88 2.356,77 2.148,46 2.384,32
29 Laufende Ausgaben 1.438,13 1.383,53 1.501,82 1.676,25 1.639,19 1.788,22 2.066,26
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 309,50 495,88 433,15 535,17 737,81 849,52 388,48
Summe Ausgaben ohne Finanztransaktionen 1.747,63 1.879,41 1.934,97 2.211,42 2.377,00 2.637,74 2.454,74
Eigenfinanzierungsquote % 112,27% 141,56% 111,92% 97,17% 99,15% 81,45% 97,13%
Oetz 19 Laufende Einnahmen 1.551,08 1.603,32 1.549,64 1.757,01 1.663,94 1.795,05 1.889,68
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 149,74 444,04 512,10 238,69 155,79 338,94 366,93
Summe Einnahmen ohne Finanztransaktionen 1.700,82 2.047,36 2.061,73 1.995,71 1.819,73 2.133,99 2.256,61
29 Laufende Ausgaben 1.122,09 1.144,14 1.236,01 1.303,55 1.324,34 1.400,44 1.494,74
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 545,75 980,60 777,33 587,66 465,13 681,42 448,20
Summe Ausgaben ohne Finanztransaktionen 1.667,84 2.124,75 2.013,33 1.891,21 1.789,47 2.081,87 1.942,94
Eigenfinanzierungsquote % 101,98% 96,36% 102,40% 105,53% 101,69% 102,50% 116,14%
Roppen 19 Laufende Einnahmen 1.501,11 2.508,55 1.741,77 1.723,48 1.736,15 2.068,00 1.975,59
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 492,14 446,22 405,09 305,78 132,62 84,94 148,31
Summe Einnahmen ohne Finanztransaktionen 1.993,25 2.954,77 2.146,86 2.029,25 1.868,77 2.152,94 2.123,89
29 Laufende Ausgaben 975,55 1.686,36 1.072,30 1.200,27 1.551,58 1.442,29 1.424,02
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 1.579,03 1.451,52 782,58 692,27 322,54 1.054,24 553,77
Summe Ausgaben ohne Finanztransaktionen 2.554,58 3.137,88 1.854,89 1.892,54 1.874,12 2.496,52 1.977,79




Sautens 19 Laufende Einnahmen 1.226,17 1.181,66 1.241,18 1.362,76 1.350,08 1.433,61 1.439,67
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 158,66 112,58 295,81 639,72 392,03 364,91 243,55
Summe Einnahmen ohne Finanztransaktionen 1.384,83 1.294,24 1.537,00 2.002,48 1.742,10 1.798,51 1.683,21
29 Laufende Ausgaben 1.013,17 1.030,50 1.017,53 1.704,90 1.115,51 1.593,05 1.390,32
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 352,33 307,92 372,08 211,46 488,38 233,51 327,56
Summe Ausgaben ohne Finanztransaktionen 1.365,49 1.338,42 1.389,60 1.916,35 1.603,90 1.826,56 1.717,89
Eigenfinanzierungsquote % 101,42% 96,70% 110,61% 104,49% 108,62% 98,46% 97,98%
Sölden 19 Laufende Einnahmen 3.853,25 3.632,46 4.698,97 4.272,59 5.364,13 5.204,00 4.759,35
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 28,26 95,99 271,20 77,39 196,35 150,24 263,89
Summe Einnahmen ohne Finanztransaktionen 3.881,51 3.728,46 4.970,17 4.349,98 5.560,48 5.354,23 5.023,23
29 Laufende Ausgaben 2.598,49 2.452,23 3.229,20 3.405,51 3.771,01 3.818,53 3.587,51
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 988,45 2.037,64 3.047,02 2.189,42 1.457,92 1.041,45 823,26
Summe Ausgaben ohne Finanztransaktionen 3.586,94 4.489,87 6.276,22 5.594,93 5.228,93 4.859,97 4.410,77
Eigenfinanzierungsquote % 108,21% 83,04% 79,19% 77,75% 106,34% 110,17% 113,89%
Umhausen 19 Laufende Einnahmen 1.420,90 1.376,90 1.439,72 1.460,01 1.531,67 1.749,48 1.805,71
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 352,31 277,50 257,45 459,69 235,93 674,71 273,21
Summe Einnahmen ohne Finanztransaktionen 1.773,21 1.654,40 1.697,17 1.919,70 1.767,60 2.424,19 2.078,93
29 Laufende Ausgaben 1.230,07 1.148,37 1.250,52 1.206,26 1.261,40 1.522,26 1.599,09
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 493,17 535,96 350,13 634,37 730,53 765,02 502,35
Summe Ausgaben ohne Finanztransaktionen 1.723,23 1.684,33 1.600,65 1.840,63 1.991,93 2.287,28 2.101,43
Eigenfinanzierungsquote % 102,90% 98,22% 106,03% 104,30% 88,74% 105,99% 98,93%
Durchschnitt 
Planungsverband Ötztal 
19 Laufende Einnahmen 1.907,52 1.930,55 2.079,26 2.171,20 2.295,51 2.383,12 2.370,09
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 232,78 374,76 338,58 277,65 253,52 285,15 219,07
Summe Einnahmen ohne Finanztransaktionen 2.140,29 2.305,31 2.417,84 2.448,85 2.549,04 2.668,28 2.589,16
29 Laufende Ausgaben 1.419,09 1.431,72 1.572,78 1.757,51 1.797,35 1.943,80 1.961,68
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 613,22 874,48 896,69 913,59 722,27 741,27 481,36
Summe Ausgaben ohne Finanztransaktionen 2.032,32 2.306,20 2.469,47 2.671,10 2.519,62 2.685,07 2.443,04




Durchschnitt Tirol 19 Laufende Einnahmen 1.688,04 1.686,19 1.759,87 1.816,48 1.873,98 1.986,57 2.058,42
39 Einnahmen der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 218,11 251,01 223,66 245,73 258,97 255,94 250,97
Summe Einnahmen ohne Finanztransaktionen 1.906,14 1.937,20 1.983,53 2.062,22 2.132,95 2.242,51 2.309,39
29 Laufende Ausgaben 1.418,91 1.443,15 1.513,23 1.580,53 1.639,28 1.674,01 1.790,10
49 Ausgaben der Vermögensgebarung ohne Finanztransaktionen 462,30 510,58 474,67 509,43 522,86 533,59 582,11
Summe Ausgaben ohne Finanztransaktionen 1.881,22 1.953,73 1.987,90 2.089,96 2.162,13 2.207,60 2.372,21
Eigenfinanzierungsquote in % 101,33% 99,15% 99,78% 98,67% 98,65% 101,58% 97,35%
 
 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 115,53% 95,89% 117,64% 90,39% 100,31% 103,05% 105,00%
Längenfeld 112,27% 141,56% 111,92% 97,17% 99,15% 81,45% 97,13%
Oetz 101,98% 96,36% 102,40% 105,53% 101,69% 102,50% 116,14%
Roppen 78,03% 94,16% 115,74% 107,22% 99,71% 86,24% 107,39%
Sautens 101,42% 96,70% 110,61% 104,49% 108,62% 98,46% 97,98%
Sölden 108,21% 83,04% 79,19% 77,75% 106,34% 110,17% 113,89%
Umhausen 102,90% 98,22% 106,03% 104,30% 88,74% 105,99% 98,93%
Durchschnitt Ötztal 105,31% 99,96% 97,91% 91,68% 101,17% 99,37% 105,98%




Sehr gut: > 110%   
Gut: > 100%   
Durchschnitt: > 90%   
Genügend: > 80%   






EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 25 Zinsen für Finanzschulden 60,37 52,78 46,43 46,40 63,88 69,71 76,50
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 17,12 19,53 21,03 20,56 18,58 15,29 18,44
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 108,22 120,92 86,21 93,51 117,42 101,97 77,13
Schuldendienst 185,71 193,23 153,67 160,47 199,87 186,97 172,08
10 Eigene Steuern 323,41 343,68 349,15 378,79 372,07 413,40 390,39
11 Ertragsanteile 581,00 571,06 584,07 616,90 647,19 678,15 740,70
Summe (10 Eigene Steuern, 11 Ertragsanteile) 904,42 914,75 933,22 995,68 1.019,26 1.091,55 1.131,10
Schuldendienststeuerquote % 20,53% 21,12% 16,47% 16,12% 19,61% 17,13% 15,21%
Längenfeld 25 Zinsen für Finanzschulden 78,15 67,22 62,81 58,36 55,42 57,25 60,81
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 11,54 13,62 14,44 14,76 16,67 21,71 18,32
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 119,29 124,50 127,44 111,57 149,61 106,96 108,66
Schuldendienst 208,98 205,34 204,68 184,69 221,69 185,93 187,79
10 Eigene Steuern 366,48 265,44 345,94 263,22 285,23 297,87 321,30
11 Ertragsanteile 623,60 610,97 626,16 659,77 692,63 724,81 786,65
Summe (10 Eigene Steuern, 11 Ertragsanteile) 990,07 876,42 972,10 922,99 977,86 1.022,67 1.107,96
Schuldendienststeuerquote % 21,11% 23,43% 21,06% 20,01% 22,67% 18,18% 16,95%
Oetz 25 Zinsen für Finanzschulden 56,47 49,23 36,05 34,07 35,98 41,42 45,96
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 19,97 17,66 16,83 18,06 16,87 16,91 17,31
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 129,54 177,95 122,21 119,20 116,84 91,00 86,34
Schuldendienst 205,98 244,84 175,09 171,33 169,68 149,33 149,62
10 Eigene Steuern 306,74 388,27 298,31 322,33 332,78 335,74 361,02
11 Ertragsanteile 662,11 651,23 661,68 702,37 738,30 772,45 839,15
Summe (10 Eigene Steuern, 11 Ertragsanteile) 968,85 1.039,50 959,99 1.024,70 1.071,08 1.108,20 1.200,17




Roppen 25 Zinsen für Finanzschulden 85,67 63,34 57,00 52,01 63,00 96,15 119,54
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 12,32 18,88 26,01 26,66 27,58 27,60 31,04
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 31,40 81,58 164,78 120,80 69,40 64,25 71,53
Schuldendienst 129,39 163,79 247,80 199,48 159,98 187,99 222,12
10 Eigene Steuern 326,25 286,74 254,26 239,80 323,85 361,73 374,80
11 Ertragsanteile 566,91 558,04 572,69 601,45 635,16 672,08 728,97
Summe (10 Eigene Steuern, 11 Ertragsanteile) 893,16 844,78 826,95 841,25 959,02 1.033,82 1.103,77
Schuldendienststeuerquote % 14,49% 19,39% 29,97% 23,71% 16,68% 18,18% 20,12%
Sautens 25 Zinsen für Finanzschulden 60,51 63,96 32,50 29,83 33,44 41,78 45,74
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 19,15 17,97 12,34 12,65 12,97 6,79 5,00
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 58,77 91,33 83,46 85,83 81,90 73,36 69,24
Schuldendienst 138,43 173,25 128,31 128,31 128,31 121,93 119,98
10 Eigene Steuern 135,70 121,77 149,15 181,42 162,20 145,70 136,12
11 Ertragsanteile 600,96 587,30 602,43 637,85 655,96 717,42 765,17
Summe (10 Eigene Steuern, 11 Ertragsanteile) 736,66 709,07 751,57 819,27 818,16 863,12 901,29
Schuldendienststeuerquote % 18,79% 24,43% 17,07% 15,66% 15,68% 14,13% 13,31%
Sölden 25 Zinsen für Finanzschulden 140,94 81,44 113,81 143,65 189,33 213,37 247,06
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 7,68 3,23 3,32 0,00 0,00 0,00 0,00
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 334,54 171,28 182,43 241,22 264,09 278,28 379,54
Schuldendienst 483,16 255,95 299,56 384,87 453,43 491,65 626,60
10 Eigene Steuern 958,28 935,12 1.061,14 805,25 1.090,69 1.133,39 1.185,18
11 Ertragsanteile 1.068,19 1.074,57 1.074,11 1.137,86 1.201,06 1.235,12 1.327,36
Summe (10 Eigene Steuern, 11 Ertragsanteile) 2.026,48 2.009,69 2.135,25 1.943,11 2.291,75 2.368,51 2.512,55
Schuldendienststeuerquote % 23,84% 12,74% 14,03% 19,81% 19,79% 20,76% 24,94%
Umhausen 25 Zinsen für Finanzschulden 44,75 29,85 26,83 26,54 35,06 49,79 53,50
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 17,44 20,77 25,04 26,21 27,49 26,47 27,28
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 420,82 57,39 50,49 55,29 58,72 254,95 134,00
Schuldendienst 483,01 108,02 102,36 108,04 121,27 331,21 214,78
10 Eigene Steuern 234,09 212,17 226,95 239,26 201,14 207,23 220,70
11 Ertragsanteile 614,30 603,84 618,53 653,18 674,73 736,39 785,71
Summe (10 Eigene Steuern, 11 Ertragsanteile) 848,39 816,01 845,48 892,44 875,87 943,62 1.006,40





25 Zinsen für Finanzschulden 76,59 58,33 56,67 59,66 72,69 84,37 95,32
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 14,50 15,43 16,70 16,53 16,68 16,52 16,78
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 186,52 121,65 115,94 120,36 132,76 148,01 141,39
Schuldendienst 277,62 195,41 189,31 196,54 222,12 248,90 253,49
10 Eigene Steuern 407,67 388,34 417,97 370,51 421,38 442,86 456,95
11 Ertragsanteile 683,53 675,31 686,84 725,86 760,84 800,08 864,36
Summe (10 Eigene Steuern, 11 Ertragsanteile) 1.091,20 1.063,65 1.104,81 1.096,37 1.182,22 1.242,94 1.321,31
Schuldendienststeuerquote % 25,44% 18,37% 17,13% 17,93% 18,79% 20,03% 19,18%
Durchschnitt Tirol 25 Zinsen für Finanzschulden 37,46 30,35 27,49 26,59 30,89 39,29 45,92
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 13,79 11,14 9,35 8,82 8,96 10,06 10,03
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 75,95 80,13 96,30 85,15 87,48 86,99 75,53
Schuldendienst 127,20 121,63 133,14 120,56 127,34 136,34 131,47
10 Eigene Steuern 372,57 382,88 402,58 407,41 424,23 445,93 460,45
11 Ertragsanteile 704,02 682,30 698,10 718,32 747,27 803,80 879,31
Summe (10 Eigene Steuern, 11 Ertragsanteile) 1.076,59 1.065,18 1.100,68 1.125,73 1.171,50 1.249,73 1.339,76





 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 20,53% 21,12% 16,47% 16,12% 19,61% 17,13% 15,21%
Längenfeld 21,11% 23,43% 21,06% 20,01% 22,67% 18,18% 16,95%
Oetz 21,26% 23,55% 18,24% 16,72% 15,84% 13,47% 12,47%
Roppen 14,49% 19,39% 29,97% 23,71% 16,68% 18,18% 20,12%
Sautens 18,79% 24,43% 17,07% 15,66% 15,68% 14,13% 13,31%
Sölden 23,84% 12,74% 14,03% 19,81% 19,79% 20,76% 24,94%
Umhausen 56,93% 13,24% 12,11% 12,11% 13,85% 35,10% 21,34%
Durchschnitt Ötztal 25,44% 18,37% 17,13% 17,93% 18,79% 20,03% 19,18%
Durchschnitt Tirol 11,81% 11,42% 12,10% 10,71% 10,87% 10,91% 9,81%
 
Referenzwerte Schuldendienststeuerquote 
Sehr gut: < 10%   
Gut: < 15%   
Durchschnitt: < 20%   
Genügend: < 25%   






EUR / Einwohner 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 19 Laufende Einnahmen 1407,9533 1418,8003 1.429,80 1.829,75 1.544,66 1.718,76 1.739,82
29 Laufende Ausgaben 1092,8138 1074,628 1.156,82 1.449,56 1.391,52 1.566,39 1.509,86
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 17,120126 19,532102 21,03 20,56 18,58 15,29 18,44
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 108,22096 120,92463 86,21 93,51 117,42 101,97 77,13
Summe Ausgaben 1218,1548 1215,0847 1.264,06 1.563,63 1.527,51 1.683,65 1.605,43
Wirtschaftsergebnis / freie Finanzmittel 189,7985 203,71556 165,74 266,12 17,15 35,11 134,39
Quote der freien Finanzspitze % 13,48% 14,36% 11,59% 14,54% 1,11% 2,04% 7,72%
Längenfeld 19 Laufende Einnahmen 1826,1537 1708,1549 1.855,77 2.064,61 2.093,92 2.076,00 2.274,23
29 Laufende Ausgaben 1438,1288 1383,5317 1.501,82 1.676,25 1.639,19 1.788,22 2.066,26
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 11,537172 13,618681 14,44 14,76 16,67 21,71 18,32
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 119,29263 124,50037 127,44 111,57 149,61 106,96 108,66
Summe Ausgaben 1568,9586 1521,6508 1.643,69 1.802,58 1.805,47 1.916,90 2.193,24
Wirtschaftsergebnis / freie Finanzmittel 257,19504 186,50411 212,08 262,02 288,45 159,10 80,98
Quote der freien Finanzspitze % 14,08% 10,92% 11,43% 12,69% 13,78% 7,66% 3,56%
Oetz 19 Laufende Einnahmen 1551,0827 1603,3214 1.549,64 1.757,01 1.663,94 1.795,05 1.889,68
29 Laufende Ausgaben 1122,0855 1144,144 1.236,01 1.303,55 1.324,34 1.400,44 1.494,74
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 19,9699 17,656187 16,83 18,06 16,87 16,91 17,31
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 129,53675 177,95408 122,21 119,20 116,84 91,00 86,34
Summe Ausgaben 1271,5921 1339,7543 1.375,05 1.440,80 1.458,05 1.508,35 1.598,39
Wirtschaftsergebnis / freie Finanzmittel 279,49058 263,56715 174,59 316,21 205,90 286,70 291,29
Quote der freien Finanzspitze % 18,02% 16,44% 11,27% 18,00% 12,37% 15,97% 15,41%
Roppen 19 Laufende Einnahmen 1501,1132 2508,5504 1.741,77 1.723,48 1.736,15 2.068,00 1.975,59
29 Laufende Ausgaben 975,5467 1686,3606 1.072,30 1.200,27 1.551,58 1.442,29 1.424,02
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 12,318804 18,878218 26,01 26,66 27,58 27,60 31,04
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 31,399913 81,575477 164,78 120,80 69,40 64,25 71,53
Summe Ausgaben 1019,2654 1786,8143 1.263,10 1.347,73 1.648,56 1.534,13 1.526,60
Wirtschaftsergebnis / freie Finanzmittel 481,84781 721,73617 478,68 375,74 87,59 533,87 448,99




Sautens 19 Laufende Einnahmen 1226,1715 1181,6624 1.241,18 1.362,76 1.350,08 1.433,61 1.439,67
29 Laufende Ausgaben 1013,1678 1030,5002 1.017,53 1.704,90 1.115,51 1.593,05 1.390,32
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 19,147336 17,970141 12,34 12,65 12,97 6,79 5,00
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 58,76932 91,326453 83,46 85,83 81,90 73,36 69,24
Summe Ausgaben 1091,0845 1139,7968 1.113,34 1.803,38 1.210,39 1.673,20 1.464,57
Wirtschaftsergebnis / freie Finanzmittel 135,08702 41,865555 127,85 -440,62 139,68 -239,60 -24,90
Quote der freien Finanzspitze % 11,02% 3,54% 10,30% -32,33% 10,35% -16,71% -1,73%
Sölden 19 Laufende Einnahmen 3853,2501 3632,4648 4.698,97 4.272,59 5.364,13 5.204,00 4.759,35
29 Laufende Ausgaben 2598,4949 2452,2272 3.229,20 3.405,51 3.771,01 3.818,53 3.587,51
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 7,6774755 3,2332616 3,32 0,00 0,00 0,00 0,00
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 334,53993 171,27794 182,43 241,22 264,09 278,28 379,54
Summe Ausgaben 2940,7123 2626,7384 3.414,95 3.646,72 4.035,11 4.096,81 3.967,05
Wirtschaftsergebnis / freie Finanzmittel 912,53779 1005,7264 1.284,02 625,87 1.329,02 1.107,19 792,30
Quote der freien Finanzspitze % 23,68% 27,69% 27,33% 14,65% 24,78% 21,28% 16,65%
Umhausen 19 Laufende Einnahmen 1420,9018 1376,8984 1.439,72 1.460,01 1.531,67 1.749,48 1.805,71
29 Laufende Ausgaben 1230,0658 1148,3692 1.250,52 1.206,26 1.261,40 1.522,26 1.599,09
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 17,442641 20,770124 25,04 26,21 27,49 26,47 27,28
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 420,81958 57,394588 50,49 55,29 58,72 254,95 134,00
Summe Ausgaben 1668,328 1226,5339 1.326,05 1.287,76 1.347,60 1.803,67 1.760,36
Wirtschaftsergebnis / freie Finanzmittel -247,42624 150,36449 113,67 172,25 184,07 -54,19 45,35
Quote der freien Finanzspitze % -17,41% 10,92% 7,90% 11,80% 12,02% -3,10% 2,51%
Durchschnitt Ötztal 19 Laufende Einnahmen 1.907,52 1.930,55 2.079,26 2.171,20 2.295,51 2.383,12 2.370,09
29 Laufende Ausgaben 1.419,09 1.431,72 1.572,78 1.757,51 1.797,35 1.943,80 1.961,68
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 14,50 15,43 16,70 16,53 16,68 16,52 16,78
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 186,52 121,65 115,94 120,36 132,76 148,01 141,39
Summe Ausgaben 1.620,12 1.568,81 1.705,42 1.894,39 1.946,79 2.108,33 2.119,85
Wirtschaftsergebnis / freie Finanzmittel 287,39 361,75 373,84 276,81 348,73 274,79 250,24




Durchschnitt Tirol 19 Laufende Einnahmen 1.688,04 1.686,19 1.759,87 1.816,48 1.873,98 1.986,57 2.058,42
29 Laufende Ausgaben 1.418,91 1.443,15 1.513,23 1.580,53 1.639,28 1.674,01 1.790,10
64 Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen Rechts 13,79 11,14 9,35 8,82 8,96 10,06 10,03
65 Rückzahlung von Finanzschulden bei anderen 75,95 80,13 96,30 85,15 87,48 86,99 75,53
Summe Ausgaben 1.508,65 1.534,42 1.618,88 1.674,50 1.735,72 1.771,06 1.875,65
Wirtschaftsergebnis / freie Finanzmittel 179,39 151,77 141,00 141,98 138,26 215,51 182,77
Quote der freien Finanzspitze % 10,63% 9,00% 8,01% 7,82% 7,38% 10,85% 8,88%
 
 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 
Haiming 13,48% 14,36% 11,59% 14,54% 1,11% 2,04% 7,72%
Längenfeld 14,08% 10,92% 11,43% 12,69% 13,78% 7,66% 3,56%
Oetz 18,02% 16,44% 11,27% 18,00% 12,37% 15,97% 15,41%
Roppen 32,10% 28,77% 27,48% 21,80% 5,05% 25,82% 22,73%
Sautens 11,02% 3,54% 10,30% -32,33% 10,35% -16,71% -1,73%
Sölden 23,68% 27,69% 27,33% 14,65% 24,78% 21,28% 16,65%
Umhausen -17,41% 10,92% 7,90% 11,80% 12,02% -3,10% 2,51%
Durchschnitt Ötztal 15,07% 18,74% 17,98% 12,75% 15,19% 11,53% 10,56%
Durchschnitt Tirol 10,63% 9,00% 8,01% 7,82% 7,38% 10,85% 8,88%
   
Referenzwerte Freie Finanzspitze 
Sehr gut: > 15% 
Gut: > 12% 
Durchschnitt: > 8% 
Genügend: > 3% 
Unzureichend: < 3% 
 
 
